
Stadt Hilden 
 
 

 
N i e d e r s c h r i f t 

 
über die 20. öffentliche und nichtöffentliche Sitzung des Rates der Stadt Hilden  am 
Mittwoch, 13.09.2023 um 17:00 Uhr, in der Stadthalle Hilden (Fritz-Gressard-Platz 1 in 
40721 Hilden) 

 

 
Anwesend waren: 
 

Vorsitz 
Herr Dr. Claus Pommer  

Ratsmitglieder 
Frau Nicole Anfang CDU  
Frau Susanne Brandenburg CDU  
Herr Martin Falke CDU  
Herr Fabian Filatov CDU  
Herr Fred-Harry Frenzel CDU  
Herr Christian Gartmann CDU  
Herr Peter Groß CDU  
Herr Thomas Grünendahl CDU  
Herr Ramon Ludwig Kimmel CDU  
Herr Philip Razum CDU  
Herr Michael Rupp CDU  
Herr Christian Schimang CDU  
Frau Claudia Schlottmann CDU  
Herr Rainer Schlottmann CDU  
Herr Kevin Peter Schneider CDU  
Herr Norbert Schreier CDU  
Herr Matthias Schumann CDU  
Herr Michael Wegmann CDU  
Frau Sandra Kathrin Wiemers CDU  
Herr Tristan Zeitter CDU  
Herr Reinhard Zenker CDU  
Frau Anabela Barata SPD  
Herr Torsten Brehmer SPD  
Herr Kevin Buchner SPD  
Frau Sarah Buchner SPD  
Herr Hamza El Halimi SPD  
Frau Hannah Hammer SPD  
Frau Dagmar Hebestreit SPD  
Herr Steffen Kirchhoff SPD  
Frau Henrike Lindenberg SPD  
Herr Dominik Stöter SPD  
Frau Anne Kathrin Stroth SPD  
Herr Carsten Wannhof SPD  
Herr Hans-Jürgen Weber SPD  
Frau Helga Achterwinter Bündnis 90/Die Grünen  
Herr Heinz Albers Bündnis 90/Die Grünen  
Herr Klaus-Dieter Bartel Bündnis 90/Die Grünen  
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Herr Abdullah Dogan Bündnis 90/Die Grünen  
Frau Cornelia Geißler Bündnis 90/Die Grünen  
Frau Annegret Gronemeyer Bündnis 90/Die Grünen  
Frau Helen Kehmeier Bündnis 90/Die Grünen  
Frau Marianne Münnich Bündnis 90/Die Grünen  
Herr Peter Münnich Bündnis 90/Die Grünen  
Frau Anna Meike Reimann Bündnis 90/Die Grünen  
Herr Hartmut Toska Bündnis 90/Die Grünen  
Frau Susanne Vogel Bündnis 90/Die Grünen  
Herr Rudolf Joseph FDP  
Herr Thomas Remih FDP Bis einschließlich TOP 7.2 

anwesend 
Herr Prof. Dr. Ralf Bommermann AfD  
Herr Marlon Buchholz AfD  
Herr Dr. Heimo Haupt AfD  
Herr Axel Hoffmeister AfD  
Herr Ralf Peter Beier BÜRGERAKTION  
Herr Ludger Reffgen BÜRGERAKTION  
Frau Dorothea Spielmann-Locks BÜRGERAKTION  
Herr Ernst Kalversberg Allianz für Hilden  
Herr Oliver Kohl Allianz für Hilden  
Herr Werner Erbe parteilos  

Von der Verwaltung 
Frau Beigeordnete Mona Wolke-Ertel Stadt Hilden  
Herr 1. Beigeordneter Sönke Eichner Stadt Hilden  
Herr Beigeordneter Peter Stuhlträger Stadt Hilden  
Herr Roland Becker Amtsleiter Bürgermeis-
terbüro 

 

Frau Christina Schroeder Stadt Hilden  
Herr Martin Wiedersprecher Leiter des Amtes für Fi-
nanzservice 

 

 
 

Abwesende Ratsmitglieder 
Herr Jörg Brandenburg CDU  
Frau Kimberly Lynn Bauer SPD 

 

Frau Sandra Kollender SPD  
Frau Julia Gerhard FDP  
Herr Uwe Gramminger FDP  
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Tagesordnung: 

 
Eröffnung der Sitzung   
 
Änderungen zur Tagesordnung   
 
Einwohnerfragestunde   
 
 1   Einführung und Verpflichtung eines neuen Ratsmitgliedes 

WP 20-25 SV 01/122 
  
 2   Befangenheitserklärungen 

 
 3   Flüchtlingssituation in Hilden 

 
 4   CO-Pipeline der Firma Covestro, vormals Bayer-Material Science - Sachstands-

bericht 
 

 5   Anregungen und Beschwerden 
 

 5.1   Anregung nach § 24 GO NRW 
Antragsteller: Carnevals Comitee Hilden (CCH) 
Anregung: Bewilligung eines Festzeltes auf dem Nové-Mesto-Platz, Nr. 027-23 
WP 20-25 SV 32/025 

  
 6   Allgemeine Ratsangelegenheiten 

 
 6.1   Umbesetzungen in Ausschüssen und Gremien 

WP 20-25 SV 01/123 
  
 6.2   Benennung einer neuen stellvertretenden Vorsitzenden für den Paten- und Part-

nerschaftsausschuss 
WP 20-25 SV 01/125 

  
 6.3   Kommissarische Bestellung des stellvertretenden Leiters der Feuerwehr Hilden 

WP 20-25 SV 10/046 
  
 6.4   Anpassungen und Änderungen an freiwilligen Leistungen im Bereich Ehrenamt: 

Ehrenamtspass (Ehrenamtskarte) 
WP 20-25 SV 01/124 

  
 6.5   Erfahrungs- und Sachstandsbericht zum Fahrzeugverkehr in der Fußgängerzone 

WP 20-25 SV 32/023 
  
 6.6   Entwurf der Stellenveränderungen zum Stellenplan 2024 

WP 20-25 SV 12/038 
  
 7   Haushalts- und Gebührenangelegenheiten 

 
 7.1   Entwurf der Haushaltssatzung 2024 

WP 20-25 SV 20/141 
  
 7.2   Befreiung von der Aufstellung des Gesamtabschlusses 2022 

WP 20-25 SV 20/142 
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 7.3   Erneuerung von Einrichtungen in Flüchtlingsunterkünften: 
Überplanmäßige Mittelbereitstellung 
WP 20-25 SV 51/236 

  
 7.4   RW-Behandlungsanlage Hochdahler Straße / Bürenbach: überplanmäßiger Mit-

telbedarf 
WP 20-25 SV 66/091 

  
 8   Angelegenheiten des Stadtentwicklungsausschusses 

 
 8.1   Bebauungsplan Nr. 103, 3. Änderung für den Bereich Düsseldorfer Straße / 

Niedenstraße:  
1. Abhandlung der Anregungen der TöB  
2. Abhandlung der Anregungen der Öffentlichkeit  
3. Satzungsbeschluss 
WP 20-25 SV 61/094/1 

  
 9   Angelegenheiten des Ausschusses für Umwelt- und Klimaschutz 

 
 9.1   Tarifanwendung Deutschland-Ticket rückwirkend ab dem 01.05.2023: 

Übetragung der Abwicklung der Finanzierung an den VRR 
WP 20-25 SV 61/131 

  
 9.2   Klimaschutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen der Stadt Hilden: Bericht 2023 

WP 20-25 SV IV/026 
  
 9.3   Konzeption einer Kommunalen Wärmeplanung 

WP 20-25 SV 61/129 
  
 10   Bedarfsbeschluss Neubau Sporthalle Schützenstraße 

WP 20-25 SV 26/045/1 
  
 11   Mitteilungen und Beantwortungen von Anfragen 

 
 12   Entgegennahme von Anfragen und Anträgen 

 
 12.1   Antrag AfD Fraktion Sprachvorschriften in der Stadtverwaltung 

 
 12.2   Anfrage Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN: Situation der Geflüchteten in den 

städtischen Unterkünften 
 

 12.3   Anfrage BA Fraktion: Nutzungsgebühren für öffentliche Grünanlagen 
 

 12.4   Anfrage BA Fraktion: Verkehrsfluss bei Baustellen-Umleitungen 
 

 12.5   Antrag FDP Fraktion: Einrichtung von Wohnmobilstellplätzen 
 

 12.6   Anfrage FDP Fraktion: Termin für die Stadtkonferenz "Mobilitätskonzept" 
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 Eröffnung der Sitzung 

 
Der Vorsitzende, Bürgermeister Dr. Claus Pommer, eröffnete die Sitzung und begrüßte die anwe-
senden Mitglieder des Gremiums, die Vertreter der Presse, die erschienenen Zuhörerinnen und 
Zuhörer sowie die Zuschauerinnen und Zuschauer des Live-Streams. 
 
Er stellte zunächst fest, dass die Unterlagen form- und fristgerecht zugegangen sind. 
 
Einleitend informierte er, dass der öffentliche Teil dieser Ratssitzung mit Bild und Ton gestreamt 
werde. Bis auf eine Person haben alle Anwesenden der Übertragung ihrer Person zugestimmt; 
allerdings könne jedes Ratsmitglied diese Zustimmung ad-hoc – durch Zeigen einer auf den Plät-
zen ausliegenden roten Karte – widerrufen. Weiter gilt in der Sitzung eine Redezeitbegrenzung. 
Ratsmitglieder erhalten für einen ersten Redebeitrag vier Minuten Redezeit und für einen weiteren 
Beitrag zum selben Tagesordnungspunkt zwei Minuten Redezeit. Die Zeit werde mit Hilfe einer 
Stoppuhr an der Leinwand angezeigt. 
 
Abschließend gratulierte er den Ratsmitgliedern, die seit der letzten Sitzung Geburtstag hatten. 

 
 

 
 Änderungen zur Tagesordnung 

 
Folgende Anträge, die Tagesordnung zu ändern, wurden gestellt: 
 
TOP 11: Rm Wiemers/CDU beantragte die Verschiebung des Tagesordnungspunktes 11 vor den 
Tagesordnungspunkt 9.1. 
 
TOP 7.4: Bürgermeister Dr. Claus Pommer beantragte für die Verwaltung die Erweiterung der Ta-
gesordnung um den öffentlichen Tagesordnungspunkt „RW-Behandlungsanlage Hochdahler Stra-
ße / Bürenbach: überplanmäßiger Mittelbedarf“ als neuen TOP 7.4. 
 
Nachdem sich Bürgermeister Dr. Pommer vergewissert hatte, dass alle Gremienmitglieder damit 
einverstanden sind, stellte er fest, dass die Änderungen zur Tagesordnung somit einstimmig be-
schlossen wurden. 

 
 
 

 
 Einwohnerfragestunde 

 
Zur Einwohnerfragestunde meldete sich niemand. 

 
 

1 Einführung und Verpflichtung eines neuen Ratsmitgliedes WP 20-25 SV 
01/122 

 
Bürgermeister Dr. Claus Pommer bat Frau Helga Achterwinter zu sich und verpflichtete sie mit den 
Worten:  
 
“Ich verpflichte mich, dass ich meine Aufgaben nach bestem Wissen und Können wahrnehmen, 
das Grundgesetz, die Verfassung des Landes und die Gesetze beachten und meine Pflichten zum 
Wohle der Gemeinde erfüllen werde. So wahr mir Gott helfe.“  
 
Während der Verpflichtung hatten sich die Anwesenden von ihren Plätzen erhoben.   
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  2 Befangenheitserklärungen  

 
Rm Kirchhoff/SPD erklärte sich zu TOP 6.3 für befangen. 

  
 

 3 Flüchtlingssituation in Hilden  

 
Erster Beigeordneter Eichner berichtete über die aktuelle Flüchtlingssituation in Hilden, die auf-
grund der verstärkten Zuweisung von großen Gruppen sehr herausfordernd sei. 
Aktuell verfüge die Stadt über eine Unterbringungskapazität von 847 Plätzen in den städtischen 
Unterkünften, wovon 787 belegt seien und somit noch 60 freie Plätze zur Verfügung stehen. Von 
den 787 Personen in den städtischen Unterkünften stammen 155 Menschen aus der Ukraine. Er 
ergänzte, dass die Zahl Geflüchteten aus der Ukraine wesentlich höher sei, sich diese aber größ-
tenteils nicht mehr in städtischen Unterkünften befinden, sondern aufgrund des Leistungswechsels 
in das SGB II, in Wohnungen vom freien Wohnungsmarkt. Verlässliche Zahlen darüber, wie viele 
Personen sich aktuell aus der Ukraine in Hilden befinden, liegen aktuell nicht vor. 
 
Laut Verteilerstatistik müsse die Stadt noch bis zu 73 Flüchtlinge aufnehmen können. Aktuell liege 
die Aufnahmequote bei rund 91%, führte Beigeordneter Eichner weiter aus. 
 
Die Altersstruktur der 787 Personen stelle sich wie folgt dar: 
  0 -   1 Jahr:   26 Menschen (17 weiblich/     9 männlich) 
  2 -   5 Jahre:  56 Menschen (27 weiblich/   29 männlich) 
  6 - 14 Jahre:  121 Menschen (56 weiblich/   65 männlich) 
15 - 17 Jahre:  31 Menschen (12 weiblich/   19 männlich) 
18 - 29 Jahre:  204 Menschen (56 weiblich/ 148 männlich) 
30 - 39 Jahre:  174 Menschen (64 weiblich/ 110 männlich) 
40 - 49 Jahre:  92 Menschen (42 weiblich/   50 männlich) 
50 - 59 Jahre:  44 Menschen (21 weiblich/   23 männlich) 
60 Jahre und älter:  39 Menschen (29 weiblich/   10 männlich) 
 
 
Rm Joseph/FDP fragte, ob bei einer anhaltenden hohen Zahl von Zuweisungen damit zu rechnen 
sei, dass es wieder zur Schließung einer Sporthalle komme, um diese als Unterbringungsmöglich-
keit zu nutzen. 
 
Erster Beigeordneter Eichner betonte, dass die Schließung von Sporthallen für die Unterbringung 
von Flüchtlingen das absolut letzte Mittel sei und zunächst nach anderen Lösungen gesucht wer-
de. So befinde sich die Stadt in Gesprächen mit verschiedenen Immobilienbesitzern. Ein Gespräch 
für die Übernahme eines Hotels zur Unterbringung sei leider nicht erfolgreich gewesen. Sofern es 
jedoch zu einer großen Zuweisung komme, müsse über alle Unterbringungsmöglichkeiten, bei-
spielweise in Containern, Zelte oder auch in Sporthallen, nachgedacht werden. 

  
 

 4 CO-Pipeline der Firma Covestro, vormals Bayer-Material Science - 
Sachstandsbericht 

 

 
Bürgermeister Dr. Pommer führte aus, dass das Verwaltungsgericht Düsseldorf die Klagen gegen 
den Planänderungsbescheid am 13.06.2023 ohne mündliche Verhandlung abgewiesen habe und 
die Verwaltung anschließend absprachegemäß die Kanzlei Baumeister beauftragt habe, einen 
Antrag auf Zulassung der Berufung beim OVG Münster einzureichen. Dieser Antrag wurde am 
27.07.2023 fristgerecht eingereicht. Die Verwaltung werde über den weiteren Verlauf informieren. 
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 5 Anregungen und Beschwerden  

 
 5.1 Anregung nach § 24 GO NRW 

Antragsteller: Carnevals Comitee Hilden (CCH) 
Anregung: Bewilligung eines Festzeltes auf dem Nové-Mesto-
Platz, Nr. 027-23 

WP 20-25 SV 
32/025 

 
Rm Joseph/FDP betonte, dass der CCH seit mehreren Jahren etablierte und beliebte Veranstal-
tungen während der Karnevalszeit in Hilden durchführe und die Fraktion die wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten, die zu dem Antrag des Vereins führten, nachvollziehen könne.  
Er bat darum, mit dem CCH abzuklären, ob eine Rückkehr in die Stadthalle als Veranstaltungsort, 
eine Option darstelle. Die Option eines Festzeltes auf dem Nové-Město-Platz (NMP) sehe er kri-
tisch, führte Rm Joseph/FDP weiter aus.  
 
Rm K. Buchner/SPD erklärte ebenfalls, dass er dem Wunsch des CCH, das Festzelt aufgrund der 
hohen Ticketnachfrage zu vergrößern, nachvollziehen könne. Dennoch werde die SPD Fraktion 
den Antrag aufgrund der Hinweise der Verwaltung zum Lärm- und Schallschutz ablehnen. Auch in 
seiner Funktion als Aufsichtsratsvorsitzender der Stadt Hilden Holding, die Betreiberin der Stadt-
halle sei, lud er den CCH zu einem Gespräch ein, um die Möglichkeit der Durchführung der Veran-
staltungen in der Stadthalle zu besprechen. Weitere Unterstützungsmöglichkeiten können auch 
diskutiert werden, wenn der CCH, wie im letzten Jahr, wieder einen Zuschussantrag stellt. 
 
Rm Prof. Dr. Bommermann/AfD führte aus, dass die Fraktion nach Abwägung beider Seiten zu 
dem Ergebnis gekommen sei, dass sich Personen, die sich für eine Wohnung am NMP entschei-
den, darüber bewusst sein müssen, dass es dort an einigen Tagen lärmintensiver sein könne. Da-
her spreche sich die Fraktion für den Antrag des CCHs aus. 
 
Aufgrund der Rechtslage könne der Antrag leider nur abgelehnt werden, auch wenn seine Fraktion 
größtes Verständnis für den CCH habe, betonte Rm Reffgen/BA. Leider habe die Verwaltung den 
Beschwerdeführern als Anwohner des NMP bereits die Argumentation für eine Klage beim Verwal-
tungsgericht geliefert, ärgerte er sich.  
 
Sodann unterstrich Rm C. Schlottmann/CDU, dass sie großes Verständnis für die Ideen des CCH 
habe, die diese beliebten Veranstaltungen ehrenamtlich organisieren und durchführen. Aufgrund 
der Argumentationskette der Verwaltung und der rechtlichen Konsequenzen, bliebe leider keine 
andere Entscheidung als die Ablehnung übrig. Sie zitierte aus einer E-Mail eines Anwohners des 
NMP, der bei einer positiven Entscheidung des Rates mit einer Klage drohe. Hierbei handele es 
sich um eine Form der Erpressung des Rates. Sie kündigte an, dass sich der Rat darüber austau-
schen müsse, wie er zukünftig damit umgehe, um nicht immer nachzugeben, damit Hilden nicht zu 
einer toten Stadt werde. 

  
Antragstext: 
 
 
Der Rat der Stadt Hilden möge beschließen: 
 
Dem Carnevals Comitee Hilden (CCH) wird gestattet, im Jahre 2024 ein Festzelt auf dem Nove 
Mesto Platz zur Durchführung karnevalistischer Veranstaltungen aufzustellen.    
Begründung: 
 
In jedem Jahr verantworten wir für das heimatstädtische Brauchtum die folgenden Veranstaltun-
gen: 
 

-Vorstellung Prinzenpaar 
-Fest der Vereine, 



 - 8 - 

-"Hoppeditzerwachen", 
-Kürung der Tollitäten, 
-Inklusionsparty, 
-Rosenmontagszug, 
-Redoute. 
 

Die genannten Veranstaltungen verursachen Kosten in Höhe von ca. 20-25 TEUR pro Session. 
Wie in allen Bereichen erfahren auch wir weiterhin Kostensteigerungen bei bestenfalls stagnieren-
den Einnahmen. 
 
Einen großen Anteil an unseren Einnahmen hat die Durchführung der "Festzelt-Tage". Bisher wur-
de das Festzelt auf dem "Alten Markt" in Hilden aufgestellt. Die Aufstellung des Festzeltes und die 
Durchführung derdortigen Veranstaltungen sind nicht unproblematisch, da die verkehrliche Er-
schließung des Aufstellraums und der Untergrund der Fläche diverse Besonderheiten beinhaltet, 
die zu erheblichen Einschränkungen führen. 
 
Nach unserer Ansicht hat der Nove Mesto Platz als Aufstellfläche für das Festzelt diverse Vorteile: 
 

1. Einfacherer und günstigerer Aufbau des Festzeltes aufgrund der Rechteckstruktur des 
Platzes und seiner ebenen Oberfläche, 

2. Verbesserter Zugang beim Auf-undAbbau des Festzeltes und bessere Rettungswege, 
3. Verbesserte Ver-und Entsorgungsmöglichkeiten, 
4. Gesteigerte Attraktivität für Besucher/innen und dadurch gesteigerte Wirtschaftlichkeit. 

 
Der "Nove-Mesto-Platz" ist bei seinem Bau und seiner Gestaltung für den Wochenmarkt, das 
Schützenfest und die Kirmes gedacht. Er wurde und wird darüber hinaus auch für andere Veran-
staltungen genutzt. Die Aufstellung unseres Festzeltes passt daher nach unserer Ansicht in das 
bestehende Nutzungskonzept. 
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister, wir bitten Sie und die Mitglieder des Rates der Stadt Hilden um 
Unterstützung unseres Antrages. Ohne verbesserte Einnahmemöglichkeiten befürchten wir, in 
Zukunft unsere Aufgaben für das Brauchtum nicht mehr in dem aufgeführten Maß wahrnehmen zu 
können und sehen die Brauchtumspflege als gefährdet. 
 
Für Gespräche und einen offenen Austausch zu diesem Thema stehen wir vom CCH-Vorstand 
gerne zur Verfügung. 

 
Abstimmungsergebnis: 
Mehrheitlich abgelehnt bei 4 Ja-Stimmen der AfD Fraktion und 2 Enthaltungen der FDP Fraktion. 

 
 

 6 Allgemeine Ratsangelegenheiten  

 
 6.1 Umbesetzungen in Ausschüssen und Gremien WP 20-25 SV 

01/123 

 
Einleitend wies Bürgermeister Dr. Pommer darauf hin, dass die Grundstücksgesellschaft Stadtwer-
ke Hilden GmbH und die Infrastrukturentwicklungsgesellschaft Hilden mbH in die Wohnungsbau-
gesellschaft Hilden mbH verschmolzen seien und nicht mehr existieren. Eine Entsendung in die 
Aufsichtsräte sei somit nicht mehr möglich und der Beschlussvorschlag zu Punkt 2 werde entspre-
chend geändert. 

  
Beschlussvorschlag (Änderungen durchgestrichen bzw. kursiv dargestellt): 
 
1.) Der Rat entsendet  
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a) auf Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen: 
 
in den Paten- und Partnerschaftsausschuss 
als stimmberechtigtes Mitglied     Ratsmitglied Helga Achterwinter  
(anstelle von Ratsmitglied Helen Kehmeier) 
 
als stellv. Mitglied für Ratsmitglied Helga Achterwinter  Ratsmitglied Anne Gronemeyer  
(anstelle von Ratsmitglied Norbert Lang) 
 
in den Rechnungsprüfungsausschuss 
als stellv. Mitglied für den  
sachkundigen Bürger Dr. Wolfgang Püttgen             Yorck-Peter Wolf (sachkundiger Bürger) 
(anstelle von Dr. Cornelius Otten (sachkundiger Bürger)) 
 
in den Stadtentwicklungsausschuss  
als stimmberechtigtes Mitglied                                             Ratsmitglied Helen Kehmeier  
(anstelle von Ratsmitglied Norbert Lang) 
 
als stellv. Mitglied für Ratsmitglied Heinz Albers  Ratsmitglied Helga Achterwinter  
(anstelle von Helen Kehmeier) 
 
in den Ausschuss für Umwelt und Klimaschutz  
als stellv. Mitglied für Ratsmitglied Helen Kehmeier            Ratsmitglied Hartmut Toska 
(anstelle von Ratsmitglied Norbert Lang) 
 
in den Wahlprüfungsausschuss 
als stellv. Mitglied für Ratsmitglied Hartmut Toska              Ratsmitglied Peter Münnich  
(anstelle von Ratsmitglied Norbert Lang) 
 
b) auf Antrag der AfD Fraktion:   
(Umbesetzungswünsche wurden während der Ratssitzung bekannt gegeben) 
Anmerkung der Schriftführung: Die in der Sitzung beantragten Umbesetzungen sind gesetzeskon-
form. 
 
in Jugendhilfeausschuss 
als stimmberichtigtes Mitglied     Frau Prof. Dr. Haupt 
(anstelle von Frau Niederquell) 
 
in den Sozialausschuss 
als stellv. Mitglied für Frau Owsianowski   Frau Niederquell 
(anstelle von Herrn Buchholz) 
 
2.) 
Der Rat entsendet auf Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen: 
 
in den Aufsichtsrat der Grundstücksgesellschaft Stadtwerke Hilden GmbH 
als stellv. Mitglied für Ratsmitglied Heinz Albers                   Ratsmitglied Helen Kehmeier  
(anstelle von Ratsmitglied Norbert Lang) 
 
in den Aufsichtsrat der Infrastrukturentwicklungsgesellschaft Hilden mbH 
als stellv. Mitglied für Ratsmitglied Heinz Albers                   Ratsmitglied Helen Kehmeier  
(anstelle von Ratsmitglied Norbert Lang) 
 
in den Aufsichtsrat der Seniorendienste Stadt Hilden gGmbH 
als stellv. Mitglied für Ratsmitglied Marianne Münnich Ratsmitglied Annegret   
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       Gronemeyer  
(anstelle von Marianne Gierling (sB)) 
 
in den Aufsichtsrat der GkA Grundstücksgesellschaft Hilden mbH  
als stellv. Mitglied für Ratsmitglied Peter Münnich  Ratsmitglied Annegret   
       Gronemeyer  
(anstelle von Marianne Gierling (sB)) 
 
in den Integrationsrat 
als ordentliches Mitglied     Ratsmitglied Dr. Andrea Grunert  
(anstelle von Ratsmitglied Helen Kehmeier)  
 

 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig beschlossen. 
 
Bürgermeister Dr. Pommer hat sich an der Abstimmung zu Ziffer 1 des Beschlussvorschlages 
gem. § 58 Abs. 1 GO NRW i. V. m. § 40 Abs. 2 GO NRW nicht beteiligt. 

 
 

 6.2 Benennung einer neuen stellvertretenden Vorsitzenden für den 
Paten- und Partnerschaftsausschuss 

WP 20-25 SV 
01/125 

 
Der Rat der Stadt Hilden nahm folgende Benennungen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen für 
den 1. stellv. Vorsitz des Paten- und Partnerschaftsausschusses zur Kenntnis: 
 
Frau Cornelia Geißler als Nachfolge für Frau Helen Kehmeier. 

 
 

 6.3 Kommissarische Bestellung des stellvertretenden Leiters der Feu-
erwehr Hilden 

WP 20-25 SV 
10/046 

 
An der Beratung und Abstimmung zu diesem Tagesordnungspunkt beteiligte sich Rm Kirch-
hoff/SPD wegen Befangenheit nicht. 

  
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Hilden bestellt für die Dauer von zunächst zwei Jahren Herrn Brandoberinspek-
tor Dirk Steinberg kommissarisch zum stellvertretenden Leiter der Feuerwehr der Stadt Hilden.  

 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig beschlossen ohne Beteiligung von Rm Kirchhoff/SPD wegen Befangenheit 

 
 

 6.4 Anpassungen und Änderungen an freiwilligen Leistungen im Be-
reich Ehrenamt: Ehrenamtspass (Ehrenamtskarte) 

WP 20-25 SV 
01/124 

 
Rm Kehmeier/Bündnis 90/Die Grünen sprach sich für den Wechsel zur Ehrenamtskarte NRW aus, 
da die Menschen mobiler geworden seien und mit dieser Karte auch Veranstaltungen in der Regi-
on besuchen können. Ein weiterer Vorteil sei der größere anspruchsberechtigte Personenkreis. 
 
Rm Spielmann-Looks/BA schloss sich den Ausführungen von Frau Kehmeier/Bündnis 90/Die Grü-
nen an.  

  
Beschlussvorschlag: 
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Der Rat beschließt die Einführung der Ehrenamtskarte Nordrhein-Westfalen in Hilden zum 
01.01.2024. Die Verwaltung wird beauftragt die Vereinbarung zur Einführung der Ehrenamtskarte 
NRW mit dem Land abzuschließen.  

 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig beschlossen. 
. 

 
 

 6.5 Erfahrungs- und Sachstandsbericht zum Fahrzeugverkehr in der 
Fußgängerzone 

WP 20-25 SV 
32/023 

 
Rm Kehmeier/Bündnis 90/Die Grünen verlas folgenden Antrag: 

 
„Die Fraktion von Bündnis 90/DIE GRÜNEN beantragt zur Sitzung des Stadtrates am 13.09.23 
zum Tagesordnungspunkt Ö 6.5 Erfahrungs- und Sachstandsbericht zum Fahrzeugverkehr in 
der Fußgängerzone WP 20-25 SV 32/023 folgende Ergänzung des Beschlussvorschlages:  
 
Der Rat der Stadt Hilden nimmt den Erfahrungs- und Sachstandsbericht der Verwaltung zum Fahr-
zeugverkehr in der Fußgängerzone zur Kenntnis und beschließt die Umwandlung der Ladezone 
für Paketlieferdienste im Bereich Klotzstraße in eine attraktive Grünfläche.  
 
Begründung:  
Viele Hildener und Hildenerinnen beklagen zu Recht das Fehlen einer Bepflanzung im Eingangs-
bereich der Fußgängerzone. Das Anlegen einer Grünfläche im oben genannten Bereich könnte zur 
Verbesserung des optischen Eindrucks beitragen und zugleich eine sinnvolle Maßnahme des Hit-
zeschutzes darstellen. Für ausreichend Parkraum ist durch das nahgelegene Parkhaus gesorgt.“ 
 
Anschließend beantragte Rm Kehmeier/Bündnis 90/Die Grünen, dass über diesen Änderungsan-
trag in der Sitzung des Stadtentwicklungsausschusses im November beraten werde, da noch Be-
ratungsbedarf bestehe und eine Kostenberechnung gewünscht sei. 
 
Rm Schneider/CDU entgegnete, dass es sich bei der Klotzstraße um eine Landesstraße handele 
und die Fraktion den Änderungsantrag der Grünen daher ablehne und sich für den Vorschlag der 
Verwaltung ausspreche. 
 
Rm Joseph/FDP begrüßte ebenfalls den Vorschlag der Verwaltung und betonte, dass in dem in-
nerstädtischen Bereich ein hoher Parkdruck herrsche und zusätzliche Parkplätze und kurze Wege 
auch für ältere Menschen eine vernünftige Lösung darstellen. 
 
Rm Reffgen/BA beantragte die Verweisung der Angelegenheit an den Ausschuss für Umwelt- und 
Klimaschutz (UKS). 
 
Beigeordneter Stuhlträger erläuterte, dass der UKS gemäß der Zuständigkeitsordnung nicht zu-
ständig sei, sondern bei Straßenbegleitgrünflächen die abschließende Entscheidung dem 
Stadtentwicklungsausschuss obliegt. Er wies jedoch darauf hin, dass es sich um eine Landestraße 
handele, die sich nicht im Eigentum der Stadt Hilden befindet und die Stadt somit nicht entschei-
dungsbefugt sei. Der formulierte Antrag zur Umgestaltung der Fläche könne somit lediglich als 
Bitte an den Straßenbaulastträger gerichtet werden.  
 
Rm K. Buchner/SPD bedankte sich für den Sachstandsbericht der Verwaltung und schloss sich 
den vorangegangenen Ausführungen an. 
 
Rm Prof. Dr. Bommermann/AfD erkundigte sich, wie groß die Fläche überhaupt sei und bat um 
Nachtrag dieser Information in der Sitzung des Stadtentwicklungsausschusses. 
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Sodann ließ Bürgermeister Dr. Pommer zunächst über die Verweisung des Antrages vom Bündnis 
90/Die Grünen in den Stadtentwicklungsausschuss abstimmen und anschließend über den Be-
schlussvorschlag der Verwaltung.  

  
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Hilden nimmt den Erfahrungs- und Sachstandsbericht der Verwaltung zum Fahr-
zeugverkehr in der Fußgängerzone zur Kenntnis und stimmt dem Vorschlag der Verwaltung zur 
Aufhebung der Ladezone für Paketlieferdienste im Bereich der Klotzstraße (im Einmündungsbe-
reich Mittelstraße) zu. 

 
Verweisung des Antrages vom Bündnis 90/Die Grünen in den Stadtentwicklungsausschuss: 
Mehrheitlich beschlossen bei  
29 Ja -Stimmen (Grüne, SPD, BA und Bürgermeister Dr. Pommer), 
27 Nein-Stimmen (CDU, AfD, FDP) sowie 
3 Enthaltungen von der Allianz für Hilden und Rm Erbe/parteilos. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig beschlossen bei 12 Enthaltungen vom Bündnis 90/Die Grünen. 

 
 

 6.6 Entwurf der Stellenveränderungen zum Stellenplan 2024 WP 20-25 SV 
12/038 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Hilden verweist den eingebrachten Entwurf der Stellenveränderungen zum Stel-
lenplan 2024 in die zuständigen Ausschüsse. 
 

 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig beschlossen. 

 
 

 7 Haushalts- und Gebührenangelegenheiten  

 
 7.1 Entwurf der Haushaltssatzung 2024 WP 20-25 SV 

20/141 

 
Einleitend erinnerte Beigeordneter und Kämmerer Stuhlträger zunächst an den Grundsatzbe-
schluss des Rates vom 10.03.2020, der beinhaltet, dass der Rat sich verpflichtet in den Jahren 
2022 bis 2025 Haushaltssatzungen aufzustellen, die keine Pflicht zur Aufstellung eines Haushalts-
sicherungskonzeptes auslösen und der Rat langfristig einen strukturell ausgeglichenen Haushalt 
anstrebt sowie eigenständig die notwendigen Entscheidungen zu einer deutlichen Verringerung 
des Haushaltsdefizites trifft. 
 
Beigeordneter und Kämmerer Stuhlträger präsentierte anschließend den Entwurf des Haushaltes 
für das Jahr 2024 anhand einer Präsentation.  
[Anmerkung der Schriftführung: Die Präsentation ist als Anlage beigefügt und somit Bestandteil 
dieser Niederschrift] 
 
Abschließend dankte er den Mitarbeitenden des Amtes für Finanzservice, den Mitarbeitenden der 
Stadtverwaltung, die die Haushaltsanmeldungen vorgenommen haben sowie den Mitgliedern des 
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Verwaltungsvorstandes. Bürgermeister Dr. Pommer dankte Beigeordneten und Kämmerer Stuhl-
träger für seinen hohen Einsatz bei der Erarbeitung des Haushaltsentwurfes. 

  
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Hilden verweist den eingebrachten Entwurf der Haushaltssatzung 2024 mit ihren 
Anlagen zur Beratung in die zuständigen Ausschüsse. 

 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig beschlossen. 

 
 

 7.2 Befreiung von der Aufstellung des Gesamtabschlusses 2022 WP 20-25 SV 
20/142 

 
Rm Beier/BA kritisierte die Auslegung der Prüfkriterien und Berechnungsmethode der Verwaltung, 
die zu einer Befreiung von der Pflicht zur Aufstellung des Gesamtabschlusses 2022 führen, jedoch 
nicht den gesetzlichen Vorgaben aus der Gemeindesordnung entsprechen. So werde von der 
Verwaltung bei dem 1. und 3. Prüfkriterium auf die Konzernbilanzsumme der SHB abgestellt und 
nicht auf die Bilanzsumme der Einzelabschlüsse der Gesellschaften. Im Vorjahr wurde hier noch 
eine andere Berechnungsmethode gewählt und die SHH mit ihren Einzelabschlüssen einbezogen 
und dann die Gesamtsumme addiert. Er führte weiter aus, dass wenn die Bilanzsumme der Ein-
zelgesellschaften zugrunde gelegt werden würde, ein Gesamtabschluss aufgestellt werden müss-
te. Er appellierte daran, dass sich der Rat diese transparente Darstellung des Stadtkonzerns nicht 
nehmen lassen sollte.  
 
Beigeordneter und Kämmerer Stuhlträger bestätigte, dass die Vorgehensweise der Verwaltung, für 
das dritte Kriterium den konsolidierten Gesamtabschluss zu Grunde zu legen, nicht üblich sei und 
letztes Jahr anders vorgegangen wurde. Die Vorgehensweise wurde intern ebenfalls diskutiert, 
aber da keine Kommentierung vorliege, die diese Vorgehensweise verbiete, wurde diese Methode 
gewählt. Er begründete die Vorgehensweise damit, dass damit verhindert werden sollte, dass Fi-
nanzanlagen und Vermögen doppelt bewertet und in mehreren Bilanzen aufgeführt werden. 
Durch den Beteiligungsbericht, der dem Rat zur Verfügung gestellt wird, sei zudem eine transpa-
rente Darstellung sichergestellt, betonte Beigeordneter Stuhlträger. 
 
Rm Beier/BA zitierte aus der Kommentierung zur Gemeindeordnung und betonte erneut, dass die 
Vorgehensweise der Verwaltung hierdurch nicht abgedeckt werde. Er appellierte daran, die Mei-
nung der Verwaltung noch einmal überprüfen zu lassen und dem Vorschlag aus Transparenzgrün-
den nicht zuzustimmen. 
 
Rm Remih/FDP schloss sich den Ausführungen von Rm Beier/BA an und empfahl die Absetzung 
des Tagesordnungspunktes zum jetzigen Zeitpunkt, um die Mindermeinung der Verwaltung noch-
mals zu prüfen. Er appellierte daran, dass ein Gesamtabschluss aufgestellt werden sollte, um eine 
bessere Einsicht zu erhalten.  
 
Bürgermeister Dr. Pommer erklärte, dass eine Vertagung in der Angelegenheit keine Option sei 
und stellte den Beschlussvorschlag der Verwaltung sodann zur Entscheidung. 

  
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Hilden stellt fest, dass die in § 116a Abs. 1 Gemeindeordnung NRW (GO NRW) 
festgelegten Voraussetzungen für die Befreiung von der Pflicht zur Aufstellung eines Gesamtab-
schlusses für das Haushaltsjahr 2022 vorliegen. 
Gemäß § 116a Abs. 2 GO NRW beschließt der Rat, die Befreiungsmöglichkeit zur Aufstellung ei-
nes Gesamtabschlusses für das Haushaltsjahr 2022 in Anspruch zu nehmen. 
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Abstimmungsergebnis: 
Mehrheitlich beschlossen bei 11 Nein-Stimmen von der FDP, AfD, BA, Allianz für Hilden und Rm 
Erbe sowie einer Enthaltung von Rm Dr. Haupt/AfD. 

 
 

 7.3 Erneuerung von Einrichtungen in Flüchtlingsunterkünften: 
Überplanmäßige Mittelbereitstellung 

WP 20-25 SV 
51/236 

 
Rm Kehmeier/Bündnis 90/Die Grünen bedankte sich dafür, dass die Verwaltung nach Erhalt der 
Landeszuweisung sofort mit der Planung begonnen habe, da die Verbesserung der Zustände in 
den Einrichtungen wichtig sei.  

  
Beschlussvorschlag: 
 
Im Produkt 050303 „Hilfen nach AsylbLG“ ergibt sich für das Haushaltsjahr 2023 ein Mehrbedarf in 
Höhe von insgesamt 200.000 €.  
 
Der Rat der Stadt Hilden beschließt die überplanmäßige Mittelbereitstellung in Höhe von 200.000 € 
mit Deckung aus Mehrerträgen aus einer Landeszuweisung aus April 2023 für die Schaffung, Un-
terhaltung und Herrichtung von Unterbringungsmöglichkeiten für Geflüchtete. 

 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig beschlossen. 

 
 

 7.4 RW-Behandlungsanlage Hochdahler Straße / Bürenbach: über-
planmäßiger Mittelbedarf 

WP 20-25 SV 
66/091 

 
Rm Kehmeier/Bündnis 90/Die Grünen führte aus, dass in unmittelbarer Nähe eine Grundwasser-
messstelle seit 1994 oder 1995 existiere, die anzeigt, dass der Grundwasserstand in diesem Be-
reich schon immer mehr als 50 m über NHN gewesen sei. Sie fragte, ob der Grundwasserstand 
überhaupt vor Planung der Behandlungsanlage gemessen wurde und dies nicht im Vorfeld hätte 
erfolgen müssen, um diese Mehrkosten zu verhindern. 
 
Beigeordneter Stuhlträger dankte für den Hinweis und erläuterte, dass die neuen Pegelstände des 
Grundwassers im Rahmen der Projekte „Theodor-Heuss-Schule“ und „Regenrückhaltebecken am 
nördlichen Bereich der Hochdahler Straße“ ermittelt wurden. Während der Planung und Prüfung 
dieser beiden Projekte, habe die Untere Wasserbehörde darum gebeten die Grundwasserstände 
neu zu ermitteln. Dabei sei herausgekommen, dass es einen höheren Grundwasserpegel gebe als 
bei der Planung des Projekts berücksichtigt, führte Beigeordneter Stuhlträger aus. Er betonte, dass 
der Mehrbedarf aufgrund des teureren wasserdichten Verbaus notwendig sei. Wenn die Informati-
onen schon früher vorgelegen hätten, dann wäre die Kostenschätzung in der Planung von Anfang 
an höher gewesen.  

  
Beschlussvorschlag: 
Der Rat der Stadt Hilden beschließt die überplanmäßige Mittelbereitstellung für die Investitions-
maßnahme „RW-Behandlungsanlage Hochdahler Str. / Bürenbach (IO66250060)“ in Höhe von 
250.000 € auf 705.000 €. 
Die Deckung erfolgt in gleicher Höhe durch investive Minderauszahlung aus der Maßnahme 
„RWK-San. Lindenstr. Südl. Bau/Kant/Hegel/Leibnizstr. (IO66250037)“. 

 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig beschlossen. 
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 8 Angelegenheiten des Stadtentwicklungsausschusses  

 
 8.1 Bebauungsplan Nr. 103, 3. Änderung für den Bereich Düsseldorfer 

Straße / Niedenstraße:  
1. Abhandlung der Anregungen der TöB  
2. Abhandlung der Anregungen der Öffentlichkeit  
3. Satzungsbeschluss 

WP 20-25 SV 
61/094/1 

 
Beig. Stuhlträger informierte, dass der Aktenordner mit sämtlichen Fachgutachten zum Satzungs-
beschluss in analoger Form vorliege und eingesehen werden könne. Den Ratsmitgliedern werde 
die gesetzlich im Bauleitplanverfahren vorgeschrieben Möglichkeit gegeben, von ihrem Recht auf 
Einsichtnahme Gebrauch zu machen. Eine Einsichtnahme erfolgte nicht. 
 
Rm Kehmeier/Bündnis 90/Die Grünen begründete die Ablehnung ihrer Fraktion damit, dass an 
dem ursprünglichen Bebauungsplan, der Grünflächen ausweist, festgehalten werden soll, um auch 
Versickerungsflächen zu erhalten. Es gehe ihnen nicht darum den Gewerbebereich einzuschrän-
ken. 
 

  
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Hilden beschließt nach Vorberatung im Stadtentwicklungsausschuss: 
 
1. die Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 
2 BauGB vom 23.08.2022 bis einschließlich zum 30.09.2022 wie folgt zu behandeln: 
 
1.1 Schreiben der Industrie und Handelskammer zu Düsseldorf vom 01.09.2022 

Das Unternehmen MC² Europe wurde in die Planänderungen einbezogen. Es werden keine 
Bedenken vorgetragen. 

 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 

1.2 Schreiben des Kreises Mettmann vom 27.09.2022 
 
 1. Untere Wasserbehörde: 
 Es bestehen grundsätzlich keine Bedenken, wenn die folgenden Punkte beachtet werden: 
  
 Die Entwässerung soll über das vorhandene Trennsystem der Stadt Hilden erfolgen. 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass das Plangebiet über die Einleitungsstelle DE-01-M in den 
Mönchengraben entwässert. Diese Einleitungsstelle ist mit einer Ordnungsverfügung ver-
sehen (Az.: 7022D400-129/12 Bo/Bü), da die Gewässerverträglichkeit bis dato nicht nach-
gewiesen wurde. Es dürfen keine zusätzlich angeschlossenen Flächen aus dem Einzugs-
gebiet in den Mönchengraben eingeleitet werden. Im Rahmen der Entwässerungskonzepti-
on ist der Unteren Wasserbehörde nachzuweisen, dass die zusätzlich angeschlossenen 
Flächen aus dem Bebauungsplangebiet keine weiteren negativen Auswirkungen auf das 
Gewässer haben bzw. die hydraulische Situation im Gewässer verschärft wird. 
 
Es wird der Hinweis gegeben, dass bei einem sehr seltenen Hochwasser (HW) der Itter 
(HQ extrem) die Gefahr der Überflutung des Plangebietes besteht. Auf die entsprechenden 
Darstellungen in den HW-Risiko- und HW-Gefahrenkarten der Bezirksregierung Düsseldorf 
wird hingewiesen. 
 
Das Plangebiet liegt nicht in einer Wasserschutzzone.  
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 2. Untere Immissionsschutzbehörde: 

Es werden aus Sicht des anlagenbezogenen Immissionsschutzes keine Bedenken 
vorgetragen. Es wird jedoch angeregt, folgenden Vorschlag als textliche Festsetzung in den 
Bebauungsplan aufzunehmen:  
 
Für die Beurteilung der Zulässigkeit von Betrieben oder Anlagen ist der Nachweis nach DIN 
45691 zur Einhaltung des zulässigen anteiligen Immissionskontingents im jeweiligen bau-, 
immissionsschutzrechtlichen oder sonst erforderlichen Einzelgenehmigungsverfahren durch 
eine betriebsbezogene Immissionsprognose nach TA Lärm zu führen. Der Beurteilungspe-
gel nach TA Lärm darf dabei das anteilige Immissionskontingent nicht überschreiten. 
 
3. Untere Bodenschutzbehörde: 
Es wird erläutert, dass es sich um einen Bebauungsplan der Innenentwicklung handelt. Das 
Plangebiet ist nahezu vollständig bebaut, sodass dem Ziel mit Grund und Boden schonend 
und sparsam umzugehen entsprochen wird.  
 
Es wird auf die nach § 202 BauGB in Verbindung mit der DIN 18915 geltenden Schutzan-
sprüche des Mutterbodens hingewiesen, diese sind bei der Errichtung oder Änderung von 
baulichen Anlagen im Plangebet einzuhalten. 
 
In Bezug auf die früheren Anregungen zu der Fläche aus dem Altlastenkataster und zum 
Erhalt der Grundwassermessstellen wird erklärt, dass diese berücksichtigt worden sind. 
 
4. Kreisgesundheitsamt: 
Es werden keine Anregungen vorgebracht. 
 
5. Untere Naturschutzbehörde: 
5.1 Landschaftsplan 
Es wird darauf hingewiesen, dass das Plangebiet nicht im Geltungsbereich des Land-
schaftsplanes liegt. Natur- oder Landschaftsschutzgebiete werden nicht berührt. Eine Betei-
ligung von Beirat, ULAN-Fachausschuss sowie Kreisausschuss ist nicht erforderlich.  

 
 5.2 Eingriffsregelungen / Umweltprüfung 

Es liegt ein Kompensationsdefizit von 1.834 Punkten vor, welches durch Maßnahmen aus 
dem Ökokonto der Stadt Hilden ausgeglichen werden. Die zugeordnete Maßnahmenfläche 
für die Ökopunkte ist „An den Göden/Südlich Itter“ auf der von der Gemeinde bereitgestell-
ten Fläche in der Gemarkung Hilden, Flur 15, Flurstück 326. Aus Sicht der UNB sind mit 
dieser Zuordnung die entstehenden Eingriffe vollständig ausgeglichen. 

 
5.3 Artenschutz 
Es wird erklärt, dass nachweislich der erstellten Artenschutzprüfung (ASP I) aufgrund des 
vorhandenen Artenspektrums und der relevanten Wirkfaktoren sowie unter der vollständi-
gen Berücksichtigung von Vermeidungsmaßnahmen keine negativen Auswirkungen auf 
FFH-Anhang IV-Arten oder europäische Vogelarten zu erwarten sind. Es ist kein Verstoß 
gegen die Verbote des § 44 Abs. 1 BNatschG erkennbar.  

 
Des Weiteren werden die Vermeidungsmaßnahmen benannt. Dabei wird darauf hingewie-
sen, dass zu den Rodungsarbeiten, welche ausschließlich in der Zeit vom 1.10. eines Jah-
res bis zum 28./29.02. des Folgejahres zulässig sind, auch das Entfernen von Gebüschen, 
Holzstapeln, Schnittguthaufen oder ähnlichen Strukturen in Bodennähe gehören. 

 
Die für die ökologische Baubegleitung zuständige Ansprechperson ist der UNB mit Kon-
taktdaten zu benennen. Die UNB ist über die Ergebnisse der ökologischen Baubegleitung 
zu informieren.  
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6. Planungsrecht: 
Es wird darauf hingewiesen, dass es sich um eine erneute Offenlage handelt. Die Anre-
gungen aus den Stellungnahmen der Kreisverwaltung Mettmann sind zu beachten. 

 
Es wird darum gebeten nach der Abwägung durch den Rat der Stadt die Ergebnisse mitzu-
teilen und um Benachrichtigung wann der Bebauungsplan in Kraft getreten ist.  

 
 Stellungnahme der Verwaltung:  
 zu 1: 

Die Hinweise zur Entwässerung werden zur Kenntnis genommen. Aufgrund der Stellung-
nahme wurden im Nachgang in Abstimmung mit dem Kreis Mettmann - Untere Wasserbe-
hörde und Untere Bodenbehörde - weitere Untersuchungen (chemische Untersuchungen 
an Bodenluft- und Bodenproben sowie hydrogeologische Untersuchungen zur Versicke-
rungsfähigkeit) im Plangebiet durchgeführt. Im Ergebnis wurden keine Auffüllungen mit 
anthropogenen Fremdbestandteilen bzw. sonstige organoleptische Auffälligkeiten festge-
stellt. Die Erkenntnisse aus den ergänzenden Untersuchungen (Chemische Untersuchun-
gen an Bodenluft- und Bodenproben sowie Hydrogeologie) führen dazu, dass eine ortsnahe 
(künstliche) Versickerung im Plangebiet grundsätzlich möglich ist.  
 
Die Hinweise des Kreises Mettmann werden im Zuge der jeweiligen Baugenehmigungsver-
fahren berücksichtigt. Im Rahmen der konkreten Entwässerungskonzeption ist der Unteren 
Wasserbehörde dann nachzuweisen, dass aus dem Bebauungsplangebiet keine weiteren 
negativen Auswirkungen auf das Gewässer zu erwarten sind bzw. die hydraulische Situati-
on im Gewässer nicht verschärft wird. 
 
Der Hinweis, dass bei einem sehr seltenen Hochwasser (HW) der Itter (HQ extrem) die Ge-
fahr der Überflutung des Plangebietes besteht, wird zur Kenntnis genommen. In der Be-
gründung zum Bebauungsplan wird dieser Sachverhalt bereits erläutert.  
 
Der Hinweis, dass das Plangebiet nicht in einer Wasserschutzzone liegt, wird zur Kenntnis 
genommen.  

 
 zu 2: 

Der Anregung wird gefolgt. Zur weiteren Erläuterung wird der Vorschlag zu den textlichen 
Festsetzungen ergänzt. Der vorgeschlagene Text zeigt den vorgegebenen Ablauf gemäß 
Kontingentierung. Im Bebauungsplan ist eine Kontingentierung vorgesehen.  

 
 zu 3: 

Der Hinweis zur Verfahrensart wird zur Kenntnis genommen. Es handelt sich um einen Be-
bauungsplan der Innenentwicklung. Durch die Entwicklung von integrierten Standorten soll 
eine Innenentwicklung forciert werden und es wird demnach ein sparsamer Umgang mit 
Grund und Boden im Sinne des BauGB verfolgt. Gleichwohl sind die deutlich überwiegen-
den Flächen des Plangebietes bislang unbebaut.  

  
Der Hinweis auf die Schutzansprüche des Mutterbodens wird zur Kenntnis genommen und 
im Zug nachfolgender Baugenehmigungsverfahren berücksichtigt.  
 
Die Hinweise in Bezug auf die früheren Anregungen zu der Fläche aus dem Altlastenkatas-
ter und zum Erhalt der Grundwassermessstellen werden zur Kenntnis genommen.  

 
 zu 4: 
 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
 zu 5: 
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Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und die textlichen Hinweise im Bebauungs-
plan werden zur Klarstellung ergänzt. Es wird zur Erläuterung aufgenommen, dass zu den 
Rodungsarbeiten auch das Entfernen von Gebüschen, Holzstapeln, Schnittguthaufen oder 
ähnlichen Strukturen in Bodennähe gehören. Des Weiteren wird der Hinweis aufgenom-
men, dass die für die ökologische Baubegleitung zuständige Ansprechperson der UNB mit 
Kontaktdaten zu benennen ist und die UNB über die Ergebnisse der ökologischen Baube-
gleitung zu informieren ist. 

 
 zu 6:  

Der Hinweis zu den Stellungnahmen wird zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahmen 
der Kreisverwaltung Mettmann werden wie zuvor beschrieben behandelt.  

 
Der Bitte, um Mitteilung der Ergebnisse nach der Abwägung durch den Rat der Stadt und 
um Benachrichtigung wann der Bebauungsplan in Kraft getreten ist, wird gefolgt. 

 
1.3 Schreiben des BUND und NABU vom 30.09.2022: 
 

1. Es wird darauf hingewiesen, dass in einigen Fragen möglicherweise ein tragfähiger 
Kompromiss mit den Anwohnern erreicht ist. Allerdings sind bereits in früheren Stellung-
nahmen des BUND und NABU vorgetragene Bedenken und Anregungen in Teilen nicht 
sachgerecht und hinreichend beantwortet. Daher werden diese Bedenken und Anregungen 
weiter aufrecht gehalten.  
 
2. Es wird auf Lücken im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag hingewiesen, welche zu besei-
tigen und nachzuarbeiten sind. 

 
3. Es wird angemerkt, dass die Entwässerungsproblematik im B-Plan-Verfahren auch nach 
mehr als 10 Jahren Verfahren nicht gelöst sei. Es wird eine flächenbezogene Planung der 
entsprechenden benötigten Regenrückhaltungen, der Vorbehandlungen und auch der da-
nach möglichen und notwendigen Versickerungseinrichtungen wie z.B. Rigolen erwartet. 
Diese sind in dem Bebauungsplan entsprechend darzustellen und möglicherweise die 
räumliche Ausdehnung der Gebäude zu reduzieren. 
Die Einleitung von Regenabflusswasser in den nahegelegenen Bach ist nur in der nach 
WRRL zuträglichem Maße möglich und es sind Vorrichtungen zu schaffen, dies auch sicher 
zu gewährleisten. 
Zusätzlich ist hinsichtlich des hoch anstehenden Grundwassers in diesem Bereich keine 
hinreichende Untersuchung zu den Einflüssen und Gefahren durch die geplante LKW Tief-
garage zu finden. Dies wird für einen Mangel gehalten.  

  
4. Es wird ein ganz wesentliches Defizit in der vollständigen Verlagerung der Aussagen und 
Planungen zur Wasserrückhaltung im Plangebiet auf das nachfolgende Baugenehmigungs-
verfahren gesehen. Es wird auf Passagen der Begründung und Umweltbericht hingewie-
sen, in denen eine Rückhaltung des Niederschlagswassers im Plangebiet gefordert wird. 
Der Regenwasserkanal des Trennsystems ist hydraulisch bereits belastet. Inhaltlich fraglich 
ist die Aussage, dass durch die Rückhaltung der Entwässerungskanal „entlastet“ wird.  

 
5. Es wird die Frage gestellt, wieso über einen Zeitraum von mehr als 10 Jahren keine pla-
nerische Konfliktbewältigung geschafft wurde? Des Weiteren wird erfragt, woraus man die 
Möglichkeit einer Konfliktbewältigung ableitet, dies im Rahmen des Baugenehmigungsver-
fahrens zu schaffen? Wie sollen dabei ökologische Belange und zu erwartende Zusatzbe-
lastungen von Anwohner bzw. Eigentümer*innen von betroffenen, angrenzenden Grund-
stücken insbesondere bei Starkregenereignissen der Öffentlichkeit zugänglich gemacht 
werden? Es wird darauf hingewiesen, dass die Baugenehmigung ein üblicherweise „nichtöf-
fentliches Verfahren“ ist und die Fakten dazu sind nicht ohne weiteres zugänglich sind. 
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6. Es wird erwartet, dass die zukünftige Gestaltung dieses Gebietes - auch mit Öffentlich-
keitsbeteiligung - und unter den verschärften Bedingungen durch das Klimaanpassungsge-
setz NRW aus Juli 2021 behandelt wird. Es werden Zitate aus dem zuvor genannten Ge-
setz vorgebracht. 
 
Weiterhin wird die Situation zum "Vorstadtklima“ wie folgt dargestellt: 
„Nahezu das gesamte Plangebiet wird als Fläche mit Vorstadtklima dargestellt. Das Vor-
stadtklima bildet den Übergang zwischen den Klimaten der bebauten Flächen und den Kli-
maten des Freilandes. Typisch hierfür sind Baumstrukturen, Durchgrünung mit Baum- und 
Strauchbestand und ein geringer Versiegelungsgrad. Das Klima in diesen Bereich zeichnet 
sich durch eine leichte Dämpfung der Klimaelemente Temperatur, Feuchte, Wind und 
Strahlung. 
 
Diese günstige stadtklimatische Situation setzt sich immer noch auf der gegenüberliegen-
den Seite fort, auch wenn sich die mittlerweile auf der Grünfläche installierten PV-Anlage 
und die dafür gefällten Bäume die Situation etwas anders darstellt. Deshalb wird die Wir-
kung dieses an sich klimagünstigen Vorstadtbereiches für den Rand der Stadt Hilden etwas 
geschmälert. Eine Gesamtbetrachtung unter Berücksichtigung des Klimaanpassungsgeset-
zes NRW wird empfohlen. 

 
7. Hinsichtlich der Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebs-
inhaber und Betriebsleiter wird darauf hingewiesen, dass zu den dort diskutierten Fragen 
hinsichtlich Lärmbelastung sicher im Baugenehmigungsverfahren eine interne Lösung ge-
funden werden soll.  

 
8. Zu dem Thema der Seveso-III-Richtlinie werden keine Anregungen gemacht. Es wird al-
lerdings darauf hinweisen, dass es in der Genehmigungsunterlage der Sondermüllverbren-
nungsanlage der Currenta eine Aussage gab, dass selbst „bei nicht bestimmungsgemäß 
Betrieb“ ein solcher Störfall nicht eintreten könne. Wir gehen davon aus, dass die Geneh-
migungen der Akzo-Nobel und 3M einen möglichen Störfall tatsächlich beherrschbar ma-
chen.  

 
Stellungnahme der Verwaltung: 

 
zu 1:  

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
 zu 2: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Flachdächer mit nach unten geöffneter Attika 
bieten allgemein ein potentielles Quartier für gebäudebewohnende Fledermäuse. Die Halle 
angrenzend ans Plangebiet bietet durch die Metallverkleidung der Außenfassade unterhalb 
der Attika nur ein sehr eingeschränktes Potential. Durch die glatte Oberfläche der Fassade 
finden die Tiere keine geeigneten Anflugflächen. Eine Nutzung des Gebäudes als Fleder-
mausquartier wird als unwahrscheinlich klassifiziert. Sofern ein Anbau an die Hallen 
vorgesehen wird, wird jedoch seitens des Gutachters empfohlen im Rahmen der ökologi-
schen Baubegleitung eine Untersuchung der Attika auf einen Besatz mittels Hubsteiger und 
Endoskop durchzuführen. Der textliche Hinweis im Bebauungsplan wird entsprechend er-
gänzt. Der Anregung wird somit entsprochen.  
 
Der Anregung hinsichtlich der Höhlen wird gefolgt. Der artenschutzrechtliche Fachbeitrag 
sowie die textlichen Hinweise im Bebauungsplan wurden korrigiert. Es heißt hier nun rich-
tigerweise, dass die Kontrolle mittels Hubsteiger und Endoskop durchzuführen ist.   

 
 zu 3: 
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Die Hinweise zur Entwässerung werden zur Kenntnis genommen. Die Thematik der Ent-
wässerung ist bereits mehrfach Gegenstand der Diskussion im Rahmen des vorliegenden 
Bauleitplanverfahrens gewesen. So sind die Rahmenbedingungen bekannt. 
 
Die Flächen sollen an die öffentliche Kanalisation angeschlossen werden, diese entwässert 
im Trennsystem. Während das Schmutzwasser über die Kanalisation abgeleitet werden 
soll, soll das im Plangebiet anfallende Niederschlagswasser möglichst ortsnah zur Versi-
ckerung gebracht werden. Im Rahmen des Planverfahrens wurden dazu bereits Vorunter-
suchungen durchgeführt, welche eine Versickerungsfähigkeit des Bodens nachweisen 
(Chemische Untersuchungen an Bodenluft- und Bodenproben sowie hydrogeologisches 
Gutachten). Alternativ wäre eine Einleitung über das Regenklärbecken an der Reisholz-
straße möglich. Vorflut dieses Systems ist für das Gebiet der Mönchengraben. Die Beseiti-
gung der Niederschläge erfolgt somit nach den Vorgaben gemäß § 55 Wasserhaushaltsge-
setz. 
 
In der Begründung zum Bebauungsplan wurde bereits umfangreich ausgeführt, dass gene-
rell aufgrund der bekannten, hydraulischen Belastung des RW-Kanalnetzes das im Ein-
zugsgebiet des Bebauungsplanes anfallende Niederschlagswasser auf den Grundstücken 
zurückgehalten und / oder versickert werden soll. Diese Forderung erfolgt allein aus dem 
Grunde, dass vorhandene Kanalnetz zukünftig hydraulisch zu entlasten und die Abflusska-
pazitäten zu verbessern.  
 
Gemäß der Stellungnahme der Unteren Wasserbehörde vom 05.12.2017 sollte im vorlie-
genden Bebauungsplan die Dachflächenniederschlagswasserbeseitigung ursprünglich vor-
zugsweise per Einleitung in die öffentliche Kanalisation erfolgen. Diese Stellungnahme 
wurde vor dem Hintergrund der möglichen Altlastenthematik abgegeben. Im Rahmen des 
weiteren Verfahrens wurde dies nun mittels chemischer Untersuchungen an Bodenluft- und 
Bodenproben gutachterlich untersucht. Im Ergebnis wurden keine Auffüllungen mit anthro-
pogenen Fremdbestandteilen bzw. sonstige organoleptische Auffälligkeiten festgestellt. 
“Die chemisch- analytischen Untersuchungen an den Bodenluftproben sowie an der auf die 
Prüfwerte gemäß Wirkungspfad Boden - Grundwasser untersuchten Probe ergaben keine 
Auffälligkeiten.“ (F.G.M. Ingenieurgesellschaft Müller mbH; Gutachterliche Stellungnahme 
Chemische Untersuchungen an Bodenluft- und Bodenproben, Langenfeld 30.05.2023). Die 
Erkenntnisse aus den ergänzenden Untersuchungen (Chemische Untersuchungen an Bo-
denluft- und Bodenproben sowie Hydrogeologie) führen dazu, dass nun eine ortsnahe 
(künstliche) Versickerung im Plangebiet grundsätzlich möglich ist. Im Zuge eines Bauge-
nehmigungsverfahrens wird, vor dem Hintergrund einer konkreten Planung, die Altlastensi-
tuation in Abstimmung mit dem Kreis Mettmann - Untere Bodenbehörde - detailliert weiter 
untersucht. 
 
Auf Ebene des Bebauungsplanes wurde somit in Abstimmung mit dem Kreis Mettmann 
grundsätzlich nachgewiesen, dass auch eine Versickerung des Niederschlagswassers im 
Plangebiet möglich ist. Die genaue Dimensionierung und Planung der Entwässerungsanla-
gen erfolgt in Abhängigkeit des konkreten Bauvorhabens im Zuge eines Baugenehmi-
gungsverfahrens. Neben der Versickerung des Niederschlagswassers über Rigolen ist al-
ternativ auch eine Muldenversickerung möglich. Im Rahmen der hydrogeologischen Unter-
suchungen des Fachbüros wurden beide Varianten untersucht (vgl. F.G.M. Ingenieurge-
sellschaft Müller mbH; Hydrogeologisches Gutachten, Langenfeld 28.05.2023). Sofern eine 
Versickerung des Niederschlagswassers im Plangebiet nicht möglich ist, werden Maßnah-
men der Rückhaltung im Plangebiet umzusetzen sein. 
Auf Ebene des Bebauungsplanverfahrens kann davon ausgegangen werden, dass die Ab-
wasserbeseitigung für das Plangebiet grundsätzlich gesichert ist. Die konkrete Entwässe-
rungsplanung ist jedoch im Rahmen von Baugenehmigungsverfahren zu erbringen. Hier ist 
u.a. ein Überflutungsnachweis bei Starkregenereignissen zu erbringen; hier werden Maß-
nahmen zur Regenrückhaltung, Versickerung oder Niederschlagswasserbehandlung fest-
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gelegt, um etwaige nachteilige Auswirkungen auf das Bestandsnetz zu vermeiden. Dies ist 
schon damit zu begründen, dass erst bei einer konkreten Planung die tatsächliche Versie-
gelung und damit das Volumen der erforderlichen Rückhaltung berechnet werden kann.  
 
Der Unteren Wasserbehörde ist im Zuge eines Baugenehmigungsverfahrens nachzuwei-
sen, dass aus dem Bebauungsplangebiet keine weiteren negativen Auswirkungen auf das 
Gewässer entstehen bzw. die hydraulische Situation im Gewässer nicht verschärft wird. 
 
Grundsätzlich ermöglicht der vorliegende Angebotsbebauungsplan auch die Schaffung ei-
ner Tiefgarage. Die möglichen Auswirkungen einer solchen Tiefgarage sind jedoch erst im 
Rahmen einer konkreten Planung abschließend zu bewerten. Bei der Errichtung einer Tief-
garage ist eine Abstimmung mit der Unteren Wasserbehörde erforderlich. Da es zu baube-
dingten und temporären Eingriffen in den Grundwasserkörper kommen kann, ist voraus-
sichtlich die Umsetzung einer „weißen Wanne“ im Rahmen der Ausführungsplanung not-
wendig. 
 
Hinsichtlich des hoch anstehenden Grundwassers kann ausgeführt werden, dass bei einer 
Geländeoberkante im Mittel von 43 mNHN ein durchschnittlicher Wasserstand an der akti-
ven Grundwassermessstelle der Bezirksregierung Düsseldorf an der Walter-Wiederhold-
Straße (LGD-Nr. 036460175) sowie der Grundwassermessstelle des Landesamtes für Na-
tur, Umwelt und Verbraucherschutz an der Niedenstraße/Eichenstraße (LGD-Nr. 
031020318) von 39,62 mNHN bzw. 39,29 mNHN gemessen wurde. Folglich wären Flurab-
stände von ca. 3 bis 4 m zu erwarten. Seitens der Unteren Bodenbehörde wurde ergän-
zend darauf hingewiesen, dass die Festlegung des mittleren höchsten Grundwasserstan-
des (MHGW) durch zwei im nahen Umfeld laufende Grundwassersanierungen beeinflusst 
wird. Die Grundwasseroberfläche ist derzeit (und auch mittelfristig) durch die starken 
Grundwasserentnahmen um ca. 50 bis 70 cm abgesenkt. Sollte zu einem späteren Zeit-
punkt die Grundwasserförderung gestoppt werden, steigt der Grundwasserstand wieder an. 
Dies ist für die Planung zu berücksichtigen. Der MHGW sollte daher bei ca. 40,5 m NHN 
angesetzt werden.  

 
 zu 4: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Gerade die Ausführungen im Rahmen des Bau-
leitplanverfahrens zeigen, dass die Thematik der Grundstücksentwässerung sehr ernst ge-
nommen wird. Es wurden umfangreiche Informationen gesammelt und in die Begründung in 
den Umweltbericht aufgenommen. Aufgrund der nochmals vorgebrachten Anregungen 
wurden bereits auf Ebene des Bauleitplanverfahrens in Abstimmung mit dem Kreis Mett-
mann nun weitergehende Untersuchungen (Chemische Untersuchungen an Bodenluft- und 
Bodenproben sowie Hydrogeologie) durchgeführt. Im Ergebnis wurde grundsätzlich nach-
gewiesen, dass auch eine Versickerung des Niederschlagswassers im Plangebiet möglich 
ist. Die genaue Dimensionierung und Planung der Versickerungsanlagen oder/und Rück-
haltung erfolgt in Abhängigkeit des konkreten Bauvorhabens im Zuge eines Baugenehmi-
gungsverfahrens. Neben der Versickerung des Niederschlagswassers über Rigolen ist al-
ternativ auch eine Muldenversickerung möglich. Im Rahmen der hydrogeologischen Unter-
suchungen des Fachbüros wurden beide Varianten untersucht. 
 
Der Einwendende kritisiert die Aussage, dass durch eine Rückhaltung der Entwässerungs-
kanal „entlastet“ wird. Hierzu kann jedoch erläutert werden, dass die Rückhaltung auch ei-
ner späteren Versickerungsanlage vorgeschaltet sein kann. In jeden Fall ist der Unteren 
Wasserbehörde im Zuge eines Baugenehmigungsverfahrens nachzuweisen, dass aus dem 
Bebauungsplangebiet keine weiteren negativen Auswirkungen auf das Gewässer entstehen 
bzw. die hydraulische Situation im Gewässer nicht verschärft wird. 
 
Eine konkrete Entwässerungsplanung kann jedoch erst im Zuge eines Baugenehmigungs-
verfahrens erfolgen, da es bislang kein hinreichend konkretes Vorhaben gibt und sich folg-
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lich auch die Dimensionierung der Versickerungsanlage / Rückhaltung erst dann konkret 
berechnen lässt. In dem hydrologischen Gutachten wurde nun zunächst einmal im Sinne 
einer Worst-Case-Annahme davon ausgegangen, dass die im Bebauungsplan festgesetzte 
Baugrenze komplett für die Errichtung von Gebäuden ausgeschöpft würde. Im Ergebnis 
können die anfallenden Niederschlagswässer grundsätzlich vor Ort zur Versickerung ge-
bracht werden.  
 

 zu 5: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Gerade, weil in diesem Bauleitplanverfahren 
schon umfangreiche Informationen seitens der beteiligten Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange sowie seitens der Öffentlichkeit gesammelt werden konnten, konnte 
die Thematik der Entwässerung in der Begründung und im Umweltbericht ausführlich dar-
gestellt werden. Dabei zeigt der Bebauungsplan bereits auf, dass im Zuge einer konkreten 
Entwässerungsplanung bestimmte Parameter zu berücksichtigen sind. Unter Berücksichti-
gung des Abwägungsgebotes nach §1 Abs. 7 BauGB wurden im Bebauungsplan daher be-
reits mögliche Konflikte aufgezeigt und zur Konfliktbewältigung Lösungen (Rückhaltung 
und/oder Versickerung von Niederschlagswasser im Plangebiet) aufgezeigt.  

  
Die genaue Dimensionierung und Ausgestaltung der Entwässerungsplanung erfolgt dann 
im Baugenehmigungsverfahren. Eine zusätzliche Belastung für die Anwohner bzw. Eigen-
tümer*innen von betroffenen, angrenzenden Grundstücken insbesondere bei Starkregener-
eignissen soll vermieden werden. In diesem Zusammenhang wird auch auf §15 Abs. 1 
BauNVO und dem hierin enthaltenen Rücksichtnahmegebot hingewiesen.  
 
Es ist korrekt, dass ein Baugenehmigungsverfahren ein „nicht öffentliches Verfahren“ ist. Es 
wird darauf hingewiesen, dass die zuständigen Fachämter und Behörden auf Grundlage 
der bestehenden rechtlichen Regelungen arbeiten und hier keine willkürlichen Entschei-
dungen getroffen werden.  

 
 zu 6:  

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Das Klimaanpassungsgesetz Nordrhein-
Westfalen (KlAnG NRW) wird im Zuge des Bauleitplanverfahrens berücksichtigt. Es wird an 
dieser Stelle auch auf §1a Abs. 5 BauGB hingewiesen, hier heißt es: „Den Erfordernissen 
des Klimaschutzes soll sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, 
als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen 
werden. Der Grundsatz nach Satz 1 ist in der Abwägung nach § 1 Absatz 7 zu berücksich-
tigen.“ Im vorliegenden Planverfahren wurde das Schutzgut Klima im Rahmen des Umwelt-
berichtes behandelt und die Belange in der Abwägung berücksichtigt. Die Informationen 
hierzu sind im Zuge der Beteiligungsverfahren der Öffentlichkeit zugänglich gemacht wor-
den.  

 
Im Umweltbericht heißt es: „Das Plangebiet ist in der Karte Klima- und immissionsökologi-
sche Funktion in der Stadt Hilden (Planungshinweise Stadtklima) als Grün- und Freifläche 
von hoher stadtklimatischer Bedeutung gekennzeichnet. In der Karte zu den Klima- und 
immissionsökologischen Funktionen der Stadt Hilden ist die Fläche als Ausgleichsraum mit 
einer hohen Kaltluftlieferung gekennzeichnet.“ Damit wird bereits die Bedeutung der Fläche 
beschrieben. Eine Anpassung des Umweltberichtes um weitere Ausführungen zum Thema 
„Vorstadtklima“ ist daher nicht erforderlich. In Abwägung der unterschiedlichen Belange 
wird eine bauliche Entwicklung dieses integrierten Standortes vorgesehen. Es werden auf-
grund der Plangebietsgröße, der Vorbelastung und der verbleibenden Grünstrukturen ent-
lang der Düsseldorfer Straße keine Auswirkungen auf das Schutzgut Klima erkannt, welche 
als erheblich einzustufen wären.  
 
Hinsichtlich der außerhalb des Plangebietes installierten PV-Anlagen kann erläutert wer-
den, dass hier ein rechtskräftiger Bebauungsplan besteht, welcher eine bauliche Nutzung 
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des Areals schon in den 1970er-Jahren planungsrechtlich vorbereitet hat. Durch die instal-
lierte PV-Anlage wird nun auf dem Areal Strom produziert. Die Anlage soll zur CO2-
Neutralität des Standortes der dort ansässigen Firma beitragen.  
 
Das KlAnG NRW wird im Zuge der Planung berücksichtigt. Es wird bewusst ein integrierter 
Standort einer baulichen Entwicklung im Außenbereich vorgezogen. Entlang der Düsseldor-
fer Straße wird im Bebauungsplan eine private Grünfläche festgesetzt, sodass die vorhan-
denen Bäume erhalten bleiben und gesichert werden. 
 

 zu 7: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Zuge des Bebauungsplanes, welcher eine 
Angebotsplanung darstellt, werden die überwiegenden Flächen des Plangebietes als Ge-
werbegebiet festgesetzt. Gemäß § 8 BauNVO können ausnahmsweise auch Wohnungen 
für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die 
dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse unter-
geordnet sind, zugelassen werden. Im Zuge des vorliegenden Bauleitplanverfahrens wurde 
daher geprüft, ob eine solche Nutzung grundsätzlich möglich ist oder zu erheblichen Kon-
flikten führen würde. Im Ergebnis der schalltechnischen Untersuchung führt der Gutachter 
aus, dass durch den öffentlichen Straßenverkehrslärm sowohl tagsüber als auch nachts die 
Orientierungswerte der DIN 18005 für Gewerbegebiete (GE) von 65 dB(A) am Tag sowie 
55 dB(A) in der Nacht im Bereich der geplanten Betriebsleiterwohnung unterschritten wer-
den. Weiterhin erläutert der Gutachter, dass die Geräuschimmissionen aus dem Gewerbe-
lärm die zulässigen Orientierungswerte der DIN 18005 bzw. die Immissionsrichtwerte ge-
mäß TA Lärm von 65 dB(A) am Tag sowie 55 dB(A) in der Nacht ebenfalls deutlich unter-
schreiten. Im Rahmen eines Baugenehmigungsverfahrens würde die Frage nach der Lärm-
belastung für Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinha-
ber und Betriebsleiter anhand einer konkreten Planung überprüft werden. Bereits in der 
schalltechnischen Untersuchung weist der Fachgutachter darauf hin, dass die in einem 
Gewerbegebiet zulässigen Orientierungswerte zwar eingehalten werden, die zur Wahrung 
gesunder Wohnverhältnisse im Inneren von Gebäuden notwendigen Betrachtungen der 
Außenbauteile jedoch im Rahmen des Schallschutznachweises erfolgen muss. Sofern er-
forderlich würden dann im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens Maßnahmen festgelegt.  

 
 zu 8: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Genehmigungen der Akzo-Nobel und 3M 
sind nicht Gegenstand dieses Bauleitplanverfahrens. Gleichwohl berücksichtigen die Ge-
nehmigungen der zuvor genannten Störfall-Betriebe die gesetzlichen Vorgaben um mögli-
che Störfälle bestmöglich beherrschen zu können.   

 
2. die Anregungen der Öffentlichkeit gemäß §3 Abs. 2 BauGB im Rahmen der öffentlichen 
Auslegung vom 29.08.2022 bis einschließlich zum 30.09.2022 wie folgt zu behandeln: 
 
2.1  Schreiben von BürgerIn Nr. 1 vom 30.09.2022 
 

2.1.1 Es wird auf die Stellungnahmen vom 14.12.2017 und 14.02.2019 sowie die Antrags-
begründung vom 02.03.2021 im Normenkontrollverfahren hingewiesen; diese werden zum 
Gegenstand der Stellungnahme gemacht. 
 
2.1.2 Es wird bemängelt, dass die schalltechnische Festsetzung des Bebauungsplans, feh-
lerhaft ist. Es wird bemängelt, dass das Emissionskontingent der Teilfläche 8C erheblich 
erhöht wurde. Diese Teilfläche des Bebauungsplanes liegt am Nächsten zum Wohnhaus 
der Mandantin und dem anschließenden faktischen reinen Wohngebiet.  
 
Des Weiteren wird die Annahme einer Gemengelage, insbesondere am Immissionsort 9, 
bemängelt, da dort so eine Überschreitung der Werte in allgemeinen Wohngebieten um 3 
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dB zulässig sei. Eine entsprechende Überschreitung wie an jenem Fenster ist sodann in 
praktisch gleicher Höhe auch an dem danebenliegenden, etwa 1,80 m hiervon entfernten, 
gleichen Fenster zu erwarten.  
 
Zudem bestünde nördlich des Plangebietes um die Daimlerstraße und den Porscheweg ei-
ne reine Wohnbebauung, hier sei bei der Bewertung der Schutzwürdigkeit nach TA Lärm 
von der Schutzwürdigkeit eines Reinen Wohngebietes auszugehen. Zuschläge auf Grund 
einer Gemengelage seien auf dieser Grundlage zu beurteilen. 
 
Ebenfalls wird bemängelt, dass die Annahmen zum Emissionsgeschehen nicht hinreichend 
konservativ getroffen seien. Eine Befüllung der Absetzcontainer soll im Gutachten nicht be-
rücksichtigt worden sein.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass in dem Betrieb bereits heute teilweise auch sonntags ge-
arbeitet wird. 
 
Die genannte „Lärmschutzwand“ ist eine einfache Holzwand, die vorrangig als Sichtschutz, 
aber praktisch nicht als Lärmschutz wirkt. 

 
Als Fehlerhaft wird bewertet, dass einzelne Immissionsorte in vergleichsweise engerer Ver-
flechtung zu den gewerblichen Nutzungen nicht als Teil einer Gemengelage gewertet wer-
den, hierbei wird insbesondere der Immissionsort 15/15a genannt.  
 
Es wird auf die in der TA Lärm verankerten Regelungen hingewiesen, besonders auf die Si-
tuation des Zusammentreffens von Gebieten zur gewerblichen Nutzung und welchen die 
der Wohnnutzung dienen. Hierbei wird auf die Schutzwürdigkeit von Wohnbebauungen 
verwiesen, welche zeitlich vor gewerblicher Nutzung entstanden sind.  
Es wird bemängelt, dass die Planung vorsieht, in Richtung der nördlichen Wohnbebauung 
die höchsten Emissionskontingente anzuordnen.  

 
2.1.3 Die Angaben zur Entwässerung werden als fehlerhaft bezeichnet. Es wird in diesem 
Zusammenhang auf die Antragsbegründung vom 02.03.2021 Seite 20ff verwiesen. Es wird 
darauf hingewiesen, dass der Mönchengraben bereits heute überlastet ist, auf Überflutun-
gen und Wassereinbrüche in der Umgebung des Plangebietes im Zusammenhang mit 
Starkregenereignissen wird hingewiesen. Zugleich wird durch den Bebauungsplan auf 
Grund der Altlastensituation eine Versickerung ausgeschlossen.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Regenwasserrückhaltung nur ein bestimmtes Volu-
men aufnehmen kann. Es wird daher befürchtet, dass der Mönchengraben zusätzlich be-
lastet wird. Des Weiteren wird auf die Auswirkungen von kürzlich realisierten Bauvorhaben 
bzw. in Bau befindlichen Vorhaben im Umfeld des Plangebietes hingewiesen. Bereits durch 
deren zusätzliche Bodenversiegelung erfolge eine höhere Belastung oder Überlastung der 
Entwässerung.  
 
Da eine Erweiterung der öffentlichen Entwässerungsanlagen von der Stadt nicht beabsich-
tigt ist, wird bezweifelt, dass das Problem der Entwässerung auf Ebene des Baugenehmi-
gungsverfahrens gelöst werden kann.  

 
2.1.4 Es wird vorgetragen, dass Fehler in dem artenschutzrechtlichen Fachbeitrag bestün-
den. Die Attikableche müssen immer auf Fledermausvorkommen überprüft werden. Die 
Aussage im Kapitel 5.4, dass dort keine Fledermäuse leben und reproduzieren können, ist 
falsch. Genauso existierte in den Baumhöhlen eine Spechtbrut, diese wurde der Stadt Hil-
den schriftlich gemeldet. Die Höhlen müssen mit Hubsteiger und Endoskop überprüft wer-
den, bevor die Bäume gefällt werden. Methodisch erbringt der Einsatz eines Batdetektors 
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zur Prüfung einer Baumhöhle auf Besiedlung keine Aussage. Hierzu muss ein Endoskop 
verwendet werden. 

 
Stellungnahme der Verwaltung: 

 
zu 2.1.1: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahmen vom 14.12.2017 und 
14.02.2019 wurden bereits im Rahmen des Bauleitplanverfahrens behandelt und die vorge-
tragenen Anregungen in die Abwägung eingestellt (siehe Sitzungsvorlagen WP 14-20 SV 
61/201 und WP 14-20 SV 61/239). Aufgrund der zusätzlichen Erkenntnisse aus dem weite-
ren Planverfahren werden diese Stellungnahmen unter 2.2 und 2.3 dieser Sitzungsvorlage 
nochmals aufgeführt und der Abwägungsvorschlag aktualisiert. Die Änderungen gegenüber 
der jeweils ursprünglichen Abwägung werden in kursiv und unterstrichen gekennzeichnet. 
 
Die Inhalte der Antragsbegründung vom 02.03.2021 im Normenkontrollverfahren wurden 
seitens der Stadtverwaltung geprüft und Anpassungen an der Planung (Emissionskontin-
gente) vorgenommen sowie Erläuterungen zur Entwässerung des Plangebietes in der Be-
gründung ergänzt. Der Bebauungsplan, welcher dem vorliegenden Heilungsverfahren ge-
mäß §214 BauGB zugrunde liegt, berücksichtigt insofern auch bereits eine Behandlung der 
in der Antragsbegründung zum Normenkontrollantrag vorgebrachten Anregungen und Be-
denken. Bereits in diesen Schreiben werden im Wesentlichen die Themen Lärmschutz und 
Entwässerung vorgetragen, welche auch im nun zu behandelnden Schreiben vom 
30.09.2022 ausgeführt werden. Gleichwohl wird auch die Antragsbegründung unter 2.4 in-
haltlich aufgeführt und hierzu ein Abwägungsvorschlag beigefügt.  
 

 zu 2.1.2: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Bedenken werden nicht geteilt. Die 
schalltechnische Untersuchung wurde vor der durchgeführten erneuten öffentlichen Ausle-
gung im Zuge des Heilungsverfahrens überarbeitet. Im Bebauungsplan werden die sich aus 
dem Fachgutachten ergebenden Emissionskontingente festgesetzt. Es ist korrekt, dass da-
bei das Emissionskontingent der Teilfläche 8C erhöht wurde. Allerdings werden die 
Schutzansprüche der einwendenden Person berücksichtigt. Die angrenzende Wohnbebau-
ung liegt nicht in einem faktisch reinen Wohngebiet, diese Auffassung wird nicht geteilt. Die 
umliegenden Wohnnutzungen sind als allgemeine Wohngebiete eingestuft und wurden 
dementsprechend in der schalltechnischen Untersuchung berücksichtigt.  
 
Entgegen der Auffassung der einwendenden Person wird in der schalltechnischen Untersu-
chung von einer Gemengelage ausgegangen, welche sich durch die örtliche Situation be-
gründet. Dabei wird berücksichtigt, dass aufgrund der Gemengelage an den Immissionsor-
ten IO 8 (Forststraße 4 W 2. OG), IO 8a (Forststraße 4 O 2. OG), IO 8b (Forststraße 4 S 2. 
OG) und IO 9 (Porscheweg 12) um 3 dB(A) erhöhte Immissionsrichtwerte herangezogen 
werden. Es ist korrekt, dass auch an einem rd. 1,8m vom IO 9 entfernten Fenster ver-
gleichbare Werte anzunehmen sind. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, 
dass auch diese erhöhten Immissionsrichtwerte noch deutlich unterhalb der Immissions-
richtwerte für Mischgebiete liegen. In Mischgebieten liegen die Immissionsrichtwerte bei 60 
dB(A) tags und 45 dB(A) nachts. Selbst bei diesen Werten wird noch von gesunden Wohn- 
und Arbeitsverhältnissen ausgegangen. 

 
Auch kann die Auffassung, dass es sich nördlich des Plangebietes um die Daimlerstraße 
und den Porscheweg um ein Reines Wohngebiet handelt, nicht geteilt werden. Folglich wird 
hier auch die Schutzwürdigkeit eines Allgemeinen Wohngebietes berücksichtigt. 

 
Im vorliegenden Fall wurde eine Emissionskontingentierung durchgeführt. Auch für die 
westlich angrenzenden Flächen des bestehenden Gewerbebetriebes ist eine solche Emis-
sionskontingentierung bereits im Zuge des Bebauungsplanes Nr. 103, 2. Änderung erfolgt. 
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Die Aussage, dass die Annahmen zum Emissionsgeschehen nicht hinreichend konservativ 
getroffen seien, wird nicht geteilt. Die Befüllung des Absetzcontainers (außerhalb des hier 
vorliegenden Plangebietes) auf dem bereits bestehenden Betriebsgelände ist im Rahmen 
der dort festgesetzten Emissionskontingente zu bewerten.  
 
Der Hinweis, dass in dem bestehenden ans Plangebiet angrenzenden Betrieb teilweise 
auch sonntags gearbeitet werden soll, wird zur Kenntnis genommen. Für ein Bauvorhaben 
im vorliegenden Plangebiet können im Zuge eines Baugenehmigungsverfahrens Auflagen 
zu den Betriebszeiten gemacht werden.  
 
Der Hinweis zur Lärmschutzwand wird zur Kenntnis genommen. Die genannte Wand befin-
det sich auf dem bestehenden Betriebsgelände (außerhalb des Plangebietes) und wurde 
als Lärmschutz für die benachbarte Bebauung errichtet. Die Bedenken werden nicht geteilt. 
 
Die Bedenken, dass der Immissionsort 15/15a nicht als Teil der Gemengelage gewertet 
wird, wird nicht geteilt. Die Beurteilung beruht auf der östlich der Niedenstraße vorhande-
nen städtebaulichen Struktur.  
 
Die Hinweise auf die in der TA Lärm verankerten Regelungen bezüglich des Zusammen-
treffens von gewerblichen Nutzungen und Wohnen werden zur Kenntnis genommen. Die 
Bedenken werden nicht geteilt. Es wird darauf hingewiesen, dass bereits vor dem Bebau-
ungsplan Nr. 103, 3. Änderung für den nördlichen Teil des Plangebietes und somit gerade 
im Nahbereich zur Wohnbebauung ein Gewerbegebiet durch den rechtskräftigen Bebau-
ungsplan Nr. 103, 2. Änderung (aus 12/2006) und den vorhergehenden Bebauungsplänen 
festgesetzt wurde. Es erfolgt somit keine erstmalige Festsetzung eines Gewerbegebietes 
im Nahbereich zum vorhandenen Wohnhaus. Die Schutzansprüche der Wohnbebauung 
werden durch die im Bebauungsplan festgesetzten Emissionskontingente gewährleistet. 
Das Umfeld ist bereits heute durch zahlreiche gewerbliche Nutzungen geprägt.  

 
 zu 2.1.3: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Bedenken werden nicht geteilt. Im 
Rahmen des vorliegenden Bauleitplanverfahrens wurde die Thematik der Entwässerung 
bereits umfangreich betrachtet, sodass die grundsätzlichen Rahmenbedingungen für die 
Thematik der Entwässerung dargestellt werden konnten. So sollen die Flächen des Plan-
gebietes an die öffentliche Kanalisation angeschlossen werden, diese entwässert im 
Trennsystem. Während das Schmutzwasser über die Kanalisation abgeleitet werden soll, 
soll das im Plangebiet anfallende Niederschlagswasser möglichst ortsnah zur Versickerung 
gebracht werden. Im Rahmen des Planverfahrens wurden dazu bereits Voruntersuchungen 
durchgeführt, welche eine Versickerungsfähigkeit des Bodens nachweisen (vgl. F.G.M. In-
genieurgesellschaft Müller mbH; Gutachterliche Stellungnahme Chemische Untersuchun-
gen an Bodenluft- und Bodenproben, Langenfeld 30.05.2023 und  
F.G.M. Ingenieurgesellschaft Müller mbH; Hydrogeologisches Gutachten, Langenfeld 
28.05.2023). Alternativ wäre eine Einleitung über das Regenklärbecken an der Reisholz-
straße möglich. Vorflut dieses Systems ist für das Gebiet der Mönchengraben. Die Beseiti-
gung der Niederschläge erfolgt nach den Vorgaben des § 55 Wasserhaushaltsgesetz.  
 
Die Flächen sind zwar im Generalentwässerungsplan (GEP) der Stadt Hilden berücksich-
tigt, aufgrund der hydraulischen Belastung der vorhandenen Regenwasserkanäle in der 
Düsseldorfer Straße und Forststraße wäre jedoch eine Rückhaltung im Plangebiet erforder-
lich. Über Details der Rückhaltemaßnahmen und der Anschlussmöglichkeiten wird im 
Rahmen der jeweiligen Grundstücksentwässerungsplanung im Baugenehmigungsverfahren 
detailliert entschieden. 
 
Gemäß der Stellungnahme der Unteren Wasserbehörde vom 05.12.2017 sollte im vorlie-
genden Bebauungsplan die Dachflächenniederschlagswasserbeseitigung ursprünglich vor-
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zugsweise per Einleitung in die öffentliche Kanalisation erfolgen. Diese Stellungnahme 
wurde vor dem Hintergrund der möglichen Altlastenthematik abgegeben. Im Rahmen des 
weiteren Verfahrens wurde dies nun mittels chemischer Untersuchungen an Bodenluft- und 
Bodenproben gutachterlich untersucht. Im Ergebnis wurden keine Auffüllungen mit anthro-
pogenen Fremdbestandteilen bzw. sonstige organoleptische Auffälligkeiten festgestellt. 
“Die chemisch- analytischen Untersuchungen an den Bodenluftproben sowie an der auf die 
Prüfwerte gemäß Wirkungspfad Boden - Grund-wasser untersuchten Probe ergaben keine 
Auffälligkeiten.“ (F.G.M. Ingenieurgesellschaft Müller mbH; Gutachterliche Stellungnahme 
Chemische Untersuchungen an Bodenluft- und Bodenproben, Langenfeld 30.05.2023, Sei-
te 10). Die Erkenntnisse aus den ergänzenden Untersuchungen (Chemische Untersuchun-
gen an Bodenluft- und Bodenproben sowie Hydrogeologie) führen dazu, dass nun eine 
ortsnahe (künstliche) Versickerung im Plangebiet grundsätzlich möglich ist. Im Zuge eines 
Baugenehmigungsverfahrens wird, vor dem Hintergrund einer konkreten Planung, die Alt-
lastensituation in Abstimmung mit dem Kreis Mettmann - Untere Bodenbehörde - detailliert 
weiter untersucht. 
 
Generell gilt auch weiterhin, dass aufgrund der bekannten, hydraulischen Belastung des 
RW-Kanalnetzes das im Einzugsgebiet des Bebauungsplanes anfallende Niederschlags-
wasser auf den Grundstücken zurückgehalten und / oder versickert werden soll. Diese For-
derung erfolgt allein aus dem Grunde, dass vorhandene Kanalnetz zukünftig hydraulisch zu 
entlasten und die Abflusskapazitäten zu verbessern. Auf Ebene des Bebauungsplanes 
wurde nun in Abstimmung mit dem Kreis Mettmann grundsätzlich nachgewiesen, dass 
auch eine Versickerung des Niederschlagswassers im Plangebiet möglich ist. Die genaue 
Dimensionierung und Planung der Versickerungsanlage erfolgt in Abhängigkeit des konkre-
ten Bauvorhabens im Zuge eines Baugenehmigungsverfahrens. Neben der Versickerung 
des Niederschlagswassers über Rigolen ist alternativ auch eine Muldenversickerung mög-
lich. Im Rahmen der hydrogeologischen Untersuchungen des Fachbüros wurden beide Va-
rianten untersucht. Sofern eine Versickerung des Niederschlagswassers im Plangebiet 
nicht möglich ist, werden Maßnahmen der Rückhaltung im Plangebiet umzusetzen sein.  
 
In dem hydrologischen Gutachten wurde zunächst einmal im Sinne einer Worst-Case-
Annahme davon ausgegangen, dass die im Bebauungsplan festgesetzte Baugrenze kom-
plett für die Errichtung von Gebäuden ausgeschöpft würde. Im Ergebnis können die anfal-
lenden Niederschlagswässer vor Ort zur Versickerung gebracht werden.  
 
Auf Ebene des Bebauungsplanverfahrens kann somit davon ausgegangen werden, dass 
die Abwasserbeseitigung für das Plangebiet grundsätzlich gesichert ist. Die konkrete Ent-
wässerungsplanung ist jedoch im Rahmen von Baugenehmigungsverfahren zu erbringen. 
Hier ist u.a. ein Überflutungsnachweis bei Starkregenereignissen zu erbringen; hier werden 
Maßnahmen zur Regenrückhaltung, Versickerung oder Niederschlagswasserbehandlung 
festgelegt, um etwaige nachteilige Auswirkungen auf das Bestandsnetz zu vermeiden. 
 
Insbesondere da im Rahmen des vorliegenden Bauleitplanverfahrens die Thematik der 
Entwässerung bereits umfangreich erörtert wurde, ist die Stadt davon überzeugt, dass eine 
Konfliktbewältigung im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens gewährleistet werden kann. 
Eine weitere Belastung des Mönchengrabens soll vermieden werden.   
 
Die im Umfeld des Plangebiets realisierten Bauvorhaben sind nicht Gegenstand des hier zu 
behandelnden Bebauungsplanes. Es kann jedoch erläutert werden, dass im Zuge der je-
weiligen Baugenehmigungsverfahren eine Entwässerungsplanung zu den Bauvorhaben er-
arbeitet und umgesetzt wurde. Alle Maßnahmen erfolgten hierbei mit dem Ziel die hydrauli-
sche Belastung des RW-Kanalnetzes nicht weiter zu verschärfen. 

 
 zu 2.1.4: 
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Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Flachdächer mit nach unten geöffneter Attika 
bieten allgemein ein potentielles Quartier für gebäudebewohnende Fledermäuse. Die Halle 
angrenzend ans Plangebiet bietet durch die Metallverkleidung der Außenfassade unterhalb 
der Attika nur ein sehr eingeschränktes Potential. Durch die glatte Oberfläche der Fassade 
finden die Tiere keine geeigneten Anflugflächen. Eine Nutzung des Gebäudes als Fleder-
mausquartier wird als unwahrscheinlich klassifiziert. Sofern ein Anbau an die Hallen vorge-
sehen wird, wird jedoch seitens des Gutachters empfohlen im Rahmen der ökologischen 
Baubegleitung eine Untersuchung der Attika auf einen Besatz mittels Hubsteiger und En-
doskop durchzuführen. Der textliche Hinweis im Bebauungsplan wird entsprechend er-
gänzt. Der Anregung der einwendenden Person wird somit entsprochen.  
 
Der Anregung hinsichtlich der Höhlen wird gefolgt. Der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag 
und die textlichen Hinweise im Bebauungsplan wurden korrigiert. Es heißt hier nun richtig-
erweise, dass die Kontrolle mittels Hubsteiger und Endoskop durchzuführen ist.  

 
2.2 Schreiben von BürgerIn Nr. 1 vom 14.12.2017 
 

2.2.1 Es wird darauf hingewiesen, dass bereits die Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt 
Hilden vom 06.11.2017 fehlerhaft sei. Sowohl die Bekanntmachung als auch die Offenlage 
des Bebauungsplans müssen wiederholt werden. 
 
2.2.2 Es wird angemerkt, dass das schalltechnische Gutachten inhaltliche und methodische 
Fehler und Unklarheiten aufweise. Zudem werden methodische und rechtliche Fehler bei 
der artenschutzrechtlichen Prüfung und im Landschaftspflegerischen Fachbeitrag bemän-
gelt. Weiterhin werden Widersprüche zwischen den Gutachten untereinander sowie im 
Vergleich zu diversen Stellungnahmen aus der Ratssitzung vom 11.10.2017 bemängelt. 
 
2.2.3 Es wird gefordert, dass die Beschreibung des Umfelds den Tatsachen entsprechend 
überarbeitet wird. Die Wohnbebauung im Norden und Nordwesten des Plangebietes 
(Forststraße und Porscheweg) bleibe in Texten und Gutachten nahezu unerwähnt. 
 
2.2.4 Es wird der Hinweis gegeben, dass das schalltechnische Gutachten inhaltlich gravie-
rende Fehler aufweise. Mit der Fa. Wirzius wird eine erhebliche Schallquelle im Umfeld als 
relevante Berechnungsgrundlage zugrunde gelegt, die seit vier Jahren nicht mehr existiere. 
Stattdessen wird das Areal durch den LKW- Gebrauchtwagenhandel AH-Trucks genutzt. 
Der Stellungnahme sind Luftbilder zum Vergleich der Situation des Gewerbebetriebs 
Niedenstraße Nr. 65 aus den Jahren 2014 und 2017 beigefügt. 
 
2.2.5 Es wird angemerkt, dass das Schallgutachten weder die Auswirkungen der geplanten 
Zufahrt von der Forststraße noch die geplante Tiefgaragenzufahrt als Schallquellen ausrei-
chend berücksichtigt. Die vorhandene, ca. 4m hohe existierende Schallschutzwand am 
Nordrand des Bestandsgewerbes sei für die Schallreduzierung wirkungslos. 
 
2.2.6 Die Berechnungsgrundlage zum umgebenden Verkehrslärm wird als fehlerbehaftet 
angesehen. Aufgrund des Alters und möglicher Erfassungsfehler der Verkehrszählung 
müssten aktuelle Daten herangezogen werden. Zu den für die Forststraße (2003) und Nie-
derstraße (2013) genannten Zahlen fehlten die Parameter zu den Erhebungsumständen 
und Zählungsstandorten. 
 
2.2.7 Es wird nachgefragt, an welchen Straßenabschnitten die Zählungen genau stattge-
funden haben. 
 
2.2.8 Der Bürger erkundigt sich im Weiteren, wie die Straßenbeschaffenheit der Forststraße 
zum Zeitpunkt der Erhebung war und ob es schon die Querschwellen und Verengungen der 
Fahrbahn durch beidseitige Parkmarkierungen auf der Straße gab. 
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2.2.9 Es wird grundsätzlich angezweifelt, dass auf der eher schmalen, teilweise einspurigen 
Forststraße täglich nahezu 2/3 der täglichen KFZ Zahlen der zweispurigen Haupterschlie-
ßungsstraße Niedenstraße fahren. Weiter sei es nicht vorstellbar, dass auf der Forststraße 
täglich 25% der Fahrzeugzahlen der Düsseldorfer Straße (13.100 KFZ/ Tag) fahren sollen. 
Die Angaben werden als Hinweise auf methodische Fehler in der Datenbasis gewertet und 
daher als Grundlage für Berechnungen des „Grundrauschens“ im Umfeld der Anwohner 
abgelehnt. 
 
2.2.10 Es wird der Hinweis gegeben, dass in der artenschutzrechtlichen Prüfung mehrfach 
auf eine konkrete Zunahme der Lärmentwicklung im Plangebiet verwiesen werde. Dem ge-
genüber werde in der Begründung zum B-Plan mehrfach eine Lärmzunahme ausgeschlos-
sen. 
 
Die Schalltechnische Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass „ein verträgliches Ne-
beneinander der geplanten gewerblichen Nutzung und der angrenzenden Wohnnutzung 
gewährleistet wird." Dieser Aussage wird widersprochen. 
 
2.2.11 Es wird darauf hingewiesen, dass sich der Lärm auf Grund der Zufahrt über die 
Forststr. und der Ein-/ Ausfahrtsöffnung der Tiefgarage in direkter Fluchtlinie auf das Haus 
Porscheweg Nr. 10/12 gravierend auswirken werde. Der im Gutachten zugrunde gelegte 
Lärmpegel der Umgebung sei falsch berechnet worden. 
 
2.2.12 Es wird der Hinweis gegeben, dass ein bestehender Wohngebäuderiegel gegenüber 
dem Verkehrslärm der Forststr. und die Bestandsgebäude von MC² Europe Wohngebäude 
gegenüber dem Lärm der Düsseldorfer Str. abdämmen. Zu der abschirmenden Wirkung der 
geplanten Halle gegenüber dem Lärm der Düsseldorfer Straße fehlten genaue Angaben. 
Es werde nicht dargelegt, ob und welche Konsequenzen daraus für den Bebauungsplan 
gezogen werden sollten. Im Bebauungsplanentwurf sei dazu nichts erkennbar. 
 
2.2.13 Es wird vermutet, dass das Schallgutachten auf der Schalltechnischen Untersu-
chung über die Geräuschimmissionen aus Gewerbe und öffentlichem Straßenverkehr bei 
der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 103, 2. Änderung vom Juli 2006 basiert und mehr-
fach lediglich angepasst wurde. 
 
2.2.14 Es wird darauf hingewiesen, dass lediglich eine theoretische Schallausbreitungs-
rechnung (Prognose) durchgeführt wurde u.a. für den Punkt Immissionsort (IO) 9 Porsche-
weg 10. Den Angaben wird widersprochen und gefordert, eine reale örtliche Langzeitmes-
sung der Schallsituation über mindestens eine typische Arbeitswoche und ein Wochenende 
durchzuführen.  
 
Ein gravierender Fehler der Schallberechnungen sei, dass die Tiefgaragenausfahrt in den 
Berechnungen unterbewertet bleibe. 
 
Es wird weiter gefordert, dass das schalltechnische Gutachten grundlegend neu erarbeitet 
wird, die daraus abgeleiteten Planungen müssten entsprechend grundlegend angepasst 
werden. 

 
2.2.15 Es wird festgestellt, dass das Schallgutachten Fahrzeugverkehr ausschließlich werk-
tags zwischen 7:00 bis 20:00 Uhr berechne. In der Begründung zum B-Plan und in Stel-
lungnahmen zu Anregungen werde dagegen stets von einem 24h / 7 Tage möglichen Ver-
kehr auf dem Firmengelände und in die geplante Tiefgarage gesprochen. Es wird der Hin-
weis gegeben, dass für einen unbeschränkten Betrieb keine Gutachtenberechnungen zu 
den Auswirkungen auf die angrenzenden Wohngebäude vorliegen. Der uneingeschränkte 
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Betrieb über sieben Tage und 24h dürfe daher nicht vorgesehen werden, denn die Grund-
lagenannahmen seien widersprüchlich und unrealistisch. 

 
2.2.16 Es wird der Hinweis gegeben, dass der PKW-Verkehr auf dem Firmengelände MC² 
Forststr. im Bestand überschaubar sei, der Firmenparkplatz sei zu keiner Tageszeit zu 
mehr als 50 % belegt. Es erscheine unrealistisch und zu hoch, dass durch eine Erweiterung 
der Firma MC² 184 zusätzliche Pkw und 30 Lkw Fahrten angesetzt werden. Aus der TAC-
Berechnung gehe nicht hervor, wohin die 184 Pkw fahren. Es gebe keinen ausgewiesenen 
Stellplatz auf dem Plangebiet. 
 
2.2.17 Die Angabe, dass zukünftig sechs Lkw in die Tiefgarage fahren, aber kein Pkw wird 
hinterfragt. Im Vergleich zur heutigen Anlieferung werde im Lärmgutachten von einer Zu-
nahme des Lieferverkehrs ausgegangen, hierzu wird nach den Hintergründen gefragt. Eine 
Tiefgarage werde abgelehnt, da weder der Lärmschutz gewährleistet sei noch der Bedarf 
auch nachvollziehbar dargestellt werden könne. 
 
2.2.18 Es wird darauf hingewiesen, dass der Stellplatzbedarf für TF8 A, TF8 B, TF8 C und 
eine Penthouse-Betriebsleiterwohnung auf den schon vorhandenen Parkflächen von MC² 
und jener Flächen, die anstelle der Tiefgaragenzufahrt zur Verfügung stehe, erfüllt werden 
könne. Die Zufahrt hierfür müsse zwingend über die Niedenstraße und jene Betriebsfläche 
erfolgen, auf denen auch die geplanten 10 LKW / Tag die neue Halle anfahren werden. Ein 
Verkehrskonflikt auf der B-Planfläche wird nicht gesehen. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass Container am Nordrand der Bestandshalle mehr als 3 
Mal täglich laut und lärmend befüllt werden. Die neu gebaute Schallschutzwand biete kei-
nerlei Schallminderung gegenüber der Vorsituation. 
 
Es wird angefragt, ob die Tiefgarage im Vorgriff auf eine seitens des Einwenders befürchte-
te weitere Gewerbebebauung des Plangebietes TF1 (ex GE8) gebaut werde. Sollte es be-
reits Planungen zur Fläche TF 1* geben, müssten diese in den Begründungen zwingend 
dargestellt werden. Es wird gefordert, dass sämtliche Informationen zum aktuellen Pla-
nungsstand für die Fläche TF1* offengelegt werden. 
 
Die Zufahrt über die Forststraße werde abgelehnt. Die Lärmzunahme sei für Anwohner 
nicht hinnehmbar. 
 
Falls die Planung der Tiefgarage weitergeführt werden sollte, wird vorsorglich gefordert, die 
Zufahrt bis an die Forststraße vollständig einzuhausen. Es wird weiter gefordert, dass sämt-
liche Zufahrten nur werktags zwischen 7.00 und 20:00 zugelassen werden dürfen und 
sämtliche Abluftanlagen generell an der Düsseldorfer Str. in größtmöglicher Distanz zur 
Bebauung Porscheweg platziert werden müssen. 

 
2.2.19 Es wird der Hinweis gegeben, dass die Planung für die Lkw-Zufahrt in die nördliche 
Halleneinfahrt TF 8C nicht schlüssig sei. Es werde ein deutlich größerer Kurvenradius be-
nötigt, als in der Planung möglich. Es wird mit zusätzlicher Lärmentwicklung durch rangie-
rende Lkw gerechnet. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Tiefgarage für Lkw ein mindestens 5m hohes 
Lichtraumprofil aufweisen müsse. Derartige Hinweise und die Auswirkungen auf die Pla-
nungen sind nicht dargestellt. 
 
Es wird befürchtet, dass die vorliegenden Planungen nur temporären Charakter haben und 
Teil einer weit größeren Gesamtplanung unter Einbeziehung des Gesamtraumes TF1* sind. 
Nur für diesen Fall scheint die Tiefgarage einen Sinn zu ergeben. Alle weiteren diesbezüg-
lichen Planungsentwürfe müssten offengelegt werden. 
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Die Höhe der Gebäude mit 11m wird abgelehnt. Es werde eine Blockbebauung geschaffen, 
die wie ein Riegel wirke. Die Gebäude der Firma MC² sind 8,40m hoch. Ein unmittelbarer 
Anbau an die Gebäude von MC2 ist laut Begründungstext vorgesehenen. Daher dürfe auch 
die Höhe nicht überschritten werden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass zusätzliche Aufbauten der Technik auf ein Minimum zu 
reduzieren sind. Fahrstuhltechnik und anderes müsse im Gebäude selbst eingebaut wer-
den. Aufbauten wie Schornsteine müssten an der Düsseldorfer Str. und so weit entfernt wie 
möglich von der Bebauung angeordnet werden. 
 
2.2.20 Es wird der Hinweis gegeben, dass das angeblich harmonische Ortsbild sich nicht 
an der Firstkante eines Hauses festmachen ließe. Ein spitzwinkliges Dach eines freiste-
henden Einfamilienhauses als Referenz der Gebäudehöhe für ein großes kubisches Indust-
riegebäude habe mit einem harmonischen Ortsbild nichts zu tun. 
 
2.2.21 Es wird gefordert, die dem Porscheweg zugewandte Seite müsse genauso wie die 
südliche Seite dauerhaft mit Gehölzen begrünt werden. Dies sei in den Planungen verbind-
lich festzulegen. 
 
2.2.22 Es wird der Hinweis gegeben, dass erhebliche Widersprüche in den verfügbaren 
Texten zur Niederschlagsentwässerung bestehen. In der Begründung zum B-Plan steht (S. 
26) „es wird davon ausgegangen, dass in den begrünten Teilbereichen des Plangebietes 
eine Versickerung ( ... ) möglich ist." 
 
In den Stellungnahmen des Stadtrates vom 11.10.2017 zu den Anregungen UWB Kreis 
Mettmann steht dagegen: „Die Beseitigung des Niederschlagswassers erfolgt auf Grundla-
ge des Generalentwässerungsplanes aus 2010. Vorflut ist der Mönchengraben. Die Einlei-
tung erfolgt über das Regenklärbecken an der Reisholzstr. DE-01_M. Die Möglichkeit einer 
Versickerung in den begrünten Teilbereichen ist daher nicht erforderlich. Auf entsprechen-
de Untersuchungen kann verzichtet werden." 
 
Der Niederschlagswasserkanal zwischen dem Plangebiet und dem Haus Porscheweg Nr. 
12 (Mönchengraben?) sei nach Aussage einer städtischen Mitarbeiterin aus dem Jahr 2016 
an der Leistungsgrenze. Privaten Anwohnern sei die Einleitung versagt und die direkte Ver-
sickerung vorgegeben worden. Vor diesem Hintergrund sei es nicht nachvollziehbar, dass 
die neue Gewerbefläche in diesen Kanal entwässert werden könne. Es werden Über-
schwemmungen bei Starkregen befürchtet. Eine Versickerung in die Grünfläche an der 
Düsseldorfer Straße sei auf Grund der Abstandsregelung zu Kellern (min. 6m) und zum 
Schutz der Wurzeln jener laut B-Plan geschützten Bäume nicht möglich. 
 
Es wird ein einschlägiges Gutachten mit qualifizierten Vorgaben und eine für die Anlieger 
sichere Niederschlagsentwässerung im Bebauungsplanverfahren gefordert. 
 
2.2.23 Es wird der Hinweis gegeben, dass die Beschreibung der Biotopsituation nicht den 
Tatsachen entspreche. Bis heute stehen noch mehrere mindestens 40-jährige Pappeln im 
Plangebiet. Teilweise sind die Fällungen des Jahres 2017 rechtswidrig erst Mitte März 
durchgeführt worden (Anzeige bei der Stadt Hilden und der UNB Kreis Mettmann, jeweils 
mit Verweis auf ein Buntspechtbrutpaar und seine Höhle). 
 
2.2.24 Es wird darauf hingewiesen, dass der Artenschutzbeitrag erhebliche fachliche, me-
thodische und inhaltliche Mängel aufweise. Damit sei die hieraus resultierende Bewertung 
falsch. 
 
Es wird der Hinweis gegeben, dass bis heute über 40-jährige Bäume mit Höhlen und einem 
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Brusthöhendurchmesser von mindestens 75 cm im nördlichen Plangebiet stehen. Es müs-
se davon ausgegangen werden, dass die bereits erfolgten Fällungen von Altbäumen 
rechtswidrig ohne Prüfung auf Höhlen (Reproduktionsstätte von Vögeln und Fledermäusen) 
durchgeführt wurden. Die Buntspechtbrut 2017 zeige, dass Brutplätze vorhanden sind und 
damit mögliche Fledermaushangplätze existieren. 
 
2.2.25 Es wird darauf hingewiesen, dass für jegliche Zerstörung (hierzu gehöre eine Fäl-
lung) bekannter Reproduktionshabitate entgegen den Aussagen in den Gutachten zwin-
gend eine Ausnahmegenehmigung nach § 18 BNatSchG i.V.m. §§ 44 ff. BNatSchG bei der 
UNB zu beantragen sei. 
 
2.2.26 Die einzige Begehung des Gutachters am 21.März 2016 sei zur Erfassung von Brut-
vögeln und Fledermäusen methodisch absolut falsch. Es sei unmöglich, außerhalb der 
Brutzeit der meisten Vogelarten und noch während der Winterruhe der Fledermäuse einen 
Überblick über die Anwesenheit von streng geschützten Arten zu erhalten. 
 
2.2.27 Es wird kritisiert, dass der Ausschluss der Vorkommen streng geschützter Arten al-
lein aufgrund der "Standortfaktoren" fachlich falsch sei. Singvögel bauen ihre Nester jähr-
lich neu. Fledermausquartiere kann man nicht mit einem Blick vom Boden aus an einem 
Flachdach erkennen. Für einen ersten Überblick hätten zumindest während der Flugzeiten 
der Fledermäuse abendliche Begehungen mit Verwendung eines BAT Detektors erfolgen 
müssen. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass Zwergfledermausquartiere regelmäßig auch unter Holz- 
oder Attikaverkleidungen vorzufinden seien - in Industriebauten und auch in Bungalows o-
der Hochhäusern. 
 
Das Resümee "insgesamt ergeben sind keine Verbotstatbestände gem. § 44 BNatSchG" 
sei rechtlich falsch. Es müssten auf jeden Fall Ausnahmegenehmigungen für die Fällung 
beantragt werden. 
 
2.2.28 Der Grünbestand vor der „Fällaktion“ sei zu bewerten, dies finde sich in der Bilanzie-
rung leider nicht wieder. Da immer noch Höhlenaltholzbäume stehen, ist die Kompensati-
onsberechnung also falsch. Es wird eine nachprüfbare Überarbeitung der Eingriffs-
/Ausgleichs Bilanzierung und deren Konsequenzen gefordert. 
 
2.2.29 Eine Beeinträchtigung des Orts- und Landschaftsbildes wird befürchtet. Die geplan-
ten Gebäude sollen von Norden her dauerhaft begrünt werden. Es wird zudem gefordert, 
dass die Höhe des Gebäudes entsprechend dem Bestandsgebäude der Firma MC² auf ca. 
8m reduziert wird. Aufbauten wie Fahrstuhltechnik und Technik sollen weitgehend in das 
Gebäude eingebaut werden. 
 
2.2.30. Es wird eine Dachbegrünung angeregt, um eine Niederschlagsabwasserdrosselung 
zu erzielen. 
 
2.2.31 Es wird angeregt, dass zum Schutz der Fledermäuse nur LED-Lampen ohne 
Blauanteil eingebaut werden dürfen. Zudem sollen jegliche weitere indirekte und direkte Be-
leuchtung (Lichtverschmutzung) des Wohngebietes vermieden werden. 
 
Es wird gefordert, dass jegliche Lampen nur mit Abdeckung nach oben und zur Wohnbe-
bauung hin angebracht werden dürfen. Die Helligkeit der Lampen soll auf das unbedingt 
notwenige Maß reduziert werden und ab Betriebsschluss 20:00 Uhr abgeschaltet werden. 
 
2.2.32 Die Artenschutzprüfung wird methodisch und inhaltlich in Frage gestellt, sodass die-
se nicht als Grundlage der Planung herangezogen werden dürfe. Es wird darauf hingewie-
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sen, dass Fortpflanzungsstätten wie Bruthöhlen auch außerhalb der Nutzungszeiten bei 
dauerhafter Nutzung ganzjährig geschützt sind. Bei der Zerstörung (Fällung) ist eine Aus-
nahme bei der Unteren Naturschutzbehörde zu beantragen. 
 
2.2.33 Der Einwender weist darauf hin, dass anthropogene Einflüsse auf die Tierwelt und 
deren daraus vermutetes Ausbleiben im Planungsgebiet mehrfach pauschalisierend mit 
"sind zu erwarten" und "sind zu rechnen" eingeschätzt werden. Nach Auffassung der Ein-
wender werden somit falsche Schlüsse gezogen, da Vögel gegenüber stetiger Verkehrs-
lärmbelastung unempfindlich sind. Es dürfe nicht suggeriert werden, dass Vögel aufgrund 
der Lärmbelastung im Plangebiet ausblieben. 
 
Zudem wird darauf hingewiesen, dass Lichtemissionen und Störungen durch Erschütterun-
gen als mögliche Grundlage für die darauf zurückgeführten Schlüsse differenzierter darge-
stellt werden müssen. 
 
2.2.34 Die Einschätzung, dass baubedingte negative Wirkfaktoren auf das lokale Arten-
spektrum nicht zu erwarten sind, sei falsch. Es wird darauf hingewiesen, dass die Baumfäl-
lungen im Vorfeld zu dauerhaften Verlusten von Bruthöhlen und Nisthabitaten führen. Wei-
tere Verluste sind in den Gehölzen zu erwarten. Die zeitliche Reduzierung von Störungen 
und mögliche Verluste allein in der Sommerzeit seien falsch. Fledermäuse und Vögel sind 
zwischen März und Ende Juli bei der Reproduktion und je nach Art bis Oktober aktiv. Zumal 
durch die im angrenzenden Quartier lebende Fledermaus zeige, dass weitere Habitate im 
Umfeld nicht ausgeschlossen werden können. 
 
2.2.35 Es wird mit zwei Beispielen auf die ausgebliebene Kommunikation der Firma MC² 
mit den Anliegern vor Baumaßnahmen hingewiesen. 
 
Beispiel 1: Bau der ca. 4m hohen Schallschutzwand am Nordrand des MC² Betriebes, Bei-
spiel 2: tagelange Fällarbeiten im Winter 2016 / 2017. Zu Beispiel 2 wird darauf hingewie-
sen, dass die Fällungen noch Mitte März 2017 entgegen den Vorgaben des Landesnatur-
schutzgesetzes NRW erneut aufgenommen wurden und dies der Stadt Hilden und der UNB 
des Kreises Mettmann angezeigt wurde. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 

 
Die Stellungnahmen vom 14.12.2017 wurde bereits im Rahmen des Bauleitplanverfahrens 
behandelt und die vorgetragenen Anregungen in die Abwägung eingestellt (siehe Sitzungs-
vorlage WP 14-20 SV 61/201). Aufgrund der zusätzlichen Erkenntnisse aus dem weiteren 
Planverfahren wird diese Stellungnahme unter 2.2 dieser Sitzungsvorlage nochmals aufge-
führt und der Abwägungsvorschlag aktualisiert. Die Änderungen gegenüber der jeweils ur-
sprünglichen Abwägung werden nachfolgend in kursiv und unterstrichen gekennzeichnet. 
 
zu 2.2.1: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es ist richtig, dass die sog. Präklusion mit der 
Novellierung der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vom Juni 2017 nicht mehr zulässig 
ist. Bei dem Bekanntmachungstext vom November 2017 handelt es sich um einen redakti-
onellen Fehler. Im Rahmen des in Rede stehenden Beteiligungsverfahrens sind keine Stel-
lungnahmen nach Ablauf der Frist eingegangen, sodass auch kein Gebrauch von der Präk-
lusion gemacht wurde. Ein Verfahrens- oder Formfehler wird daher nicht erkannt. Insbe-
sondere mit der erneuten Offenlage gemäß § 4a Abs. 3 BauGB kann davon ausgegangen 
werden, dass der Öffentlichkeit im Verfahren ausreichend Gelegenheit zur Beteiligung ge-
geben wird und die Belange, die für die Abwägung von Bedeutung sind, ermittelt werden. 
Die vorliegenden, umweltbezogenen Informationen wurden in der Bekanntmachung korrekt 
wiedergegeben. Dabei werden die betroffenen Schutzgüter sowie die vorliegenden Fach-
gutachten dargelegt und zusammenfassend wiedergegeben. Im Zuge der erneuten öffentli-
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chen Auslegung erfolgt zudem eine erneute Bekanntmachung. Der Anregung, die Be-
kanntmachung sowie die Offenlage zu wiederholen, wirdwurde bereits gefolgt. 

  
zu 2.2.2:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Bedenken des Einwenders werden nicht ge-
teilt. Die dem Bebauungsplan zugrundeliegenden Fachgutachten wurden auf Grundlage 
der vorliegenden Fachinformationen sowie unter Berücksichtigung der einschlägigen Richt-
linien erarbeitet. Aufgrund der vorgebrachten Stellungnahmen erfolgte jedoch eine Überar-
beitung und Ergänzung einzelner Gutachten. Dies betraf insbesondere die Thematik Stör-
fallbetrieb in unmittelbarer Nachbarschaft sowie Ergänzungen hinsichtlich der schalltechni-
schen Untersuchung (Vorbelastung). Im Zuge des Heilungsverfahrens wurde aufgrund zu-
sätzlicher Erkenntnisse in Bezug auf die Vorbelastung die schalltechnische Untersuchung 
erneut durchgeführt. Dadurch ergaben sich Veränderungen an den Lärmkontingenten für 
das Plangebiet, welche in den Bebauungsplan aufgenommen wurden. Neben der Änderung 
der Emissionskontingente in der Planzeichnung wurden auch die Ausführungen zur schall-
technischen Untersuchung in der Begründung und im Umweltbericht überarbeitet. 
Zudem wurde der Landschaftspflegerische Fachbeitrag (LBP) in Abstimmung mit der Unte-
ren Naturschutzbehörde hinsichtlich der Bilanzierung überarbeitet. Das nun ermittelte Defi-
zit wird durch eine plangebietsexterne Maßnahme kompensiert. Inhaltliche oder methodi-
sche Fehler liegen nicht vor. Daraus ableitbare, negative Auswirkungen auf die umliegende 
Wohnbevölkerung können somit nicht erkannt werden. 
Auch ergeben sich aus Sicht der Stadt keine Widersprüche zwischen den jeweils aktuellen 
Gutachten untereinander.  
 
zu 2.2.3:  
Der Anregung wird gefolgt. Die Beschreibung im Schallgutachten entspricht den vorgefun-
denen Tatsachen. Im Rahmen des Schallgutachtens wurden die nächstgelegenen, schutz-
bedürftigen Wohnnutzungen (jenseits der Gewerbeeinheiten) mit den Immissionsorten IO 8 
bis 15/15a hinsichtlich der planbedingten Auswirkungen der anlagebezogenen Schal-
limmissionen umfassend berücksichtigt. Die Beschreibung der Bestandssituation in den 
einzelnen Gutachten erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit; die relevanten umweltbe-
zogenen Fachinformationen wurden dennoch umfassend berücksichtigt. Eine vollumfängli-
che Beschreibung der tatsächlich vorliegenden Nutzungen im Umfeld des Plangebietes er-
folgt dabei in der Begründung des Bebauungsplanes. Auch in der schalltechnischen Unter-
suchung wurden die Ausführungen zur benachbarten Wohnbebauung ergänzt.  
Die maßgebliche Erschließung soll über die Niedenstraße erfolgen. Eine untergeordnete 
Erschließung über die Forststraße ist grundsätzlich denkbar, allerdings sind dabei die zu-
lässigen Emissionskontingente einzuhalten, sodass von Seiten der Forststraße nur eine 
sehr eingeschränkte Möglichkeit der Erschließung besteht. Im Rahmen des vorliegenden 
Bauleitplanverfahrens ist die Erschließung von der Niedenstraße aus vorgesehen. Schon 
alleine aufgrund der schalltechnischen Situation ist eine Erschließung über die Forststraße 
nicht möglich. Sofern jedoch einzelne, untergeordnete Fahrten über das bestehende Be-
triebsgelände erfolgen sollten, ist im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens der Nach-
weis zu erbringen, dass die im Bebauungsplan festgesetzten Emissionskontingente einge-
halten werden. Aufgrund der festgesetzten Emissionskontingente und der benachbarten 
Wohnbebauung ist bereits ersichtlich, dass eine Erschließung des Plangebietes über die 
Forststraße nur sehr untergeordnet und in Verbindung mit zusätzlichen Schallschutzmaß-
nahmen umzusetzen wäre. 
 
zu 2.2.4: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Schallgutachten berücksichtigt die bauord-
nungsrechtlich zulässige Nutzung am genannten Standort. Die Berücksichtigung der Fa. 
Wirzius erfolgt somit als konservative Worst-Case-Betrachtung, sodass der hier bauord-
nungsrechtlich mögliche und maximal zulässige Schallleistungspegel für die fachgerechte 
Berechnung der ermittelten Lärmkontingente zugrunde liegt. Insgesamt ist festzuhalten, 
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dass die schalltechnische Untersuchung gerade vor dem Hintergrund der Normenkon-
trollanträge dezidiert geprüft wurde und der Fachgutachter in der Überarbeitung der schall-
technischen Untersuchung die getroffenen Annahmen nochmals überprüft hat. 
 
zu 2.2.5: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Schallgutachten und die Planung wurden 
im Nachgang zur Offenlage und im Rahmen des Heilungsverfahrens nochmal überarbeitet. 
Das Gutachten berücksichtigt gemäß Anlage C nicht nur die im Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes liegenden Schallquellen, sondern den gesamten Gewerbestandort der Fa. 
MC² einschließlich der geplanten Nutzungen. Hierbei wird im Schallgutachten nicht die be-
stehende Lärmschutzwand berücksichtigt, sondern bereits ein neu zu errichtender aktiver 
Schallschutz mit geringfügig größeren Dimensionen. Im Rahmen von Baugenehmigungen 
ist im Zuge des Schallschutznachweises sicherzustellen, dass auf die umliegenden, 
schutzbedürftigen Wohnnutzungen keine wesentlichen negativen Auswirkungen eingehen. 
Dabei sind bei Vorliegen einer konkreten Hochbauplanung bzw. Betriebsbeschreibung ggf., 
wie bereits in der Begründung zum Bebauungsplan beschrieben, u.a. bauliche, technische 
und/oder organisatorische Schallschutzmaßnahmen umzusetzen. Grundsätzlich ist gemäß 
Bebauungsplan eine Erschließung sowohl über das bestehende Betriebsgelände als auch 
über die Niedenstraße möglich. In beiden Fällen sind die zulässigen Emissionskontingente 
einzuhalten. Aufgrund der festgesetzten Emissionskontingente und der benachbarten 
Wohnbebauung ist eine Erschließung des Plangebietes über die Forststraße nicht oder nur 
sehr untergeordnet möglich. Die ursprünglich angedachte LKW-Umfahrt um die bestehende 
Halle ist ohne umfangreiche Schallschutzmaßnahmen nicht möglich. Daher wird die Zu- 
und Abfahrt zum Plangebiet von der Niedenstraße geplant., sodass die Erschließung vo-
raussichtlich im Wesentlichen über die Niedenstraße erfolgen wird. Zudem wird es Aufla-
gen im Baugenehmigungsverfahren geben, so ist die Anlieferung lediglich im Tageszeit-
raum vorgesehen. 
 
zu 2.2.6: 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die dem Schallgutachten zugrundeliegenden Verkehrs-
zahlen wurden konservativ mit einer Steigerung von 1% pro Jahr für den Prognosehorizont 
hochgerechnet; die Schwerverkehrsanteile sind gemäß der einschlägigen „Richtlinie für den 
Lärmschutz an Straßen“ (RLS-90) ebenfalls konservativ berücksichtigt. Verkehrszählungen 
im Jahr 2021 haben zwar leicht niedrigere Verkehrsmengen für die Niedenstraße und 
Forststraße ergeben, eine Anpassung der Zahlen im Verkehrsgutachten ist jedoch nicht er-
forderlich, da diese den Worst-Case darstellen.  
 
zu 2.2.7: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Für die Düsseldorfer Straße (B 228) wurden die 
Verkehrsdaten des Landesbetriebs Straßen NRW aus dem Datenpool 2013 herangezogen. 
Diese Zahlen werden durch eine 2015 durchgeführte Zählung bestätigt. Für die Nebenstra-
ßen wurden die vorliegenden Verkehrszahlen der Stadt Hilden auf Grundlage der einschlä-
gigen Richtlinien zur Erhebung von Verkehrsdaten durchgeführt. Die Zahlen zur Nieden-
straße wurden im Zuge der Lärmaktionsplanung Stufe 2 im Jahr 2013 durch die Stadt Hil-
den an einem Donnerstag erhoben. Die Erhebung erfolgte im Bereich der Hausnummer 4. 
 
zu 2.2.8: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Für die zugrundeliegenden Verkehrszahlen ist 
die Straßenbeschaffenheit zum Zeitpunkt der Erhebung irrelevant. Baustellen, welche die 
Verkehrslenkungen beeinflussen könnten, waren zum Zeitpunkt der Datenerfassung nicht 
vorhanden. Verkehrslenkende oder verkehrsberuhigende Maßnahmen, die geringere Ver-
kehrsmengen auf den Nebenstraßen der Düsseldorfer Straße erwarten lassen, können 
aufgrund der konservativen Worst-Case-Betrachtung vernachlässigt werden. Insgesamt 
wurden dem Schallgutachten damit höhere Verkehrsbelastungen zugrunde gelegt, als tat-
sächlich vorliegen. 
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zu 2.2.9: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Durchaus kann subjektiv an den relevanten 
Straßenabschnitten zu verschiedenen Tageszeiten ein anderes Empfinden zur Verkehrs-
stärke vorliegen. Die vorliegenden Datengrundlagen stellen jedoch die vorgefundene Ver-
kehrssituation dar. Dabei sind die zugrunde gelegten Verkehrsmengen die durchschnittliche 
tägliche Verkehrsstärke (DTV), die gemäß den einschlägigen Richtlinien ermittelt und mit 
den Fachämtern der Stadt Hilden abgestimmt wurden. Verkehrszählungen im Jahr 2021 
haben zwar leicht niedrigere Verkehrsmengen ergeben, eine Anpassung der Zahlen im 
Verkehrsgutachten ist jedoch nicht erforderlich. Die Verkehrszählungen im Jahr 2021 un-
terstreichen, dass die vormals zugrunde gelegten Verkehrsmengen eine Worst-Case-
Betrachtung darstellen. 
 
zu 2.2.10: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die artenschutzrechtliche Prüfung berücksichtigt 
die vorliegenden Umweltinformationen auf das zu untersuchende Schutzgut Tiere und 
Pflanzen. Selbstverständlich wird es mit Umsetzung des Bebauungsplanes zu einer Zu-
nahme der Auswirkungen kommen. Bei der zusammenfassenden Betrachtung zum 
Schutzgut Mensch sind die zu erwartenden Zunahmen von Verkehr und Lärm jedoch im 
Vergleich zur Ist-Situation im innerstädtischen Kontext als unwesentlich einzustufen. Dies 
wurde insbesondere mit der schalltechnischen Untersuchung auf Grundlage der zu berück-
sichtigenden Richtlinien in gebührendem Umfang dargelegt. Die jeweiligen Grenzwerte der 
TA Lärm werden an allen relevanten Immissionsorten bei Einhaltung der festgesetzten 
Lärmemissionskontingente weitgehend eingehalten, sodass negative Auswirkungen auf 
das Schutzgut Mensch nicht zu erwarten sind. Lediglich am Immissionsort 13 (Niedenstra-
ße 2c) werden die zulässigen Immissionswerte der TA Lärm tags und nachts um bis zu 1 
dB(A) überschritten. Am Immissionsort 13 liegt der rechnerische Beurteilungspegel der Ge-
samtbelastung tags bei 56 dB(A) und nachts bei 40,6 dB(A). Die Immissionsrichtwerte für 
diesen Immissionsort liegen tags bei 55 dB(A) und nachts bei 40 dB(A). Die Überschreitun-
gen der Immissionsrichtwerte von maximal 1 dB(A) werden im Zuge der Abwägung hinge-
nommen, um das städtebauliche Ziel den integrierten Standort gewerblich zu entwickeln 
Rechnung zu tragen. Die geringfügigen Überschreitungen der Immissionsrichtwerte sind für 
das menschliche Ohr nicht wahrnehmbar. Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse bleiben 
bei den ermittelten Beurteilungspegeln gewahrt. 
Aus schalltechnischer Sicht deutlich kritischer zu bewerten ist die Überschreitung der Im-
missionsrichtwerte der TA Lärm an Immissionsort 15. Die zulässigen Immissionswerte der 
TA Lärm werden nachts an den Immissionsorten 15, 15a (beide Düsseldorfer Straße 160) 
um bis zu 6,1 dB(A) überschritten, wobei die maßgeblichen Überschreitungen durch die 
Firma 3M hervorgerufen werden.  
Wegen der Überschreitungen erfolgt derzeit keine Nutzung des Parkplatzes von 3M in der 
Zeit von 22 Uhr bis 6 Uhr. Eine Wiederaufnahme der nächtlichen Parkplatznutzung erfor-
dert Schallschutzmaßnahmen im Bereich der Zufahrt (z. B. Lärmschutzwand) und ist unab-
hängig vom hier vorliegenden Bauleitplanverfahren notwendig. Des Weiteren weist der 
Fachgutachter bereits in der schalltechnischen Untersuchung darauf hin, dass „in Bezug 
zur Firma 3M aufgrund des gegenseitigen Rücksichtnahmegebotes an den Immissionsor-
ten auf Grundlage von Nr. 6.7 TA Lärm um 5 dB(A) höhere Immissionsrichtwerte heranzu-
ziehen sind.“ 
Weiterhin erläutert der Fachgutachter, dass gerade vor dem Hintergrund der schalltechni-
schen Situation an dem Immissionsort 15 in der schalltechnischen Untersuchung eine Re-
duzierung der Kontingente zur Nachtzeit erfolgte, „sodass die Überschreitung des Beurtei-
lungspegels bei Nacht an diesem Immissionsort durch alle gewerblichen Geräuschimmissi-
onen auf maximal 1 dB(A) beschränkt bleibt. Hierzu wurden die Kontingente LEK der Teil-
flächen TF 8A und TF 8B für die Nachtzeit so reduziert, dass der Beurteilungspegel hervor-
gerufen durch Gewerbelärm außerhalb des Plangebietes, der Summe der Geräuschbelas-
tung hervorgerufen durch die Emissionskontingente der Teilflächen TF 1*, TF 2, TF 3, TF 4, 
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TF 5, TF 6, TF 7, TF 8a, TF 8b, TF 8C und TF 8d sowie der zusätzlichen Vorbelastung her-
vorgerufen durch die Geräusche der Firma 3M für den Immissionsort IO 15 Düsseldorfer 
Str. 160 nachts auf (ungerundet) 46,1 dB(A) begrenzt wird.“ Die Erhöhung der Beurtei-
lungspegel durch die vorliegende Planung ist so geringfügig, dass sie für das menschliche 
Ohr nicht wahrnehmbar ist. Daher werden durch die Planung auch keine Beeinträchtigun-
gen von gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnissen erkannt. Dies stellt die Begründung 
ausführlich dar. 
 
 
zu 2.2.11: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Planung sowie die schalltechnische Unter-
suchung wurden im Nachgang der öffentlichen Auslegung überarbeitet. Die maßgebliche 
Erschließung (auch einer potentiellen Tiefgarage) soll nun über die Niedenstraße erfolgen. 
Eine Anlieferung im Nachtzeitraum ist nicht vorgesehen und wird im Zuge eines Bauge-
nehmigungsverfahrens ausgeschlossen. Die Ergebnisse der schalltechnischen Untersu-
chung zeigen, dass die maßgeblichen Grenzwerte der TA Lärm eingehalten werden und 
mit Umsetzung des Bebauungsplanes keine wesentlichen Auswirkungen auf die umliegen-
de Wohnbebauung zu erwarten sind. Auf der Ebene des Baugenehmigungsverfahrens ist 
im Zuge des Schallschutznachweises der Schutz der umliegenden, schutzbedürftigen 
Wohnnutzungen sowie die voraussichtliche Einhaltung der Lärmemissionskontingente dar-
zulegen und dabei ggf. geeignete bauliche, technische und/oder organisatorische Schall-
schutzmaßnahmen umzusetzen. 
 
zu 2.2.12: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Mit Umsetzung des Bebauungsplanes wird der 
Düsseldorfer Straße ein Gebäuderiegel gegenübergestellt, sodass für die rückwärtigen 
Nutzungen eine abschirmende Wirkung einhergeht und damit positive Effekte bezüglich der 
Lärmemissionen der Düsseldorfer Straße zu erwarten sind. Die Minderungsfunktion dieses 
Schallschirms auf die Nutzungen außerhalb des Geltungsbereichs ist jedoch nicht unmittel-
bar Gegenstand des Bebauungsplanes und ist nicht konkret in der schalltechnischen Un-
tersuchung darzulegen. Für die Nutzungen innerhalb des Geltungsbereichs wird dagegen 
die Schallsituation aus dem Verkehrslärm in der sogenannten freien Schallausbreitung - al-
so ohne Planbebauung - als konservative Worst-Case-Betrachtung durchgeführt. 
 
zu 2.2.13: 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Hinsichtlich der anlagenbezogenen Schallsituation wurden 
die planungsrechtlich zulässigen Lärmemissionen der umliegenden Betriebe des genann-
ten Vorgutachtens zur Geräuschkontingentierung herangezogen. Daher bauen die Gutach-
ten inhaltlich aufeinander auf; dies ist im Gutachten erläutert. Mit dem vorliegenden Schall-
gutachten zum Bebauungsplanverfahren Nr. 103, 3. Änderung wurde eine eigenständige 
schalltechnische Untersuchung auf Grundlage der aktuellen Gesetzeslage und der ein-
schlägigen Richtlinien erarbeitet. Auf Ebene des Bebauungsplanes kann das subjektive 
Empfinden der vorherrschenden Schallsituation nicht zum Tragen kommen, da hier auf 
Grundlage der einschlägigen Richtlinien empirische Verfahren zur Ermittlung der Lärmsi-
tuation herangezogen werden müssen, um einen objektiven Vergleich mit den immissions-
schutzrechtlichen Grenzwerten ziehen zu können. 
 
zu 2.2.14: 
Der Anregung wird teilweise gefolgt. Mit dem vorliegenden Schallgutachten zum Bebau-
ungsplan wurde eine schalltechnische Untersuchung auf Grundlage der aktuellen Geset-
zeslage und der einschlägigen Richtlinien erarbeitet. Mit einer Messung der Schallsituation 
vor Ort kann lediglich der bestehende Lärm erfasst werden. Die mit der Planung einherge-
hende Lärmemission kann damit nicht erfasst werden, hier sind gemäß den Richtlinien an-
derweitige Methoden zu wählen. Das Erfordernis einer Langzeitmessung kann daher nicht 
erkannt werden. 
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Die schalltechnische Untersuchung hat in gebührendem Umfang dargelegt, dass die maß-
geblichen Grenzwerte der TA Lärm und der vorgeschriebenen Berechnungsmethoden 
weitgehend eingehalten werden und mit Umsetzung des Bebauungsplanes keine wesentli-
chen Auswirkungen auf die umliegende Wohnbebauung zu erwarten sind. Auf Ebene von 
Baugenehmigungsverfahren ist im Zuge des Schallschutznachweises der Schutz der um-
liegenden, schutzbedürftigen Wohnnutzungen darzulegen und dabei ggf. geeignete bauli-
che, technische und/oder organisatorische Schallschutzmaßnahmen umzusetzen. Grund-
sätzlich ermöglicht der Bebauungsplan die Umsetzung einer Tiefgarage im Plangebiet, eine 
konkrete Planung liegt hierzu jedoch nicht vor. Eine solche Tiefgarage wäre aufgrund der 
zulässigen Emissionskontingente jedoch über die Niedenstraße und nicht über die Forst-
straße und Umfahrung der bestehenden Halle zu erschließen. Die derzeitige Planung sieht 
aufgrund der zulässigen Emissionskontingente jedoch vor, die geplante Tiefgarage nicht 
über die Forststraße und Umfahrung der bestehenden Halle zu erschließen, sondern diese 
über eine Zufahrt von der Niedenstraße aus anzubinden. Dies ist auch in der neuen schall-
technischen Untersuchung berücksichtigt. 
 
zu 2.2.15: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. In der vormaligen schalltechnischen Untersu-
chung wurde eine Anlieferung im Nachtzeitraum berücksichtigt. In der nun vorliegenden 
Planung wurde dies angepasst. Die anlagenbezogenen Schallemittenten werden auf Seite 
31f des Schallgutachtens dezidiert aufgezeigt. Im Kapitel 7 der aktuellen schalltechnischen 
Untersuchung erfolgt eine dezidierte Betrachtung des Gewerbebetriebes MC² europe.  
Dementsprechend wurde Anlieferverkehr für den Nachtzeitraum nicht berücksichtigt. Die 
Begründung wurde entsprechend der neuen schalltechnischen Untersuchung überarbeitet. 
Auf Ebene von Baugenehmigungsverfahren ist im Zuge des Schallschutznachweises der 
Schutz der umliegenden, schutzbedürftigen Wohnnutzungen darzulegen und dabei ggf. ge-
eignete bauliche, technische und/oder organisatorische Schallschutzmaßnahmen umzuset-
zen. Dies beinhaltet auch erforderliche Einschränkungen der gewerblichen Nutzung im 
Nachtzeitraum.  
 
zu 2.2.16: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Bei den angesetzten 184 Pkw handelt es sich 
um Fahrzeugbewegungen während der täglichen Betriebszeiten von 7:00 bis 20:00 Uhr. 
Auch hierbei handelt es sich um eine konservative Worst-Case- Betrachtung, um planungs-
rechtlich auf der „sicheren Seite“ zu sein. Die tatsächliche Anzahl der bauordnungsrechtlich 
erforderlichen Stellplätze ist auf Ebene von Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen. Die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen werden auf Ebene des Bebauungsplanes durch aus-
reichend dimensionierte Flächen geschaffen. 
 
Die auf dem Grundstück maximal stattfindenden, anlagebezogenen Vorgänge können der 
Seite 31 und der Anlage C dem Kapitel 7 des Schallgutachtens entnommen werden. Die 
Verkehrsverteilung des planbedingten Verkehrsaufkommens auf das umliegende Straßen-
netz ist nicht unmittelbar Gegenstand des Bebauungsplanes. Weitere Aussagen tätigt der 
Fachgutachter hierzu im Kapitel 7.4 der schalltechnischen Untersuchung. Mit Einhaltung 
der Grenzwerte an den nächstgelegenen Immissionsorten kann davon ausgegangen wer-
den, dass die Grenzwerte auch an den übrigen Immissionsorten eingehalten werden. 
 
zu 2.2.17: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Bei der geplanten, gewerblichen Nutzung ist 
aufgrund der eingeschränkten Flächenverhältnisse grundsätzlich eine unterirdische Anlie-
ferzone („Tiefgarage“) angedacht, um die diesbezüglichen betriebsbedingten und logisti-
schen Abläufe abwickeln zu können. Insgesamt wurde die Planung jedoch dahingehend 
überarbeitet, dass die eine Zufahrt zur zu einer möglichen Tiefgarage künftig von der 
Niedenstraße aus erfolgen soll. Aus städtebaulichen Gesichtspunkten ist die zugrundelie-
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gende Lösung insbesondere aufgrund des Immissionsverhaltens zu bevorzugen. Damit 
können relevante Anliefervorgänge unterirdisch und störungsarm stattfinden. Die angesetz-
ten LKW bilden den Worst-Case ab. Die mit der Tiefgaragenzufahrt zusammenhängenden 
Lärmauswirkungen wurden im Zuge der schalltechnischen Untersuchung berücksichtigt. Mit 
der weitgehenden Einhaltung der Grenzwerte an den maßgeblichen Immissionsorten kön-
nen wesentliche negative Auswirkungen ausgeschlossen werden. 
 
Die planbedingte Verkehrszunahme steht selbstverständlich mit der Vergrößerung der Be-
triebsflächen im Zusammenhang. Auf Ebene des vorliegenden Angebots-Bebauungsplanes 
werden die Verkehrszunahmen als konservative Worst-Case-Betrachtung herangezogen. 
Das tatsächliche Verkehrsaufkommen ist im Rahmen von Baugenehmigungsverfahren dar-
zustellen und im Zuge des Schallschutznachweises ggf. geeignete Maßnahmen zum 
Schallschutz darzulegen. 
 
zu 2.2.18: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens 
wurden Abstimmungen mit dem Versorgungsträger geführt, da über die Niedenstraße eine 
Zufahrt zur Trafo-Station gewährleistet bleiben muss. Gleichermaßen erfolgten Abstim-
mungen mit dem Straßenbaulastträger, da entlang der Düsseldorfer Straße (B 228) eine 
Anbauverbots- sowie eine Anbaubeschränkungszone zu berücksichtigen sind. Ein Zugriff 
auf Grundstücke außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes, insbesondere ei-
ne Ausweitung der Tiefgarage auf andere Gewerbeflächen, ist nicht Gegenstand des Be-
bauungsplanverfahrens. Alle städtebaulichen und planungsrelevanten Informationen wur-
den in der Begründung zum Bebauungsplan dargelegt. Der Stellplatzbedarf kann im Plan-
gebiet gedeckt werden. Die Annahmen sind zur „sicheren Seite“ getroffen worden, es kön-
nen sich daher künftig auch geringere Stellplatzbedarfe ergeben. 
 
Auf Ebene des Bebauungsplanes konnte mit der schalltechnischen Untersuchung in gebüh-
rendem Umfang dargelegt werden, dass mit Umsetzung des Bebauungsplanes keine we-
sentlichen Auswirkungen auf die umliegende, schutzbedürftige Wohnnutzung einhergehen. 
Darüber hinaus sind bei Baugenehmigungsverfahren im Zuge des Schallschutznachweises 
darzulegen, dass die immissionsschutzrechtlichen Grenzwerte der TA Lärm eingehalten 
werden und ggf. wirksame bauliche, technische und/oder organisatorische Schallschutz-
maßnahmen zur Umsetzung kommen. Eine Erschließung über die Forststraße wird im Zu-
ge des Bebauungsplanes nicht grundsätzlich ausgeschlossen, die festgesetzten Emissi-
onskontingente sind jedoch einzuhalten. Aufgrund der festgesetzten Emissionskontingente 
und der benachbarten Wohnbebauung ist eine Erschließung des Plangebietes über die 
Forststraße nicht oder nur sehr untergeordnet möglich. Die ursprünglich angedachte LKW-
Umfahrt um die bestehende Halle wäre ohne umfangreiche Schallschutzmaßnahmen nicht 
möglich. Daher wird die Zu- und Abfahrt zum Plangebiet von der Niedenstraße geplant, 
dies betrifft auch die Die Zufahrt zur zu einer grundsätzlich möglichen Tiefgarage soll nun 
von der Niedenstraße aus vorgesehen werden, womit den Einwendungen teilweise ent-
sprochen wird. 
 
zu 2.2.19: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Auf Ebene des Bebauungsplanes werden die 
städtebauliche Ordnung sowie die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Umsetzung 
der Planung vorbereitet. Die bautechnischen und architektonischen Herausforderungen 
sind im Rahmen von Baugenehmigungsverfahren, bei Vorlage einer konkreten Hochbau-
planung zu lösen. Dazu gehören auch die Berücksichtigung der immissionsschutzrechtli-
chen Belange im Rahmen des Schallschutznachweises und der Nachweis zur voraussicht-
lichen Einhaltung der Lärmemissionskontingente. Gleichwohl wird den Einwendungen da-
hingehend entsprochen, dass nun eine Zufahrt zu einer möglichen Tiefgarage über die 
Niedenstraße aus erfolgen soll. Hinsichtlich der planungsrechtlich festgesetzten Gebäude-
höhen bestehen kein Gebietserhaltungsanspruch und auch kein Anspruch darauf, dass die 
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umliegend vorhandenen Gebäudehöhen im Sinne des § 34 BauGB für den Geltungsbe-
reich des vorliegenden Bebauungsplanes übernommen werden. Ziel des Verfahrens ist es, 
mit der Aufstellung eines sog. qualifizierten Bebauungsplanes gemäß § 30 Abs. 1 BauGB 
i.V.m. § 16 Abs. 3 BauNVO, die städtebauliche Ordnung hinsichtlich des Maßes der bauli-
chen Nutzung planungsrechtlich gezielt zu steuern. 
 
Die geplante Bebauung berücksichtigt städtebaulich, hinsichtlich des Maßes der baulichen 
Nutzung, die umliegende Bebauung. Insgesamt ist zu erläutern, dass es sich um eine hete-
rogene städtebauliche Umgebung handelt. Die angrenzenden gewerblichen Nutzungen 
stehen den relativ kleinmaßstäblichen Wohnbebauungen gegenüber. Im vorliegen Bebau-
ungsplan wird auf diese Situation eingegangen und die zulässige maximale Gebäudehöhe 
differenziert festgesetzt. Im GE 8c und im nördlichen Teil des GE2 wird die maximal zuläs-
sige Gebäudehöhe auf 51,0 m ü. NHN festgesetzt, sodass ein Anschluss an die westlich 
angrenzende, bestehende Hallenstruktur ermöglicht wird. Zur Düsseldorfer Straße hin wer-
den höhere Bebauungen mit 54,0 m ü. NHN und im Bereich für die derzeit angedachten 
Betriebswohnungen 57,5 m ü. NHN festgesetzt. Zur Niedenstraße hin besteht ein größerer 
Abstand der Baugrenzen, sodass die geplante Bebauung einen mehr als ausreichend Ab-
stand zur Wohnbebauung entlang der Niedenstraße erhält. Die höheren Gebäudehöhen 
sind für moderne zeitgemäße Hallen üblich und entsprechen den heutigen Anforderungen 
an die Gewerbearchitektur. Diese Gebäudehöhen können auf dem Grundstück so realisiert 
werden, dass gleichzeitig ein Übergang (Abstaffelung) zur Wohnbebauung erfolgt. Gerade 
aufgrund dieser differenzierten Höhenfestsetzungen sowie der festgesetzten Grünflächen 
wird gewährleistet, dass sich die geplante Bebauung ins Ortsbild einfügen wird. 
 
Im Bebauungsplan ist bereits die Überschreitung der festgesetzten Gebäudehöhe als aus-
nahmsweise zulässig festgesetzt und in der Höhe um bis zu 3 m sowie in der Fläche auf 15 
% der festgesetzten, überbaubaren Grundstücksfläche beschränkt. Eine weitere räumliche 
Einschränkung (Anordnung lediglich entlang der Düsseldorfer Straße) ist dagegen nicht 
vorgesehen, da damit unvorhersehbare Einschränkungen in der Hochbauplanung einher-
gehen können. Eine Einschränkung entzieht sich zudem einer städtebaulichen Relevanz. 
Im Rahmen von Baugenehmigungsverfahren sind die bauordnungsrechtlich erforderlichen 
Abstandflächen nachzuweisen sowie die immissionsschutzrechtlichen Belange zu berück-
sichtigen. 
 
zu 2.2.20: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Maß der baulichen Nutzung orientiert sich 
maßgeblich an den vorhandenen Gewerbebauten sowie an die heutigen Anforderungen an 
Gewerbe- und Lagerhallen; ein Rückschluss auf die Firsthöhe von umliegender Wohnbe-
bauung ist damit nicht bedingt. Mit den Festsetzungen zu den überbaubaren Grundstücks-
flächen erfolgt dagegen die städtebauliche Fortführung der westlich und nördlich anschlie-
ßenden Gewerbenutzungen. Damit trägt der Bebauungsplan zu einem harmonischen Orts-
bild im Zusammenhang mit dem gesamten Gewerbegebiet bei. Die umliegende Wohnbe-
bauung wird zudem nicht nur mit Einhaltung der bauordnungsrechtlich einzuhaltenden Ab-
standsflächen berücksichtigt, sondern auch mit der Staffelung der Gebäudehöhen (siehe 
Punkt 2.2.19). 
 
zu 2.2.21: 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Begrünung der nördlichen Teilflächen (also zum nörd-
lich angrenzenden Gewerbe bzw. in Teilen Wohnungen) ist aus städtebaulichen Gründen 
nicht umsetzbar, da hier keine ausreichenden Flächen zur Verfügung stehen und auch der 
Zufahrtsbereich an der Niedenstraße zur vorhandenen Trafo-Station gewährleistet bleiben 
muss. Auch der Bereich, der zur Wohnbebauung am Porscheweg zugewandt ist, kann vo-
raussichtlich aufgrund der architektonischen und logistischen Planungsbindungen nicht 
umgesetzt werden. Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde der Eingriff in den 
Naturhaushalt im Zuge der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung untersucht und entsprechende 
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Ausgleichsmaßnahmen definiert sowie die Belange des Naturschutzes im Umweltbericht 
bewertet und dargelegt. Ferner greift die Baumschutzsatzung der Stadt Hilden sowie die 
Grüngestaltungssatzung in Gewerbegebieten der Stadt Hilden. Darüber hinaus setzt der 
Bebauungsplan für die Gewerbeflächen mindestens 20 Laubbäume zur Anpflanzung fest. 
Im Süden des Plangebietes wird zudem eine Grünfläche entlang der Düsseldorfer Straße 
festgesetzt. Diese Fläche wird zusätzlich mit einem Gebot zum Pflanzerhalt festgesetzt. 
Der Anregung des Einwenders wird somit nur teilweise gefolgt. Eine verbindliche Festle-
gung von Grünflächen erfolgt im nördlichen Bereich des Plangebietes (zum Porscheweg 
hin) nicht. 
 
zu 2.2.22: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Der Anregung wird teilweise gefolgt, im Zu-
ge des Heilungsverfahrens wurden chemische Untersuchungen an Bodenluft- und Boden-
proben durchgeführt. Zudem wurden hydrogeologische Untersuchungen zur Versickerungs-
fähigkeit des Bodens vorgenommen. 
 
In der Begründung wird zwar grundsätzlich erläutert, dass die Flächen im Generalentwäs-
serungsplan (GEP) der Stadt Hilden berücksichtigt sind. Aufgrund der hydraulischen der 
vorhandenen Regenwasserkanäle in der Düsseldorfer Straße und Forststraße wäre jedoch 
eine Rückhaltung im Plangebiet erforderlich. Der Hinweis, dass seitens der Unteren Was-
serbehörde eine Einleitung in die öffentliche Kanalisation favorisiert wird, wird umgesetzt. 
Die Fläche wird an die öffentliche Kanalisation angeschlossen; diese entwässert im Trenn-
system. Vorflut für das Gebiet ist der Mönchengraben. Die Einleitung erfolgt über das Re-
genklärbecken an der Reisholzstraße. Das Niederschlagswasser wird somit gemäß § 55 
Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer 
eingeleitet. 
Es ist vorgesehen, die Flächen des Plangebietes an die öffentliche Kanalisation anzu-
schließen, diese entwässert im Trennsystem. Während das Schmutzwasser über die Kana-
lisation abgeleitet werden soll, soll das im Plangebiet anfallende Niederschlagswasser mög-
lichst ortsnah zur Versickerung gebracht werden. Im Rahmen des Planverfahrens wurden 
dazu bereits Voruntersuchungen durchgeführt, welche eine Versickerungsfähigkeit des Bo-
dens nachweisen. Alternativ wäre eine Einleitung über das Regenklärbecken an der Reis-
holzstraße möglich. Vorflut dieses Systems ist für das Gebiet der Mönchengraben. Die Be-
seitigung der Niederschläge erfolgt somit den Vorgaben gemäß § 55 Wasserhaushaltsge-
setz. Wie bereits geschildert wäre dann aufgrund der hydraulischen Belastung der vorhan-
denen Regenwasserkanäle in der Düsseldorfer Straße und Forststraße jedoch eine Rück-
haltung im Plangebiet erforderlich. Auf Ebene des Bebauungsplanverfahrens kann folglich 
davon ausgegangen werden, dass die Abwasserbeseitigung für das Plangebiet grundsätz-
lich gesichert ist.  
 
Generell gilt, dass aufgrund der bekannten, hydraulischen Belastung des RW-Kanalnetzes 
das im Einzugsgebiet des Bebauungsplanes anfallende Niederschlagswasser auf den 
Grundstücken zurückgehalten und / oder versickert werden soll. Diese Forderung erfolgt al-
lein aus dem Grunde, dass vorhandene Kanalnetz zukünftig hydraulisch zu entlasten und 
die Abflusskapazitäten zu verbessern. Auf Ebene des Bebauungsplanes wurde daher in 
Abstimmung mit dem Kreis Mettmann grundsätzlich nachgewiesen, dass auch eine Versi-
ckerung des Niederschlagswassers im Plangebiet möglich ist. Die genaue Dimensionierung 
und Planung der Versickerungsanlage erfolgt in Abhängigkeit des konkreten Bauvorhabens 
im Zuge eines Baugenehmigungsverfahrens. Neben der Versickerung des Niederschlags-
wassers über Rigolen ist alternativ auch eine Muldenversickerung möglich. Im Rahmen der 
hydrogeologischen Untersuchungen des Fachbüros wurden beide Varianten untersucht. 
Sofern eine Versickerung des Niederschlagswassers im Plangebiet nicht möglich ist, wer-
den Maßnahmen der Rückhaltung im Plangebiet umzusetzen sein.  
´ 
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Auch vor dem Hintergrund zunehmender Starkregenereignisse ist bei der geplanten zusätz-
lichen Flächenversiegelung im Zuge der konkreten Baumaßnahme im Baugenehmigungs-
verfahren ein Konzept zur Versickerung und / oder Rückhaltung von Niederschlagswasser 
unter Beachtung der Altlastensituation vorzulegen. Im Baugenehmigungsverfahren ist ein 
Überflutungsnachweis bei Starkregenereignissen zu erbringen; hier werden Maßnahmen 
zur Regenrückhaltung, Versickerung oder Niederschlagswasserbehandlung festgelegt, um 
etwaige nachteilige Auswirkungen auf das Bestandsnetz zu vermeiden. Über Details der 
Versickerungsanlagen, Rückhaltemaßnahmen oder der Anschlussmöglichkeiten wird im 
Rahmen der jeweiligen Grundstücksentwässerungsplanung im Baugenehmigungsverfahren 
detailliert entschieden. 
 
zu 2.2.23: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Bereits heute liegt für einen Teil des Plangebie-
tes Baurecht zur Umsetzung einer gewerblichen Nutzung mit einer Grundflächenzahl von 
0,8 vor. Daher erfolgt die Bewertung der Bestandssituation gemäß den Vorgaben des LA-
NUV sowie in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde beim Kreis Mettmann auf 
Grundlage des Planungsrechts und der Satzung über die Grüngestaltung in Gewerbegebie-
ten. Die außerhalb des Bebauungsplanverfahrens gefällten Bestandsbäume sind im Sinne 
der Baumschutzsatzung der Stadt Hilden auszugleichen. 
 
zu 2.2.24: 
Die Rodungsarbeiten erfolgten außerhalb des Bebauungsplanverfahrens. Der Ablauf der 
Artenschutzprüfung erfolgte gemäß den gesetzlichen Vorgaben. Dabei erfolgt bei der Po-
tenzialabschätzung (Stufe 1) ein Abgleich der im Plangebiet zu erwartenden planungsrele-
vanten Arten mit den Messtischblättern und sonstigen Fachinformationssystemen. Darüber 
hinaus wurde im Rahmen der mit der Unteren Naturschutzbehörde beim Kreis Mettmann 
abgestimmten Artenschutzprüfung eine Ortsbegehung durchgeführt, um das mögliche Vor-
handensein von Brutstätten und/oder Individuen planungsrelevanter Arten festzustellen. Es 
wurden im Rahmen der Artenschutzprüfung Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen 
definiert, um mit der Umsetzung des Bebauungsplanes Verbotstatbestände gemäß § 44 
Bundesnaturschutzgesetz ausschließen zu können. Anhaltspunkte und Anlass für eine Ar-
tenschutzprüfung Stufe 2 konnten nicht festgestellt werden. 
 
zu 2.2.25: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Rodungsmaßnahmen erfolgten außerhalb 
des Bebauungsplanverfahrens. Grund für die durchgeführten Rodungen in den Gehölzbe-
ständen ist die mit Sturmschäden einhergehenden Gefahren auf die umliegende Wohn- 
und Arbeitsbevölkerung sowie die damit verbundene Standsicherheit der Bäume. Die ab-
gängigen Bestandsbäume sind im Sinne der Baumschutzsatzung der Stadt Hilden auszu-
gleichen. 
 
zu 2.2.26: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Der Ablauf der Artenschutzprüfung erfolgte 
gemäß den gesetzlichen Vorgaben. Dabei erfolgt bei der Potenzialabschätzung (Stufe 1) 
ein Abgleich der im Plangebiet zu erwartenden planungsrelevanten Arten mit den Mess-
tischblättern und sonstigen Fachinformationssystemen. Darüber hinaus wurde im Rahmen 
der mit der Unteren Naturschutzbehörde beim Kreis Mettmann abgestimmten Artenschutz-
prüfung eine Ortsbegehung durchgeführt, um das mögliche Vorhandensein von Brutstätten 
und/oder Individuen planungsrelevanter Arten festzustellen. Es wurden im Rahmen der Ar-
tenschutzprüfung Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen definiert, um mit der Umset-
zung des Bebauungsplanes Verbotstatbestände gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz 
ausschließen zu können. Anhaltspunkte und Anlass für eine Artenschutzprüfung Stufe 2 
konnten nicht festgestellt werden. Es wird zudem an dieser Stelle nachrichtlich darauf hin-
gewiesen, dass aufgrund der Länge des Planverfahrens die Artenschutzprüfung im Jahr 
2022 aktualisiert wurde.  
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zu 2.2.27: 
Die Bedenken werden nicht geteilt. Es wurde gemäß den gesetzlichen Vorgaben eine Ar-
tenschutzprüfung der Stufe 1 durchgeführt. Da sich in der Planungspraxis die Konvention 
durchgesetzt hat, dass Daten einer ökologischen Bestandserfassung bis zu einem Alter von 
etwa 5 Jahren als aktuell anzusehen sind, wurde die Artenschutzprüfung durch das Pla-
nungsbüro ISR Innovative Stadt- und Raumplanung GmbH im Jahr 2022 aktualisiert. Im 
Rahmen der Aktualisierung wurde das Messtischblatt erneuert sowie die artenschutzrecht-
liche Einschätzung auf Aktualität geprüft. Die Ergebnisse der vormaligen Artenschutzprü-
fung aus dem Jahr 2017 konnten dabei bestätigt werden. Im Ergebnis konnte festgestellt 
werden, dass die geplanten Maßnahmen keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 
gem. § 44 BNatSchG auslösen, sofern die vorgeschlagenen Vermeidungsmaßnahmen be-
rücksichtigt werden. Die Ergebnisse wurden mit der Unteren Naturschutzbehörde abge-
stimmt und bestätigt. 
 
Die künstlich zur Verfügung gestellte Niststätte für Fledermäuse im Wohngebiet wird zur 
Kenntnis genommen. Es ist daher möglich, dass das Plangebiet selbst als Jagdhabitat ge-
nutzt wird. 
 
zu 2.2.28: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die im Rahmen des Landschaftspflegerischen 
Fachbeitrages erarbeitete Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung erfolgt unabhängig von arten-
schutzrechtlichen Fragestellungen. Ziel des Landschaftspflegerischen Fachbeitrages ist es, 
den mit der Planung einhergehenden Eingriff in den Naturhaushalt festzustellen und einen 
fachgerechten Ausgleich zu definieren. Ein möglicher Eingriff in den Artenschutz erfolgt da-
gegen auf Ebene der Artenschutzprüfung. Dabei wurden sowohl der Landschaftspflegeri-
sche Fachbeitrag als auch die Artenschutzprüfung mit der Unteren Naturschutzbehörde 
beim Kreis Mettmann abgestimmt. 
 
zu 2.2.29: 
Den Anregungen wird nichtteilweise gefolgt. Hinsichtlich der planungsrechtlichen Festset-
zungen bestehen kein Gebietserhaltungsanspruch und auch kein Anspruch darauf, dass 
die umliegend vorhandenen Gebäudehöhen im Sinne des § 34 BauGB für den Geltungsbe-
reich des vorliegenden Bebauungsplanes übernommen werden. Mit den getroffenen Fest-
setzungen (z.B. Gebäudehöhen werden gestaffelt und Baugrenzen festgesetzt), sowie den 
einzuhaltenden Abstandsflächen, sind keine erheblichen negativen Auswirkungen auf die 
umliegend bestehende Wohnbebauung zu erwarten. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes schließt nach Norden zum überwiegenden Teil 
unmittelbar an gewerbliche Nutzungen an. Ein städtebauliches Erfordernis für eine Begrü-
nung (Einfriedung) in diesem Bereich wird daher nicht erkannt. Auch besteht kein Anlass, 
an dem etwa 12 m breiten Grundstücksteil, der zur Wohnbebauung ausgerichtet ist, eine 
Grundstücksbegrünung städtebaulich festzusetzen. 
 
Ziel des Verfahrens ist es, mit der Aufstellung eines sog. qualifizierten Bebauungsplanes 
gemäß § 30 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 3 BauNVO, die städtebauliche Ordnung u.a. 
hinsichtlich des Maßes der baulichen Nutzung planungsrechtlich gezielt zu steuern. Dabei 
ermöglicht die festgesetzte Gebäudehöhe gängige Höhen für Gewerbe- und Lagerhallen 
und entspricht somit den heutigen Anforderungen an die Gewerbearchitektur. Bei der Fest-
setzung der maximalen Gebäudehöhe wird zum einen der geplanten gewerblichen Nutzung 
Rechnung getragen und zum anderen auf die bestehende Bebauung im Umfeld reagiert. 
Das Bestandsgelände liegt bei einer Höhe von rd. 43. m ü NHN. Durch die überwiegend 
festgesetzte zulässige Höhe von 54,0 m ü. NHN können somit Gebäude mit einer Höhe von 
rd. 11m errichtet werden. Damit wird den Ansprüchen gewerblicher Nutzer bei der Realisie-
rung neuer Lagehallen Rechnung getragen. Zum anderen liegen die Firsthöhen der Bebau-
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ung Niedenstraße 11 (54,27 m ü. NHN) oder Porscheweg 10-12 (53,75 m ü. NHN) in dieser 
Größenordnung. Im Nordwesten wird im Hinblick auf die angrenzende Wohnbebauung die 
zulässige Höhe mit max. 51,0 m ü. NHN festgesetzt, sodass hier eine Erweiterung der 
westlich angrenzenden Halle möglich ist und eine Abstaffelung der zulässigen Gebäudehö-
hen von der Düsseldorfer Straße hin zur nördlich des Plangebiets gelegenen Wohnbebau-
ung erfolgt. Aufgrund des Abstandes zur angrenzenden Wohnbebauung am Porscheweg 
und zur Wohnbebauung an der Niedenstraße wird sich die geplante Bebauung ins Ortsbild 
einfügen. 
 
Darüber hinaus wird in einem untergeordneten Teilbereich des GE 8a eine maximale Ge-
bäudehöhe von 57,5m ü. NHN festgesetzt, um hier gegebenenfalls auch Betriebsleiterwoh-
nungen oberhalb der geplanten Hallen ermöglichen zu können. Die Teilfläche mit einer ma-
ximalen Gebäudehöhe von 57,5m ü. NHN liegt von der Düsseldorfer Straße abgewandt 
und befindet sich in einem räumlichen Abstand zur Niedenstraße, sodass keine Beeinträch-
tigung der angrenzenden Nutzungen zu erwarten sind. Die Abstandfläche gemäß BauO 
NRW sind gegenüber benachbarter Grundstücke in Abhängigkeit der festgesetzten Bau-
weise einzuhalten. 
 
Im Bebauungsplan ist bereits die Überschreitung der festgesetzten Gebäudehöhe als aus-
nahmsweise zulässig festgesetzt und in der Höhe bis zu 3m sowie in der Fläche auf 15 % 
der festgesetzten, überbaubaren Grundstücksfläche beschränkt. Eine räumliche Einschrän-
kung (Anordnung lediglich entlang der Düsseldorfer Straße) ist dagegen nicht vorgesehen, 
weil damit unvorhersehbare Einschränkungen in der Hochbauplanung einhergehen können. 
Eine Einschränkung entzieht sich zudem einer städtebaulichen Relevanz. Im Rahmen von 
Baugenehmigungsverfahren sind die bauordnungsrechtlich erforderlichen Abstandsflächen 
nachzuweisen sowie die immissionsschutzrechtlichen Belange zu berücksichtigen. 
 
Insgesamt können mit den getroffenen Festsetzungen aus städtebaulichen Gesichtspunk-
ten keine wesentlichen negativen Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild erkannt 
werden. 
 
zu 2.2.30: 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Auf Ebene des Bebauungsplanes werden keine Dachbe-
grünungen vorgesehen. Im Zuge von Baugenehmigungsverfahren ist eine Entwässerungs-
planung zu erarbeiten. Im Zuge der Entwässerungsplanung sind die Vorgaben des Was-
serhaushaltsgesetzes zu beachten. Begrünte Dachflächen sind dabei eine Option anfallen-
des Niederschlagswasser zurückzuhalten und die Abflussspitzen zu reduzieren. Grundsätz-
lich wurde bereits auf Ebene des Bebauungsplanes dargestellt, dass eine Versickerung des 
im Plangebietes anfallenden Niederschlagswassers möglich ist. Sollten in diesem Zusam-
menhang vom jeweiligen Leitungsträger Einleitbeschränkungen formuliert werden, sind 
entsprechende Maßnahmen zu realisieren. 
 
zu 2.2.31: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. In den Festsetzungen des Bebauungsplanes ist 
entsprechende LED-Beleuchtung zum Schutz von Fledermäusen (Ziffer 5.1) enthalten. Ei-
ne Nachtabschaltung oder Leuchtintensität wird dagegen auf Grundlage der Artenschutz-
prüfung nicht vorgesehen, da dessen Umsetzung planungs- bzw. bauordnungsrechtlich 
nicht nachvollzogen werden kann. Maßnahmen gegen eine allgemeine Lichtverschmutzung 
des Wohnumfeldes auf Grundlage von artenschutzrechtlichen Belangen sind im Rahmen 
des Bebauungsplanverfahrens nicht zu erkennen. Lediglich im Zuge des Baugenehmi-
gungsverfahrens können derartige Einschränkungen hinsichtlich des allgemeinen Rück-
sichtnahmegebotes zum Tragen kommen, wenn dies – aus heutiger Sicht: wider Erwarten 
– erforderlich werden sollte. 
 
zu 2.2.32: 
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Die Bedenken werden nicht geteilt. Die Artenschutzprüfung (Stufe 1) wurde gemäß den ge-
setzlichen Vorgaben durchgeführt und mit der zuständigen Unteren Naturschutzbehörde 
des Kreises Mettmann abgestimmt. Die Untere Naturschutzbehörde hat hierzu im Rahmen 
des Bauleitplanverfahrens folgende Stellungnahme abgegeben: „Das Vorhandensein von 
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten streng geschützter Tiere und Pflanzen im Plangebiet 
nicht bekannt. Nach hiesiger Einschätzung werden lokale Populationen streng geschützter 
Arten durch die Planung nicht beeinträchtigt. Die ASP bestätigt dies.“ 
 
Im Bebauungsplan wird analog zur Artschutzprüfung darauf hingewiesen, dass Rodungen 
von Gehölzen gemäß § 39 BNatSchG nur im Zeitraum vom 01.10. eines Jahres bis zum 
28./29. Februar des Folgejahres zulässig sind, um artenschutzrechtliche Verbotstatbestän-
de gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) auszuschließen. Aufgrund der vor-
gebrachten Stellungnahmen im Rahmen des Beteiligungsverfahrens sowie aufgrund Ihres 
Alters wurde die Artenschutzprüfung (Stufe 1) im Oktober 2022 aktualisiert. Redaktionelle 
und klarstellende Anpassungen der Artenschutzprüfung wurden fett, kursiv und unterstri-
chen im Gutachten kenntlich gemacht.  
 
zu 2.2.33: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Das Plangebiet stellt sich im Bestand im 
Wesentlichen als Grünlandbrache mit sukzessivem Ruderalbewuchs in einer integrierten 
Innenstadtlage dar. In den Randbereichen des Plangebietes ist Baumbestand vorhanden. 
Dabei erfolgen insbesondere aufgrund der bestehenden Versorgungsanlagen im Plange-
biet intensive Pflegemaßnahmen in den Gehölzbeständen. Damit ist das Plangebiet selbst 
durch die menschliche Einflussnahme bereits für die Ansiedlung zahlreicher planungsrele-
vanter Arten unattraktiv. 
 
Hinzu kommt, dass insbesondere die umseitig bestehenden Hauptverkehrsstraßen eine 
eindeutig trennende Zäsur zu den südlich anschließenden, großflächigen Landschaftsräu-
men bilden. Hierbei ist weiterhin zu berücksichtigen, dass ein Bebauungsplan das südlich 
der Düsseldorfer Straße gelegene Grundstück als Industriegebiet festsetzt. Der Eigentümer 
hat das Recht dort jederzeit zu bauen. Auch die bereits umliegend bestehenden, gewerbli-
chen Nutzungen stellen aufgrund der Nutzungsintensität eine Störung für viele Arten dar. 
Auch aufgrund dieser Zäsuren ist das Plangebiet für die Ansiedlung von planungsrelevan-
ten Arten als Fortpflanzungshabitat ungeeigneter als die umliegenden Landschaftsbestand-
teile. Diese Feststellung betrifft nicht nur Vogelarten. Daher und aufgrund der durchgeführ-
ten Kartierung kann davon ausgegangen werden, dass mit Umsetzung der Planung keine 
Verbotstatbestände gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz vorbereitet werden. 
 
zu 2.2.34: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Rodungen und Baufeldfreimachungen 
sind gemäß § 39 Bundesnaturschutzgesetz auf den Zeitraum vom 01. Oktober eines Jah-
res bis zum 28./29. Februar des Folgejahres begrenzt. Eine differenzierte Art-zu-Art-
Betrachtung für die Rodungszeiten ist daher obsolet. Der Ablauf der Artenschutzprüfung er-
folgte gemäß den gesetzlichen Vorgaben. Dabei erfolgt bei der Potenzialabschätzung (Stu-
fe 1) ein Abgleich der im Plangebiet zu erwartenden planungsrelevanten Arten mit den 
Messtischblättern und sonstigen Fachinformationssystemen. Darüber hinaus wurde im 
Rahmen der mit der Unteren Naturschutzbehörde beim Kreis Mettmann abgestimmten Ar-
tenschutzprüfung eine Ortsbegehung durchgeführt, um das mögliche Vorhandensein von 
Brutstätten und/oder Individuen planungsrelevanter Arten festzustellen. Es wurden im 
Rahmen der Artenschutzprüfung Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen definiert, um 
mit der Umsetzung des Bebauungsplanes Verbotstatbestände gemäß § 44 Bundesnatur-
schutzgesetz ausschließen zu können. Anhaltspunkte und Anlass für eine Artenschutzprü-
fung Stufe 2 konnten nicht festgestellt werden. Aufgrund der vorgebrachten Stellungnah-
men im Rahmen des Beteiligungsverfahrens sowie aufgrund Ihres Alters wurde die Arten-
schutzprüfung (Stufe 1) im Oktober 2022 aktualisiert. Redaktionelle und klarstellende An-
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passungen der Artenschutzprüfung wurden im Gutachten fett, kursiv und unterstrichen 
kenntlich gemacht.  
 
zu 2.2.35: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Bauliche und sonstige Maßnahmen, die 
zeitlich, räumlich und/oder sachlich außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes 
liegen, sind nicht Gegenstand des vorliegenden Bebauungsplanverfahrens. Auch die Ro-
dungsarbeiten erfolgten außerhalb des Bebauungsplanverfahrens. Der Schutz ihrer Bürge-
rinnen und Bürger ist der Stadt Hilden stets ein wichtiges Anliegen, sodass die Stellung-
nahmen umfangreich gesichtet und bewertet wurden und Anpassungen an der Planung 
sowie teilweise an den Gutachten (Schall, Artenschutz, LBP) durchgeführt wurden. Ergän-
zend wurde das Thema Störfallbetrieb 3M untersucht und ebenfalls entsprechend in der 
Planung berücksichtigt. 

 
 
2.3 Schreiben von BürgerIn Nr. 1 vom 14.02.2019 

2.3.1 Es wird der Hinweis gegeben, dass die Reduzierung der maximal zulässigen Gebäu-
dehöhe im nördlichen Bereich des GE 8c, die maßgebliche Erschließung über die Nieden-
straße sowie der Ausschluss einer Anlieferung im Nachtzeitraum positiv aufgefasst wird. 
 
2.3.2 Es wird darauf hingewiesen, dass die Bekanntmachung vom 21.12.2018 einen unzu-
lässigen Verweis auf § 47 VwGO enthält. 
 
2.3.3 Es wird darauf hingewiesen, dass das im Schallgutachten erwähnte Vorgutachten 
„TAC 347-06“ sowie die in den Gutachten erwähnten DIN-Normen und Richtlinien nicht mit 
offengelegt wurden und dies einen Fehler in der Offenlage darstellt. 
 
2.3.4 Es wird der Hinweis gegeben, dass die Aussagen zur Erreichbarkeit der Tiefgaragen-
zufahrt in den Planungsunterlagen und Fachgutachten widersprüchlich sind und inhaltliche 
Fehler aufweisen. Es wird angeregt, die geplante Tiefgaragenzufahrt ausschließlich über 
die Niedenstraße zuzulassen und eine mögliche Zufahrtsoption der Tiefgarage über die 
Forststraße ersatzlos aus den Planungsunterlagen zu streichen. 
 
2.3.5 Es wird der Hinweis gegeben, dass die im Bebauungsplan zeichnerisch festgesetzte, 
mit „TGa“ gekennzeichnete Tiefgaragenfläche lediglich über die Forststraße erreichbar sei. 
Es wird der Hinweis gegeben, dass aufgrund der vorhandenen Müllcontainer an der beste-
henden Hallennordseite sowie der erforderlichen Wenderadien für Lkw eine Zufahrt der 
Tiefgarage über die Forststraße technisch nicht möglich ist. 
 
2.3.6 Es wird darauf hingewiesen, dass die Festlegung von Emissionskontingenten in Ge-
werbegebieten gemäß einem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) vom 
07.12.2017 (Az.: 4 CN 7/16) unzulässig ist, sofern nicht mindestens ein weiteres Teilgebiet 
vorhanden ist, in dem keine Emissionsbeschränkungen existieren bzw. dort alle Nutzungen 
im Sinne des § 8 BauNVO möglich sind. 
 
2.3.7 Es wird der Hinweis gegeben, dass gemäß Lärmaktionsplan der Stadt Hilden der 
Schutz von Ruhe zu berücksichtigen ist. Es wird gefordert, den Lärmaktionsplan im Schall-
gutachten zum Bebauungsplan zu berücksichtigen. Es wird der Hinweis gegeben, dass 
gemäß dem Lärmaktionsplan Pegel von 55 bis 65 dB(A) im 24-Stunden-Zeitraum darge-
stellt werden und somit die Orientierungswerte überschritten sind. 

  
2.3.8 Es wird angeregt, in Schallgutachten grundsätzlich aktuelle Messungen zu verwen-
den, um transparente und überprüfbare Schallgutachten zu erhalten. 
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2.3.9 Es wird der Hinweis gegeben, dass hinsichtlich der Verkehrsstärken der umliegenden 
Straßenabschnitte in verschiedenen Gutachten unterschiedliche Verkehrsmengen vorliegen 
(z.B. TAC von 2005 und 2013, Grasy & Zanolly von 2008, Büro Stadtverkehr von 2012). Es 
wird darauf hingewiesen, die Wahl der für das Schallgutachten des Bebauungsplanverfah-
rens zugrunde gelegten Verkehrsmengen zu begründen. Es wird angeregt, vorliegende 
Zahlen im nördlichen Bereich der Nieden- und Forststraße für das vorliegende Schallgut-
achten nicht zu verwenden. 
 
2.3.10 Es wird der Hinweis gegeben, dass das Schallgutachten mit der Fa. Wirzius eine er-
hebliche Schallquelle im Umfeld als relevante Berechnungsgrundlage zugrunde legt, ob-
wohl der Betrieb nicht mehr existiert. Stattdessen wird das Areal durch den LKW Ge-
brauchtwagenhandel genutzt. 

  
2.3.11 Es wird angeregt, den Lärm, der durch den Müllabwurf in die Container verursacht 
wird, zu berücksichtigen. 
 
2.3.12 Es wird der Hinweis gegeben, im Schallgutachten die Emissionen der Fa. 3M zu be-
rücksichtigen. 
 
2.3.13 Es wird darauf hingewiesen, dass im Schallgutachten für die geplanten Gebäude ei-
ne maximale Gesamthöhe von 11 m zugrunde liegt, für den nördlichen Neubau im GE 8c 
jedoch nur eine Gebäudehöhe von 8 m zulässig ist. 
 
2.3.14 Es wird der Hinweis gegeben, dass in den Anhängen K, K2 und M des Schallgutach-
tens keine Aussagen hinsichtlich der Beurteilungspegel für das Teilgebiet GE 8c enthalten 
sind. 

  
2.3.15 Es wird erläutert, dass eine ASP und der LBP nicht nur negative Auswirkungen auf 
die Wohnbevölkerung bewerten müssen, sondern der Klärung dienen, inwiefern durch den 
geplanten Eingriff Verbotstatbestände gemäß §44 BNatSchG vorbereitet werden und wie 
diese ggf. zu vermeiden, zu vermindern oder auszugleichen sind. 

  
2.3.16 Es wird der Hinweis auf unzulässige Rodungsarbeiten im Februar und März 2017 
verwiesen. Die Begründung, es handele sich um Maßnahmen der Gefahrenabwehr von 
Sturmereignissen, werde nicht geteilt. 
 
2.3.17 Es wird auf das Vorhandensein von Buntspechthöhlen als potenzielles Überwinte-
rungshabitat in einer zu überplanenden Pappel hingewiesen. Es wird auf die Fachliteratur 
(Einführung Geschützte Arten in NRW, Dr. Kiel, 2015) hingewiesen, dass manche Arten im 
Herbst und Winter in Höhlenbäumen vorkommen können (z.B. Waldfledermaus, Spechte, 
Eulen, Eremit). Es wird der Hinweis gegeben, dass bei Rodung der Pappel eine Ausnah-
megenehmigung gemäß § 44 BNatSchG erforderlich ist. 
 
2.3.18 Es wird der Hinweis gegeben, dass die grenzständigen Baumbestände nördlich des 
Gewerbegebietes GE 8a mit Umsetzung der Planung voraussichtlich nicht erhalten werden 
können und folglich in der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung zusätzlich zu berücksichtigen 
sind. 
 
2.3.19 Es wird angeregt, die Bestandsbäume nördlich des Gewerbegebietes GE 8c auch zu 
erhalten sowie die Nordfassade der Planbebauung in diesem Bereich einzugrünen.  
 
2.3.20 Es wird der Hinweis gegeben, dass die nördlich bestehende Schallschutzwand auf-
grund der Gebäudereflexion keine schallmindernde Wirkung zeigt, insbesondere bei den 
Müllabwurf-Vorgängen der Container. Es wird darauf hingewiesen, dass im Schallgutachten 
lediglich die „Abholung der Container“ berücksichtigt werde. Mit Umsetzung des Bebau-
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ungsplanes wird die Häufigkeit der Müllabwürfe steigen. Es wird die Einhausung des Con-
tainer-Bereichs angeregt. 
 
2.3.21 Es wird der Hinweis gegeben, dass im Plangebiet für die im Schallgutachten ange-
setzten 184 Pkw pro Tag keine ausreichenden Flächen bestehen und dieser Wert der Aus-
sage widerspricht, dass der Anteil an Kundenverkehr gering sei. Es wird angeregt, die An-
zahl der Pkw um 50% zu reduzieren. 
 
2.3.22 Es wird darauf hingewiesen, dass im Schallgutachten eine differenzierende Gegen-
überstellung der Lkw-Mehrverkehre zu den Bestandsverkehren fehlt. 
 
2.3.23 Es wird der Hinweis gegeben, dass Angaben zur Tiefgarage hinsichtlich der Flä-
chenanteile für Zufahrten, Rangier-, Abstell- und Wendeflächen fehlen. Es wird der Hinweis 
gegeben, dass eine Wendeanlage für Lkw im Bereich der Tiefgarage eine Fläche von 1.300 
m² benötige. Zudem werden Flächenanteile für Materiallager und „sämtliche Infrastruktur“ 
gefordert. 
 
2.3.24 Es wird darauf verwiesen, dass in den Planunterlagen widersprüchliche Aussagen 
zur Niederschlagswasserbeseitigung enthalten sind. Es wird auf vermehrte Starkregener-
eignisse hingewiesen. Der Mönchengraben ist bereits im Bestand nicht mehr aufnahmefä-
hig. Es wird darauf hingewiesen, dass die Untere Wasserbehörde die Einleitung in die öf-
fentliche Kanalisation favorisiert. Es werden Hinweise auf einzuhaltende Abstände von Ver-
sickerungsanlagen zu Gebäuden gegeben. 

 
2.3.25 Es wird der Hinweis gegeben, dass das Grundwasser im Plangebiet etwa 2 bis 3 m 
unter Geländeoberkante ansteht und durch die Umsetzung der geplanten Tiefgarage mit 
voraussichtlich mehr als 6,0 m Tiefe Auswirkungen auf das Grundwasser zu erwarten sind. 
Dabei wird vermutet, dass zur Umsetzung der Tiefgarage eine Grundwasserabsenkung er-
forderlich ist. Es wird angeregt, den vermeintlichen Eingriff in das Grundwasser durch die 
geplante Tiefgarage in den Planunterlagen aufzunehmen. 
 
2.3.26 Es wird darauf hingewiesen, sämtliche Unterlagen zum Bebauungsplan auf wider-
sprüchliche Aussagen zu prüfen und juristisch korrekt zu überarbeiten. 

 
Stellungnahme der Verwaltung: 

 
Die Stellungnahmen vom 14.02.2019 wurde bereits im Rahmen des Bauleitplanverfahrens 
behandelt und die vorgetragenen Anregungen in die Abwägung eingestellt (siehe Sitzungs-
vorlage WP 14-20 SV 61/239). Aufgrund der zusätzlichen Erkenntnisse aus dem weiteren 
Planverfahren wird diese Stellungnahmen unter 2.3 dieser Sitzungsvorlage nochmals auf-
geführt und der Abwägungsvorschlag der Verwaltung aktualisiert. Die Änderungen gegen-
über der jeweils ursprünglichen Abwägung werden nachfolgend in kursiv und unterstrichen 
gekennzeichnet. 

 
 zu 2.3.1: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
zu 2.3.2: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es ist richtig, dass die sog. Präklusion mit der 
Novellierung der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vom Juni 2017 nicht mehr zulässig 
ist. Bei dem Bekanntmachungstext vom Dezember 2018 handelt es sich um einen redakti-
onellen Fehler. Im Rahmen des in Rede stehenden Beteiligungsverfahrens sind keine Stel-
lungnahmen nach Ablauf der Frist eingegangen, auch wird sonst kein Gebrauch von der 
Präklusion gemacht. Die Zulässigkeitsvoraussetzungen des Verwaltungsrechtsweges rich-
ten sich nicht nach dem Bekanntmachungstext, sondern gemäß § 47 Abs. 2 VwGO. Ein 
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Verfahrens- oder Formfehler wird daher nicht erkannt. Insbesondere mit der erneuten Of-
fenlage gemäß § 4a Abs. 3 BauGB kann davon ausgegangen werden, dass der Öffentlich-
keit im Verfahren ausreichend Gelegenheit zur Beteiligung gegeben wurde und die Belan-
ge, die für die Abwägung von Bedeutung sind, ermittelt werden konnten. 
 
zu 2.3.3:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Bedenken der BürgerIn werden nicht geteilt. 
Im Rahmen der öffentlichen Auslegung wurden die Planunterlagen einschließlich der zum 
Bebauungsplan zugrundeliegenden Fachgutachten sowie auch die in den Festsetzungen 
des Bebauungsplanes Bezug genommenen außerstaatlichen Regelungen vollständig im 
Rathaus der Stadt Hilden ausgelegt. Zusätzlich ist im Bebauungsplan ein Hinweis enthal-
ten, dass die außerstaatlichen Regelungen im Planungs- und Vermessungsamt der Stadt 
Hilden eingesehen werden können. Aufgrund des Urheberrechts können DIN-Vorschriften 
nicht auf der Internetpräsenz der Stadt Hilden eingestellt werden. 
Das Vorgutachten TAC 347-06 stellt lediglich Sekundärliteratur zum Schallgutachten des 
Bebauungsplanes TAC 3268-18-B dar. Die Auslegung von verwendeten Quellen in Gutach-
ten ist in Bebauungsplanverfahren nicht vorgesehen. Die Nachvollziehbarkeit von umwelt-
relevanten Informationen des Bebauungsplanes ist dennoch gegeben. Im Zuge des Hei-
lungsverfahrens zum Bebauungsplan Nr. 103, 3. Änderung wurde nun das Vorgutachten 
TAC 347-06 ergänzend mit öffentlich ausgelegt, um der Anregung der BürgerIn zu entspre-
chen. 
 
zu 2.3.4: 
Der Anregung wird teilweise gefolgt. Die Aussage, dass die Zufahrt zur Tiefgarage von der 
Forststraße erfolgt, wird zur Klarstellung redaktionell überarbeitet. Es wird künftig darauf 
hingewiesen, dass die Zufahrt zur Tiefgarage über die Forststraße grundsätzlich als Option 
bestehen soll. Die Zufahrt zum Plangebiet und somit auch zu einer möglichen Tiefgarage 
ist von der Niedenstraße vorgesehen. Auf Ebene des Bebauungsplanes kann eine Zufahrt 
über die Forststraße zwar nicht kategorisch ausgeschlossen werden bzw. dies nicht als un-
zulässig festgesetzt werden. Gleichwohl ist hierzu im Zuge des Baugenehmigungsverfah-
rens der schalltechnische Nachweis zu erbringen, dass diese optionale Erschließung aus-
schließlich unter Einhaltung der verbindlich festgesetzten Emissionskontingente möglich ist. 
Wie bereits in der Begründung des Bebauungsplanes dargelegt, ist aufgrund der festge-
setzten Emissionskontingente und der benachbarten Wohnbebauung eine Erschließung 
des Plangebietes über die Forststraße nicht oder nur sehr untergeordnet und in Verbindung 
mit zusätzlichen Schallschutzmaßnahmen möglich. Die ursprünglich angedachte LKW-
Umfahrt um die bestehende Halle wäre ohne umfangreiche Schallschutzmaßnahmen nicht 
möglich. Daher wird die Zu- und Abfahrt zum Plangebiet nun von der Niedenstraße geplant. 
 
In den schalltechnischen Berechnungsmodellen des Schallgutachtens ist ausschließlich die 
Zufahrt der Tiefgarage über die Niedenstraße berücksichtigt. Etwaige Widersprüche in den 
Textteilen des Schallgutachtens beruhten leider auf redaktionellen Fehlern, diese wurden 
im Zuge des weiteren Planverfahrens durch die neue schalltechnische Untersuchung be-
hoben. Die gegenständliche Situation ist in der Begründung sowie im Umweltbericht zum 
Bebauungsplan korrekt wiedergegeben. 
 
zu 2.3.5: 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Errichtung von Tiefgaragen ist innerhalb der überbau-
baren Grundstücksflächen (Baugrenzen) sowie in den mit „TGa“ gekennzeichneten Flächen 
zulässig. Die Andienung der geplanten Tiefgarage ist folglich nicht ausschließlich über die 
Forststraße zu erreichen; auch über die Niedenstraße und die anschließenden Grund-
stücksflächen ist die Zufahrt möglich. Auf Ebene des Bebauungsplanverfahrens wird davon 
ausgegangen, dass die Zufahrt der geplanten Tiefgarage über die Niedenstraße erfolgt, 
somit ist die technische Realisierungsfähigkeit einer Lkw-Zufahrt über die Forststraße spe-
kulativ. Etwaige Schleppkurvennachweise oder Fahrgassenbreiten wären in einem solchen 
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Fall im Rahmen von Baugenehmigungsverfahren zu erbringen. Schon alleine aufgrund der 
schalltechnischen Situation ist eine Erschließung über die Forststraße nicht möglich. Sofern 
jedoch einzelne, untergeordnete Fahrten über das bestehende Betriebsgelände erfolgen 
sollten, ist im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens der Nachweis zu erbringen, dass 
die im Bebauungsplan festgesetzten Emissionskontingente eingehalten werden. Aufgrund 
der festgesetzten Emissionskontingente und der benachbarten Wohnbebauung ist bereits 
ersichtlich, dass eine Erschließung des Plangebietes über die Forststraße nur sehr unter-
geordnet und in Verbindung mit zusätzlichen Schallschutzmaßnahmen umzusetzen wäre. 

 
zu 2.3.6:  
Der Anregung wird nicht gefolgt. Gemäß dem genannten Urteil sind Gewerbegebiete ohne 
Emissionskontingentierung nicht innerhalb des Geltungsbereichs der jeweiligen Bebau-
ungspläne nachzuweisen. Maßgeblich ist, dass im gesamten Stadtgebiet der plangebenden 
Kommune Flächen bestehen, die das Nutzungsspektrums gemäß § 8 BauNVO planungs-
rechtlich zulassen. Dies ist in Hilden der Fall; es bestehen ausreichende Gewerbe- und In-
dustriegebiete, in denen Gewerbebetriebe aller Art (gemäß § 8 Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 9 
Abs. 1 und 2 BauNVO) zulässig sind.  
 
An der getroffenen Festsetzung zur Geräuschkontingentierung wird daher weiter festgehal-
ten. Insbesondere dient die Festsetzung dem Schutz der umliegenden Wohnbevölkerung. 
 
zu 2.3.7: 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Lärmaktionspläne der Kommunen werden auf 
Grundlage der Umgebungslärm-Richtlinie nach EU-Recht erstellt. Ziel von Lärmaktionsplä-
nen ist es, innerhalb der Kommune Lärmschwerpunkte oberhalb der Schwelle zur Gesund-
heitsgefährdung aus Straßenverkehrslärm festzustellen und wenn möglich gesamtstädti-
sche Minderungsmaßnahmen in Form von z.B. verkehrsrechtlichen Anordnungen (u.a. Ge-
schwindigkeitsbeschränkungen) oder Anreizen zum Umweltverbund vorzuschlagen. Das in 
der Umgebungslärmrichtlinie genannte Ziel „Schutz von Ruhe“ bezieht sich auf sog. „ruhige 
Gebiete“, in denen im Bestand Pegel von unter 50 dB(A) festgestellt werden können. Für 
innerstädtisch integrierte Lagen sind ruhige Gebiete im Sinne der Umgebungslärmrichtlinie 
meist nicht anzutreffen. Die Lärmaktionsplanung ist ein mehrstufiger und kontinuierlicher 
Prozess, der mit den o.g. Maßnahmenpaketen langfristig das Ziel hat, großflächige Betrof-
fenheiten auch unterhalb der Gesundheitsgefährdung vor Schalleintrag zu schützen. 
 
Dennoch werden die Grundzüge des Lärmaktionsplanes („Schutz der Bevölkerung vor 
Lärm“) berücksichtigt. Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind die allgemeinen Anforde-
rungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB i.V.m. 
der Betrachtung der umweltbezogenen Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch gemäß § 
1 Abs. 6 Nr. 7 c BauGB zu berücksichtigen. Dazu gehört insbesondere der Immissions-
schutz. Vornehmliches Ziel des Bebauungsplanes ist es jedoch nicht, wie beim Lärmakti-
onsplan, den Schutz der bestehenden Wohnbevölkerung vor vorhandenen Lärmquellen zu 
gewährleisten, sondern den Nachweis zu erbringen, dass durch die Planung keine wesent-
lichen negativen Auswirkungen auf das bestehende Wohnumfeld ausgelöst werden. Im Üb-
rigen kann davon ausgegangen werden, dass mit Umsetzung des Bebauungsplanes ein 
positiver Effekt durch die schallabschirmende Wirkung der geplanten Bebauung hinsichtlich 
des Straßenverkehrslärms (und auch des Gewerbelärms von 3M) auf die bestehende 
Wohnbebauung einhergeht. 
 
Maßgeblich für die Bewertung der Schallsituation in der Bauleitplanung ist nach nationalem 
Recht u.a. die DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“. Die Berechnungs- und Bewertungs-
grundlagen der DIN 18005 und der Umgebungslärm-Richtlinie sind im Übrigen nicht ver-
gleichbar (u.a. aufgrund der unterschiedlichen Beurteilungszeiträume); die Umgebungs-
lärmkarten sind in Bauleitplanverfahren nicht anzuwenden. Auf Grundlage der DIN 18005 
wurden für das Bebauungsplanverfahren die Beurteilungspegel durch den auf das Plange-
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biet einwirkenden Verkehrslärm ermittelt und festgestellt, dass die Orientierungswerte für 
Gewerbegebiete unterschritten werden und folglich keine passiven oder aktiven Schall-
schutzmaßnahmen zum Schutz der geplanten Bebauung vorzusehen sind. 
 
Mit der Ermittlung von anlagenbezogenen Lärmemissionen auf die umliegende Nachbar-
schaft nach TA Lärm wurde im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens die Planung mehr-
fach angepasst und optimiert. So wurde u.a. von der ursprünglich geplanten Tiefgaragen- 
bzw. Hallenzufahrt über die Forststraße aus Schallschutzgründen Abstand genommen. Auf 
Ebene des Bebauungsplanverfahrens konnte umfangreich nachgewiesen werden, dass mit 
der Umsetzung des Bebauungsplanes keine wesentlichen negativen Auswirkungen auf die 
umliegende Wohnbevölkerung zu erwarten sind und folglich den Vorschriften des Bauge-
setzbuches sowie der nationalen Fachgesetze zum Immissionsschutz Rechnung getragen 
wurde. 
 
zu 2.3.8: 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Eine Verpflichtung zu Messungen im Rahmen von Schall-
gutachten besteht nicht. Für den Bebauungsplan wurden die schalltechnischen Berechnun-
gen auf Grundlage der einschlägigen Richtlinien durchgeführt. Berechnungsmodelle stellen 
für die Stadt Hilden im Rahmen der Bauleitplanung eine fachlich verlässlichere Untersu-
chungsmethode dar. Tatsächlich sind Schallgutachten oftmals schwer verständlich, da viel-
schichtige und zahlreiche Fachgesetze und Richtlinien zum Schallschutz zur Anwendung 
kommen. Hinzu kommen dann noch Berechnungsgrundlagen aus der Verkehrsplanung 
(z.B. RLS 90). Die Stadt Hilden ist jedoch bemüht, im Rahmen ihrer kommunalen Aufgaben 
die Prozesse der Bauleitplanung transparent zu kommunizieren. Dies erfolgt u.a. im unmit-
telbaren Austausch mit der Öffentlichkeit im Rahmen von Bürgerinformationsveranstaltun-
gen oder im Rahmen der Sprechzeiten des Planungs- und Vermessungsamtes. 
 
zu 2.3.9:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die dem Schallgutachten zugrundeliegenden 
Verkehrsmengen werden im Schallgutachten, Kapitel 8.3.1 erläutert; die Zahlen basieren 
auf eigenen Verkehrszählungen der Stadt Hilden aus unterschiedlichen Jahren. Die Wahl 
der jeweils zugrunde gelegten Zahlen erfolgte durch die Stadt Hilden, dabei wurden Zähl-
stellen im Nahbereich des Plangebietes sowie jeweils die ungünstigeren Verkehrsstärken 
angesetzt. Zählstellen im Bereich der Hülsenstraße wurden nicht berücksichtigt (z.B. Grasy 
& Zanolli). Die vorliegenden Verkehrsstärken wurden konservativ mit einer allgemeinen 
Verkehrssteigerung von 1 % pro Jahr hochgerechnet. Damit liegen die zugrunde gelegten 
Werte teils höher als aktuellere Verkehrszahlen. 
 
zu 2.3.10: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Schallgutachten berücksichtigt die bauord-
nungsrechtlich zulässige Nutzung am genannten Standort. Die Berücksichtigung der Fa. 
Wirzius bzw. ihrer Nachfolgenutzung, die ebenfalls Schwerlastverkehr erzeugt, erfolgt somit 
als konservative Worst-Case-Betrachtung, sodass der hier bauordnungsrechtlich mögliche 
und maximal zulässige Schallleistungspegel für die fachgerechte Berechnung der ermittel-
ten Lärmkontingente zugrunde liegt. Eine Reduzierung der Emissionen außerhalb des 
Plangebietes würde bei einer Neuberechnung der Kontingente dazu führen, dass die ge-
plante Nutzung im Plangebiet größere Emissionen verursachen darf. Die konservative An-
nahme erfolgt somit zum Schutz der umliegenden Wohnbevölkerung. Auf Ebene des Be-
bauungsplanes ist daher in diesem Fall der Status Quo nicht zu berücksichtigen. 
 
zu 2.3.11: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Auf Ebene des Bebauungsplanverfahrens kann 
eine sinnvolle Prognose der künftigen Nutzungsintensität der Müllcontainer nicht erfolgen. 
Daher wurden im Schallgutachten zunächst die heute bekannten Schallleistungspegel die-
ser Vorgänge aus dem Gutachten TAC 1450-12 übernommen. Auf Ebene des Bebauungs-
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planes kann dennoch mit der Festsetzung von Lärmkontingenten sichergestellt werden, 
dass mit den auf das Wohnumfeld einwirkenden, planbedingten und anlagenbezogenen 
Lärmimmissionen im Gesamten keine wesentlichen negativen Auswirkungen zu erwarten 
sind. Die anlagenbezogenen Lärmemissionen der künftigen Gewerbenutzung (einschließ-
lich der Abwurf-Vorgänge auf dem bestehenden Betriebsgelände) sind im Rahmen der 
Baugenehmigung zu untersuchen und ein entsprechender Schallschutznachweis gemäß 
TA Lärm zu erbringen. Es wird zudem nochmals darauf hingewiesen, dass sich die erwähn-
ten Container (Rollcontainer, Absetzcontainer) außerhalb des Plangebietes befinden. In der 
Gesamtbetrachtung des Gewerbebetriebes MC² europe wurden diese Container jedoch als 
Schallquelle mit betrachtet.  
 
zu 2.3.12:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Anregung wird gefolgt. Im Zuge des Hei-
lungsverfahrens wurde die schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan aktualisiert. 
Seitens des Fachgutachters der Firma 3M wurden dabei weitere Daten zur Verfügung ge-
stellt, welche bei der Betrachtung der Auswirkungen der zusätzlichen Geräuschbelastung 
durch die Firma 3M berücksichtigt wurden. Der Betriebsstandort der Firma 3M wurde in der 
nun vorliegenden schalltechnischen Untersuchung umfangreich berücksichtigt. Im Schall-
gutachten erfolgte bereits eine zusätzliche Berücksichtigung der Geräuschemissionen der 
Firma 3M als Vorbelastung unter Berücksichtigung eines immissionswirksamen Schallleis-
tungspegels für den Bestand sowie für eine eventuelle Reservefläche der Firma 3M. 
 
zu 2.3.13:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die schalltechnische Untersuchung wurde im 
Zuge des Heilungsverfahrens erneuert und berücksichtigt die Vorgaben des Bebauungs-
planes. Dem Schallgutachten (u.a. Anhang C) kann entnommen werden, dass das gegen-
ständliche Plangebäude im schalltechnischen Berechnungsmodell nicht enthalten ist, da 
das Gebäude aus schalltechnischer Sicht (z.B. abschirmende Wirkung) irrelevant ist. 
 
zu 2.3.14:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die besagten Anhänge K und M des Schallgut-
achtens dienen der Darstellung der Beurteilungspegel in der sog. Freien Schallausbreitung. 
Damit kann festgestellt werden, ob die Orientierungswerte der DIN 18005 für Gewerbege-
biete von tags 65 dB(A) und nachts 55 dB(A) bzw. bei Gewerbelärm nachts 50 dB(A) über-
schritten werden. Aus den Darstellungen wird ersichtlich, dass diese Pegel bereits für die 
Bereiche unmittelbar entlang der Düsseldorfer Straße überwiegend eingehalten werden. 
Daraus kann abgeleitet werden, dass auch für das Teilgebiet GE 8c die Orientierungswerte 
eingehalten werden können und folglich keine passiven oder aktiven Schallschutzmaß-
nahmen zum Schutz der geplanten Bebauung vor Verkehrslärm oder Gewerbelärm vorzu-
sehen sind. 
 
zu 2.3.15: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die vorliegende artenschutzrechtliche Prüfung 
(ASP) dient der Klärung, ob und inwiefern durch den geplanten Eingriff Verbotstatbestände 
gem. § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vorbereitet werden und wie diese ggf. zu 
vermeiden, zu vermindern oder auszugleichen sind. Da sich in der Planungspraxis die Kon-
vention durchgesetzt hat, dass Daten einer ökologischen Bestandserfassung bis zu einem 
Alter von etwa 5 Jahren als aktuell anzusehen sind, wurde die Artenschutzprüfung durch 
das Planungsbüro ISR Innovative Stadt- und Raumplanung GmbH im Jahr 2022 aktuali-
siert. Im Rahmen der Aktualisierung wurde das Messtischblatt erneuert sowie die arten-
schutzrechtliche Einschätzung auf Aktualität geprüft. Die Ergebnisse der vormaligen Arten-
schutzprüfung aus dem Jahr 2017 konnten dabei bestätigt werden. Im Ergebnis konnte 
festgestellt werden, dass die geplanten Maßnahmen keine artenschutzrechtlichen Verbots-
tatbestände gem. § 44 BNatSchG auslösen, sofern die vorgeschlagenen Vermeidungs-
maßnahmen berücksichtigt werden.  
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Nach § 18 Abs. 1 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) ist aufgrund der Aufstellung 
des Bauleitplans über die Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz der zu erwartenden 
Eingriffe in Natur und Landschaft nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zu entschei-
den. Nach § 1a Abs. 3 BauGB sind in Bauleitplänen, bei denen Eingriffe in Natur und Land-
schaft zu erwarten sind, die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu be-
rücksichtigen. Der Landschaftspflegerische Begleitplan bildet die Grundlage der diesbezüg-
lichen Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 1 BauGB. Im Rahmen des vorliegenden Land-
schaftspflegerischen Fachbeitrages (LPF) werden die zur Beurteilung des Eingriffes benö-
tigten Informationen bereitgestellt und ausgewertet. 
 
zu 2.3.16:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Rodungsmaßnahmen erfolgten außerhalb 
des Bebauungsplanverfahrens. Grund für die durchgeführten Rodungen in den Gehölzbe-
ständen sind die mit allgemeinen Sturmschäden einhergehenden Gefahren für die umlie-
gende Wohn- und Arbeitsbevölkerung sowie die damit verbundene Standsicherheit der 
Bäume. Ein Bezug zum Sturm Ela von 2014 wird nicht hergestellt. Der Ersatz der abgängi-
gen Bestandsbäume richtet sich nach der Baumschutzsatzung der Stadt Hilden. Im Rah-
men des vorliegenden Bauleitplanverfahrens wurde ein landschaftspflegerischer Fachbei-
trag erstellt und die Eingriffe in Natur und Landschaft in Bezug auf das vorliegende Planver-
fahren ermittelt. Die Eingriffe werden entsprechend ausgeglichen. 
 
zu 2.3.17:  
Der Anregung wird gefolgt. Im nördlichen Bereich des Teilgebietes GE 8c wurden in einer 
ergänzenden Ortsbegehung im Frühjahr 2019 im Rahmen der Artenschutzprüfung zwei 
Bäume mit Buntspechthöhlen festgestellt. Gemäß dem Fachinformationssystem des LA-
NUV kann das Vorhandensein des Juchtenkäfers (Eremit) im Plangebiet ausgeschlossen 
werden. 
 
Um artenschutzrechtliche Konflikte abschließend ausschließen zu können, werden im Be-
bauungsplan artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen formuliert. Es ist bereits ein 
textlicher Hinweis im Bebauungsplan auf die einzuhaltenden Rodungszeiten gemäß § 39 
BNatSchG enthalten. Die Hinweise werden gemäß den Abstimmungen mit der Unteren Na-
turschutzbehörde beim Kreis Mettmann ergänzt, sodass bei der Fällung der (potentiellen) 
Quartierbäume Maßnahmen zur Risikominimierung (artenschutzrechtliche Kontrolle von 
Höhlen vor der Fällung mittels Hubsteiger und Endoskop oder Fledermausdetektor in den 
Abendstunden vor den Fällarbeiten) vorzusehen sind, die durch eine ökologische Baube-
gleitung sichergestellt werden. Falls im Zuge der Arbeiten Individuen vorgefunden werden, 
können diese versorgt und ggf. umgesiedelt werden. In diesem Fall sind die Verluste an 
Quartiersangeboten durch das Anbringen von artenspezifischen Nistkästen im unmittelba-
ren Umfeld auszugleichen. Die Vorschriften des § 45 Abs. 7 BNatSchG zur Ausnahmege-
nehmigung bei der Unteren Naturschutzbehörde beim Kreis Mettmann zur Fällung der 
Quartierbäume bleiben davon unberührt. 
 
zu 2.3.18:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung im Rah-
men des Landschaftspflegerischen Fachbeitrages wurde in Abstimmung mit der Unteren 
Naturschutzbehörde beim Kreis Mettmann erstellt. Die ausgleichspflichtigen Bestandsbäu-
me im Plangebiet wurden gemäß Karte 1 des Landschaftspflegerischen Fachbeitrages flä-
chenbezogen mit je 40 m² Grundstücksfläche angesetzt. Die Bestandsbäume nördlich des 
Plangebietes können nach Umsetzung der Planung grundsätzlich erhalten werden. Gege-
benenfalls werden im Zuge der konkreten Ausführungsplanung Sicherungsmaßnahmen er-
forderlich. Sofern dennoch einzelne Bäume nördlich des GE 8a entfallen müssten, sind die-
se ohnehin gemäß der Baumschutzsatzung der Stadt Hilden zu ersetzen. Der Eingriff in 
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den Baumbestand im Plangebiet ist folglich in der Betrachtung der erforderlichen Kompen-
sationsmaßnahmen berücksichtigt. Darüber hinaus sind keine weiteren Eingriffe geplant. 
 
zu 2.3.19:  
Der Anregung wird nicht gefolgt. Ziel des Bebauungsplanes ist es, sinnvolle Erweiterungs-
flächen für die bestehenden Gewerbebetriebe zu ermöglichen. Im Rahmen der Baufeld-
freimachung können zur Umsetzung des Bebauungsplanes nicht alle Bestandsbäume im 
Plangebiet erhalten werden. Der Eingriff in den Naturhaushalt wurde in der Eingriffs-
Ausgleichs-Bilanzierung berücksichtigt und wird über geeignete Kompensationsmaßnah-
men ausgeglichen. 
 
Eine Festsetzung zur Fassadenbegrünung wird im Bebauungsplan nicht aufgenommen, da 
einerseits die lebensfähige Umsetzung an der geplanten Nordfassade nicht gewährleistet 
werden kann und andererseits die ökologische Wertigkeit für den kleinen Teilbereich im GE 
8c nicht erkannt wird. Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurden die erforderlichen 
Kompensationsmaßnahmen berücksichtigt.  
 
zu 2.3.20:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Berechnungsmodell des Schallgutachtens 
wurden Reflexionen sämtlicher Hindernisabschnitte berücksichtigt. Zudem ist im östlichen 
Abschnitt der vorhandenen Lärmschutzwand der Rückbau und die Verlängerung der Lärm-
schutzwand bis zur östlichen Grundstücksgrenze vorgesehen, sodass damit der Schallein-
trag auf die nördlich angrenzende Wohnbebauung reduziert werden kann. 
 
Auf Ebene des Bebauungsplanverfahrens kann eine sinnvolle Prognose der künftigen Nut-
zungsintensität der Müllcontainer nicht erfolgen. Daher wurden im Schallgutachten zu-
nächst die heute bekannten Schallleistungspegel dieser Vorgänge aus dem Gutachten TAC 
1450-12 übernommen. Auf Ebene des Bebauungsplanes kann dennoch mit der Festset-
zung von Lärmkontingenten sichergestellt werden, dass mit den auf das Wohnumfeld ein-
wirkenden, planbedingten und anlagenbezogenen Lärmimmissionen im Gesamten keine 
wesentlichen negativen Auswirkungen zu erwarten sind. Die anlagenbezogenen Lärmemis-
sionen der künftigen Gewerbenutzung (einschließlich der Abwurf-Vorgänge) sind im Rah-
men der Baugenehmigung zu untersuchen und ein entsprechender Schallschutznachweis 
gemäß TA Lärm zu erbringen. Weitergehende ggf. erforderliche Maßnahmen (z.B. Einhau-
sungen) können im Zuge des Schallschutznachweises im Rahmen der Baugenehmigung 
zum Einsatz kommen. Es wird zudem nochmals darauf hingewiesen, dass sich die erwähn-
ten Container (Rollcontainer, Absetzcontainer) außerhalb des Plangebietes befinden. In der 
Gesamtbetrachtung des Gewerbebetriebes MC² europe wurden diese Container jedoch als 
Schallquelle mit betrachtet. 
 
zu 2.3.21:  
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die zugrunde gelegten 184 Pkw stellen nicht einzelne 
Stellplätze, sondern Fahrzeugbewegungen („Parkvorgänge“) dar. Gemäß den Erläuterun-
gen des Schallgutachtens (S. 34) werden für die 23 vorhandenen Stellplätze im Bereich der 
Forststraße zur Tageszeit 8 Stellplatzwechsel, also 16 Bewegungsvorgänge je Stellplatz in 
Ansatz gebracht. Die daraus resultierenden 368 Bewegungen werden jeweils hälftig auf 
den Ein- und Ausfahrtsverkehr verteilt. Das Gutachten hat im Ergebnis festgestellt, dass mit 
den angesetzten, konservativen Eingangsdaten keine wesentlichen Auswirkungen auf das 
umliegende Wohnumfeld einhergehen. Eine Reduzierung der Eingangsdaten ist daher nicht 
angebracht.  
 
Auf Ebene des Bebauungsplanes kann zusätzlich mit der Festsetzung von Lärmkontingen-
ten sichergestellt werden, dass von den auf das Wohnumfeld einwirkenden, planbedingten 
und anlagenbezogenen Lärmimmissionen im Gesamten keine wesentlichen negativen 
Auswirkungen zu erwarten sind. 
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zu 2.3.22:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die dem Schallgutachten zugrunde gelegten 
Lkw-Verkehre sind dem Schallgutachten zu entnehmen (S. 31 ff.). Ein Vergleich der anla-
genbezogenen Lärmemissionen gegenüber dem Bestand ist gemäß TA Lärm nicht vorge-
sehen. Im Ergebnis des Schallgutachtens konnte festgestellt werden, dass mit Umsetzung 
des Bebauungsplanes die Immissionsrichtwerte der TA Lärm an allen Immissionsorten 
weitgehend eingehalten werden und folglich keine wesentlichen negativen Auswirkungen 
zu erwarten sind. 
 
zu 2.3.23:  
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Darlegung einer detaillierten Tiefgaragen- oder Archi-
tektenplanung ist nicht Gegenstand der städtebaulichen Bauleitplanung. Diesbezügliche 
Konzeptionen sind im Rahmen der Baugenehmigungs- und Ausführungsplanung (Hoch-
bauplanung) zu erbringen. Der Bebauungsplan stellt mit den getroffenen Festsetzungen 
den Rahmen für die Umsetzung einer Tiefgarage zur Verfügung und bereitet die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen vor.  
 
zu 2.3.24:  
Der Anregung wird teilweise gefolgt. Gemäß der Stellungnahme der Unteren Wasserbe-
hörde vom 05.12.2017 sollte im vorliegenden Bebauungsplan die DachNiederschlagswas-
serbeseitigung ursprünglich vorzugsweise per Einleitung in die öffentliche Kanalisation er-
folgen. Diese Stellungnahme wurde vor dem Hintergrund der möglichen Altlastenthematik 
abgegeben. Im Rahmen des weiteren Verfahrens wurde dies nun mittels chemischer Un-
tersuchungen an Bodenluft- und Bodenproben gutachterlich untersucht. Im Ergebnis wur-
den keine Auffüllungen mit anthropogenen Fremdbestandteilen bzw. sonstige organolepti-
sche Auffälligkeiten festgestellt. “Die chemisch- analytischen Untersuchungen an den Bo-
denluftproben sowie an der auf die Prüfwerte gemäß Wirkungspfad Boden - Grundwasser 
untersuchten Probe ergaben keine Auffälligkeiten.“ Die Erkenntnisse aus den ergänzenden 
Untersuchungen (Chemische Untersuchungen an Bodenluft- und Bodenproben sowie Hyd-
rogeologie) führen dazu, dass nun eine ortsnahe (künstliche) Versickerung im Plangebiet 
grundsätzlich möglich ist. 
Im Zuge eines Baugenehmigungsverfahrens wird, vor dem Hintergrund einer konkreten 
Planung, die Altlastensituation in Abstimmung mit dem Kreis Mettmann - Untere Bodenbe-
hörde - detailliert weiter untersucht. 
 
Generell gilt, dass aufgrund der bekannten, hydraulischen Belastung des RW-Kanalnetzes 
das im Einzugsgebiet des Bebauungsplanes anfallende Niederschlagswasser auf den 
Grundstücken zurückgehalten und / oder versickert werden soll. Diese Forderung erfolgt al-
lein aus dem Grunde, dass vorhandene Kanalnetz zukünftig hydraulisch zu entlasten und 
die Abflusskapazitäten zu verbessern. Auf Ebene des Bebauungsplanes wurde nun in Ab-
stimmung mit dem Kreis Mettmann grundsätzlich nachgewiesen, dass auch eine Versicke-
rung des Niederschlagswassers im Plangebiet möglich ist. Die genaue Dimensionierung 
und Planung der Versickerungsanlage erfolgt in Abhängigkeit des konkreten Bauvorhabens 
im Zuge eines Baugenehmigungsverfahrens. Die Hinweise auf die einzuhaltenden Abstän-
de von Versickerungsanlagen zu Gebäuden werden zur Kenntnis genommen, im Zuge der 
konkreten Planung werden die gesetzlichen Bestimmungen berücksichtigt. 
 
Neben der Versickerung des Niederschlagswassers über Rigolen ist alternativ auch eine 
Muldenversickerung möglich. Im Rahmen der hydrogeologischen Untersuchungen des 
Fachbüros wurden beide Varianten untersucht. Sofern eine Versickerung des Nieder-
schlagswassers im Plangebiet nicht möglich ist, werden Maßnahmen der Rückhaltung im 
Plangebiet umzusetzen sein. 
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Dies wurde in der vorliegenden Planung berücksichtigt; einer ortsnahen (künstlichen) Ver-
sickerung im Plangebiet steht insbesondere die bekannte Altlastensituation entgegen. Ver-
sickerungsanlagen sind nicht geplant, etwaige Abstände von Versickerungsanlagen sind 
folglich irrelevant. Das Plangebiet ist im Generalentwässerungsplan (GEP) der Stadt Hilden 
berücksichtigt, aufgrund der hydraulischen Belastung der vorhandenen Regenwasserkanä-
le in der Düsseldorfer Straße und Forststraße ist eine Rückhaltung im Plangebiet erforder-
lich. Über Details der Rückhaltemaßnahmen und der Anschlussmöglichkeiten wird im 
Rahmen der jeweiligen Grundstücksentwässerungsplanung im Baugenehmigungsverfahren 
detailliert entschieden.  
 
Die Aussagen zur Niederschlagswasserbeseitigung werden im Umweltbericht sowie der 
Begründung zur Klarstellung redaktionell angepasst.  
 
Die Flächen werden an die öffentliche Kanalisation angeschlossen, diese entwässert im 
Trennsystem. Vorflut dieses Systems ist für das Gebiet der Mönchengraben. Die Einleitung 
erfolgt über das Regenklärbecken an der Reisholzstraße. Die Beseitigung der Niederschlä-
ge erfolgt somit den Vorgaben gemäß § 55 Wasserhaushaltsgesetz.  
 
Auf Ebene des Bebauungsplanverfahrens kann folglich davon ausgegangen werden, dass 
die Abwasserbeseitigung für das Plangebiet grundsätzlich gesichert ist. Die konkrete Ent-
wässerungsplanung ist jedoch wie zuvor beschrieben im Rahmen von Baugenehmigungs-
verfahren zu erbringen. Hier ist u.a. ein Überflutungsnachweis bei Starkregenereignissen 
zu erbringen; hier werden Maßnahmen zur Regenrückhaltung, Versickerung oder Nieder-
schlagswasserbehandlung festgelegt werden, um etwaige Auswirkungen auf das Be-
standsnetz zu vermeiden.  
 
Die unmittelbar auf den Grünflächen des Plangebietes anfallenden Niederschläge können 
durch –natürliche– Versickerung dem Grundwasser wiederzugeführt werden und somit ei-
nen positiven Beitrag zum Wasserhaushalt leisten. Dies wird im Umweltbericht beschrie-
ben. In den Planunterlagen werden die missverständlich formulierten Textstellen zur Klar-
stellung angepasst. 
 
zu 2.3.25:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Gemäß der aktiven Grundwassermessstelle der 
Bezirksregierung Düsseldorf an der Walter-Wiederhold-Straße (LGD-Nr. 036460175) sowie 
der Grundwassermessstelle des Landesamtes für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz 
an der Niedenstraße/Eichenstraße (LGD-Nr. 031020318) wird ein durchschnittlicher 
Grundwasserstand von 39,62 mNHN bzw. 39,29 mNHN angegeben. Die Geländeoberkante 
des Plangebietes liegt im Mittel bei etwa 43 mNHN. Folglich sind Flurabstände von ca. 3 bis 
4 m zu erwarten. Seitens der Unteren Bodenbehörde wurde ergänzend darauf hingewie-
sen, dass die Festlegung des mittleren höchsten Grundwasserstandes (MHGW) durch zwei 
im nahen Umfeld laufende Grundwassersanierungen beeinflusst wird. Die Grundwasser-
oberfläche ist derzeit (und auch mittelfristig) durch die starken Grundwasserentnahmen um 
ca. 50 bis 70 cm abgesenkt. Sollte zu einem späteren Zeitpunkt die Grundwasserförderung 
gestoppt werden, steigt der Grundwasserstand wieder an. Dies ist für die Planung zu be-
rücksichtigen. Der MHGW sollte daher bei ca. 40,5 m NHN angesetzt werden. Der Fach-
gutachter hat hier beispielhaft angenommen, dass das Gelände auf die Höhe von 43,5m ü. 
NHN ausgebaut wird. Der Flurabstand würde dann 3 m betragen. Im heutigen Zufahrtsbe-
reich zum Grundstück liegt die Geländehöhe bereits im Bestand bei 43,8 m ü. NHN. 
 
Die Annahme zur Umsetzung einer Tiefgarage mit 6 m Tiefe kann auf Ebene des Bebau-
ungsplanverfahrens nicht geteilt werden und ist spekulativ. Bei einer lichten Durchfahrtshö-
he von 3,8 m würde voraussichtlich eine Bautiefe von maximal 4,5 m zur Umsetzung kom-
men. Sollte für die Bauausführung der Tiefgarage eine Trockenlegung der Baugrube erfor-
derlich werden, ist dies im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens mit der Unteren 
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Wasserbehörde abzustimmen. Ein etwaiger, baubedingter und temporärer Eingriff in den 
Grundwasserkörper ist folglich als geringfügig einzuschätzen. Auf Ebene des Bebauungs-
planes können daher wesentliche negative Auswirkungen auf den Grundwasserkörper nicht 
erkannt werden. Gleichwohl kann je nach Lage und Tiefe der Tiefgarage die Umsetzung ei-
ner „weißen Wanne“ im Rahmen der Ausführungsplanung notwendig werden. Die Ausfüh-
rungen zum Thema Grundwasser werden redaktionell angepasst. 
 
zu 2.3.26:  
Der Anregung wird gefolgt. Die Begründung und der Umweltbericht zum Bebauungsplan 
werden erneut auf missverständliche Aussagen geprüft und zur Klarstellung redaktionell 
angepasst. Die redaktionellen Klarstellungen werden in der Begründung sowie im Umwelt-
bericht durch kursive Schrift kenntlich gemacht. 
 

 
2.4 Schreiben von BürgerIn Nr. 1 vom 02.03.2021 (Antragsbegründung) 
 

2.4.1 Es wird erläutert, dass das Plangebiet im Westen und Norden zum einen an gewerbli-
che Grundstücksflächen, zum anderen im Nordwesten aber auch an Wohnbebauung 
grenzt. Es wird bemängelt, dass diese Tatsache im Rahmen der Darstellung des Plange-
biets/der Planumgebung sowohl im Bebauungsplan als auch in den eingeholten Gutachten 
vernachlässigt werde. 
 
2.4.2 Es wird hinterfragt, ob eine zutreffende Unterscheidung zwischen Angebotsbebau-
ungsplan und vorhabenbezogenen Bebauungsplan vorgenommen wurde. Es wird darauf 
hingewiesen, dass die NOFA Vermögensverwaltungsgesellschaft GmbH in einem Vertrag 
mit der Stadt Hilden über den Erwerb von 1.834 Ökopunkten als „Vorhabenträgerin“ be-
zeichnet wird. 
 
2.4.3 Es wird kritisiert, dass die schalltechnische Untersuchung aus dem Jahr 2006 sowie 
eine Version der schalltechnischen Untersuchung aus dem Jahr 2018 nicht in der Verwal-
tungsakte einsehbar waren.  
 
2.4.4 Insgesamt wird vorgetragen, dass die schalltechnische Untersuchung aus dem Jahr 
2018 fehlerhaft sei und keine schlüssige Grundlage für die festgesetzte Emissionskontin-
gentierung und die Beurteilung des künftigen Lärmaufkommens darstelle. 
 
2.4.5 Es wird kritisiert, dass der Bebauungsplan eine Erschließung des Plangebietes/eine 
Zufahrt zur Tiefgarage über die Forststraße nicht ausschließe. 
 
2.4.6 Eine Überflutung des Grundstücks (der Antragstellerin) wird aufgrund der geplanten 
Entwässerung von Niederschlagswasser über den Mönchengraben befürchtet. 
 
2.4.7 Es wird angemerkt, dass eine Änderung des Bebauungsplanes nach der öffentlichen 
Auslegung vom 14.01.2019 bis einschließlich 15.02.2019 erfolgte. Eine erneute Offenlage 
im Sinne des §4a Abs. 3 BauGB habe jedoch nicht mehr stattgefunden.  
 
2.4.8 Es wird auf das Schreiben vom 18.08.2020 hingewiesen, in dem die einwendende 
Person ausdrücklich Ihre Bedenken gegen den Bebauungsplan im Hinblick auf die Unbe-
achtlichkeitsvorschriften der §§214, 215 BauGB erhoben hat. 
 
2.4.9 Es wird auf die neu geschaffenen bzw. reaktivierte Gewerbefläche an der Ecke Forst-
straße und Düsseldorfer Straße hingewiesen, dies ist insbesondere im Hinblick auf Schal-
lemissionen und Entwässerung in der Planung zu berücksichtigen.  
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2.4.10 Die einwendende Person sieht zum einen Ihre immissionsschutz-rechtlichen Belan-
ge im Hinblick auf Gewerbe- und Verkehrslärm nicht ausreichend berücksichtigt. Zum an-
deren wird eine Überflutung ihres Grundstücks befürchtet. 
 
2.4.11 Auf die Lärmbelästigung im Hinblick auf die mögliche Tiefgaragenzufahrt an der 
Forststraße, auf den übrigen Verkehrslärm und im Hinblick auf die fehlerhaft, festgesetzte 
Emissionskontingentierung bei Anwendung des Bebauungsplanes wird hingewiesen. 
 
2.4.12 Es wird erklärt, dass bei einer Emissionskontingentierung hinsichtlich Teilflächen, ein 
Teilfläche existieren muss, innerhalb derer sich jeder nach §8 BauNVO zulässige Betrieb 
ansiedeln können muss.  
 
2.4.13 Hinsichtlich der geplanten Grundstücksentwässerung über den Mönchengraben 
werden Bedenken vorgetragen. Es wird erklärt, dass die Maßnahmen der Rückhaltung vor-
gesehen sein, aber nicht verbindlich im Bebauungsplan festgesetzt sein. 
 
2.4.14 Es wird kritisiert, dass die Bekanntmachung zur Öffentlichkeitsbeteiligung i.S.d. §3 
Abs. 2 BauGB fehlerhaft gewesen sei. Hier werde nicht ausdrücklich auf die förmliche Be-
teiligung hingewiesen. 
 
2.4.15 Zudem wird die unvollständige postalische Adresse für den Ort der Einsichtnahme 
moniert.  
 
2.4.16 Es wird darauf hingewiesen, dass die Bekanntmachung fälschlicherweise einen nicht 
mehr anwendbaren Absatz des §47 VwGO enthalten habe. 
 
2.4.17 Die Auswahl der umweltbezogenen Informationen und die Angabe zu den Arten der 
zur Verfügung stehenden Informationen wird kritisiert.  
 
2.4.18 Es wird kritisiert, dass die gebildeten Themenblöcke zu den Umweltinformationen 
nicht vollständig sind. Insbesondere die Auflistung der nachfolgenden Belange wird ver-
misst: Mensch (Bevölkerung/Gesundheit), Luft, Pflanzen, Kultur- und Sachgüter sowie Ver-
kehr. 
 
2.4.19 Es wird darauf hingewiesen, dass der Belang Luft/Durchlüftung auch im Land-
schaftspflegerischen Fachbeitrag zum Bebauungsplan behandelt wurde. 
 
2.4.20 Es wird behauptet, dass der Landschaftspflegerische Fachbeitrag vom 14.08.2017 
nicht öffentlich ausgelegen habe.  
 
2.4.21 Insgesamt wird bemängelt, dass nicht alle Gutachten ausgelegen haben. 
 
2.4.22 Es wird kritisiert, dass aus der Bekanntmachung nicht ersichtlich werde, ob die um-
weltrelevanten Stellungnahmen und Gutachten einschließlich verwendeter DIN-Vorschriften 
und Richtlinien im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung ausgelegen haben. 
 
2.4.23 Unter der Überschrift „unzulässige und unwirksame textliche Festsetzungen“ wird er-
läutert, dass die Festsetzungen zur Geräuschkontingentierung nicht den gesetzlichen An-
forderungen entsprechen. Hier wird insbesondere ausgeführt, dass die festgesetzten Kon-
tingente für ein Gewerbegebiet nicht auskömmlich sein. 
 
2.4.24 Hinsichtlich der Kontingentierung wird weiter ausgeführt, dass es nicht ausreiche, 
dass zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses die Gemeinde „über wenigstens ein festge-
setztes Gewerbegebiet verfügt hat, das mit keiner Geräuschkontingentierung belegt ist, die 
jeden nach §8 BauNVO zulässigen Betrieb ermöglicht.“ 



 - 59 - 

 
2.4.25 Unter der Überschrift „Abwägungsmangel bzgl. Lärm (Gewerbe- und Verkehrslärm)“ 
wird nochmals detailliert auf die gesetzlichen Vorgaben verwiesen und die vermeintlich feh-
lerhafte schalltechnische Untersuchung bemängelt. Es wird vorgetragen, dass die schall-
technische Untersuchung und Emissionskontingentierung fehlerhaft sei und unvollständig in 
die Planung übernommen worden sei. 
 
2.4.26 Im Folgenden wurde im Detail darauf hingewiesen, dass als Immissionsort 9 in der 
schalltechnischen Untersuchung durch das Büro TAC der Porscheweg 10 berücksichtigt 
wurde, hier hätte der Porscheweg 12 berücksichtigt werden müssen. 
 
2.4.27 Es wird kritisiert, dass die Vorbelastung nicht anhand aktueller Daten ermittelt wur-
de. Die Einwendungen der Firma 3M zur Vorbelastung seien falsch abgewogen worden.  
 
2.4.28 Es wird erläutert, dass die errechneten Emissionskontingente für die Flächen für 
Versorgungsanlagen nicht festgesetzt worden sein und daher nicht der schalltechnischen 
Untersuchung entsprechen würden.  
 
Des Weiteren widerspreche sich die Einteilung der Teilgebiete für die unterschiedlichen 
Kontingente. Das Teilgebiet GE2 wird beim Vorschlag zur Emissionskontingentierung ver-
misst.   
 
2.4.29 Es wird auf Widersprüche hinsichtlich des Themas Erschließung hingewiesen. 
 
2.4.30 Eine Auseinandersetzung mit den Aussagen des Lärmaktionsplanes werde vermisst.  
 
2.4.31 Der Sachverhalt zum Verkehrsaufkommen sei zudem unzutreffend seitens des Gut-
achters ermittelt worden. 
 
2.4.32 Unter der Überschrift „Abwägungsmangel bzgl. Entwässerung“ wird nochmals auf 
die befürchtete Gefahr der Überflutung des benachbarten Grundstücks eingegangen. Da 
der einwendenden Person eine Einleitung des Niederschlagswassers in die Kanalisation 
verwehrt wurde, wird von hier eine Ungleichbehandlung gesehen. 
 
2.4.33 Abschließend wird nochmals auf Unstimmigkeiten bei der Beschreibung der geplan-
ten Erschließung und Tiefgaragenzufahrt hingewiesen.  
 

 
Stellungnahme der Verwaltung: 

 
zu 2.4.1: 
Die Bedenken werden nicht geteilt. Gerade aufgrund der Nähe zwischen Wohnen und Ge-
werbe ist die Planung im Rahmen des Planverfahrens mehrfach modifiziert worden, um ei-
nem potenziellen Nutzungskonflikt Rechnung zu tragen. Die Wohnbebauung wird dabei 
keineswegs vernachlässigt, sondern wird stets in der Planung berücksichtigt. Bereits bei 
der Lagebeschreibung in der Begründung wird auf die Wohnbebauung nordwestlich des 
Plangebietes hingewiesen. Auch im Umweltbericht wird auf die angestrebte gewerbliche 
Nutzung des Plangebietes und die angrenzende Wohnbebauung eingegangen (siehe zum 
Beispiel unter Schutzgut Mensch). Darüber hinaus wird die vorhandene Wohnnutzung in 
der schalltechnischen Untersuchung umfangreich gewürdigt. Gerade aufgrund der Nähe 
zur Wohnbebauung sind im Bauleitplanverfahren Emissionskontingente festgesetzt worden, 
um die angrenzende Wohnbebauung vor Lärm zu schützen.  
 
zu 2.4.2: 
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Die Bedenken werden nicht geteilt. Das Planverfahren wurde ursprünglich als vorhabenbe-
zogenes Bebauungsplanverfahren gestartet. Dies geschah vor dem Hintergrund eines kon-
kreten Vorhabens, welches allerdings in der Zwischenzeit nicht mehr weiterverfolgt wird. Es 
besteht aber weiterhin das Interesse der Firma MC² Europe, diese Fläche für eine Be-
triebserweiterung vorzusehen. Die Stadt Hilden erachtet es für sinnvoll, diesen Bereich 
durch ein Bauleitplanverfahren zu überplanen und eine sinnvolle Ausnutzbarkeit des Plan-
gebietes zu ermöglichen. Daher wird der Bebauungsplan Nr. 103, 3. Änderung als Ange-
botsbebauungsplan weitergeführt. Das Bauleitplanverfahren wurde gemäß §4b unter Ein-
schaltung eines Dritten durchgeführt. Bis zum Satzungsbeschluss im Jahr 2019 wurde das 
Planverfahren somit von der Stadt Hilden und dem Planungsbüro ISR Innovative Stadt- und 
Raumplanung GmbH begleitet. Der erforderliche Ausgleich der Ökopunkte erfolgte durch 
die NOFA Vermögensverwaltungsgesellschaft GmbH. Dass die NOFA in dem Vertrag als 
„Vorhabenträgerin“ bezeichnet wird, bedeutet jedoch nicht, dass es sich im vorliegenden 
Bauleitplanverfahren um einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan handelt. 
 
zu 2.4.3: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Der Anregung wird dahingehend gefolgt, 
dass im Rahmen des Heilungsverfahrens die genannten schalltechnischen Untersuchun-
gen vom 14.07.2006 sowie vom 27.08.2018 (redaktionell ergänzt) öffentlich ausgelegt wur-
den. Alle relevanten Gutachten werden im Zuge des Verfahrens benannt und öffentlich 
ausgelegt. Besonders relevant ist hierbei aus fachlicher Sicht die neue schalltechnische 
Untersuchung des Büros TAC aus dem Jahr 2021. Die Stadt vertritt die Auffassung, dass 
Gutachten, welche im Zuge des Verfahrens überarbeitet wurden und nicht mehr der Pla-
nung entsprechen, nicht mehr öffentlich ausgelegt werden müssen, sofern aus diesen Gut-
achten keine zusätzlichen Erkenntnisse resultieren.  
 
zu 2.4.4: 
Der Anregung wird gefolgt. Aufgrund erst nachträglich aufgetretener Erkenntnisse musste 
davon ausgegangen werden, dass im Zuge des bisherigen Bauleitplanverfahrens die Lärm-
vorbelastung im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung nicht vollständig korrekt er-
mittelt wurde. Im Zuge des Heilungsverfahrens wurde daher eine neue schalltechnische 
Untersuchung (21.11.2021) durch den Fachgutachter erstellt. Durch die neue schalltechni-
sche Untersuchung haben sich auch geänderte Lärmkontingente für das Plangebiet erge-
ben. Die Stadtverwaltung hält die Emissionskontingentierung weiterhin für das geeignete 
Mittel, um Lärmkonflikte zwischen Gewerbe- und angrenzender Wohnnutzung zu vermei-
den. 
 
zu 2.4.5: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird zwar grundsätzlich eine Zufahrt über die 
Forststraße nicht ausgeschlossen, es wird jedoch im Bebauungsplan ausführlich dargelegt, 
dass eine Erschließung über die Niedenstraße vorgesehen ist. Schon alleine aufgrund der 
schalltechnischen Situation ist eine Erschließung über die Forststraße nicht oder nur sehr 
eingeschränkt möglich. Sofern jedoch einzelne, untergeordnete Fahrten über das beste-
hende Betriebsgelände erfolgen sollten, ist im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens 
der Nachweis zu erbringen, dass die im Bebauungsplan festgesetzten Emissionskontingen-
te eingehalten werden. Aufgrund der festgesetzten Emissionskontingente und der benach-
barten Wohnbebauung ist bereits ersichtlich, dass eine Erschließung des Plangebietes 
über die Forststraße nur sehr untergeordnet und in Verbindung mit zusätzlichen Schall-
schutzmaßnahmen umzusetzen wäre. 
 
zu 2.4.6: 
Die Bedenken werden nicht geteilt. Im Zuge des Heilungsverfahrens wurden die Belange 
der Grundstücksentwässerung nochmals umfangreich auch in Abstimmung mit dem Kreis 
Mettmann untersucht. Im Ergebnis wurde festgehalten, dass eine ortsnahe Versickerung 
grundsätzlich möglich ist. Generell gilt weiterhin, dass aufgrund der bekannten, hydrauli-
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schen Belastung des RW-Kanalnetzes das im Einzugsgebiet des Bebauungsplanes anfal-
lende Niederschlagswasser auf den Grundstücken zurückgehalten und / oder versickert 
werden soll. Diese Forderung erfolgt allein aus dem Grunde, dass vorhandene Kanalnetz 
zukünftig hydraulisch zu entlasten und die Abflusskapazitäten zu verbessern. Auf Ebene 
des Bebauungsplanes wurde nun in Abstimmung mit dem Kreis Mettmann grundsätzlich 
nachgewiesen, dass auch eine Versickerung des Niederschlagswassers im Plangebiet 
möglich ist. Die genaue Dimensionierung und Planung der Versickerungsanlage erfolgt in 
Abhängigkeit des konkreten Bauvorhabens im Zuge eines Baugenehmigungsverfahrens. 
Neben der Versickerung des Niederschlagswassers über Rigolen ist alternativ auch eine 
Muldenversickerung möglich. Im Rahmen der hydrogeologischen Untersuchungen des 
Fachbüros wurden beide Varianten untersucht.  
 
Im Zuge eines Baugenehmigungsverfahrens wird, vor dem Hintergrund einer konkreten 
Planung, die Altlastensituation in Abstimmung mit dem Kreis Mettmann - Untere Bodenbe-
hörde - detailliert weiter untersucht. 
 
Auf Ebene des Bebauungsplanverfahrens kann davon ausgegangen werden, dass die Ab-
wasserbeseitigung für das Plangebiet grundsätzlich gesichert ist. Die konkrete Entwässe-
rungsplanung ist jedoch im Rahmen von Baugenehmigungsverfahren zu erbringen. Hier ist 
u.a. ein Überflutungsnachweis bei Starkregenereignissen zu erbringen; hier werden Maß-
nahmen zur Regenrückhaltung, Versickerung oder Niederschlagswasserbehandlung fest-
gelegt, um etwaige nachteilige Auswirkungen auf das Bestandsnetz und benachbarte 
Grundstücke zu vermeiden. 
 
zu 2.4.7: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Diese redaktionellen Anpassungen beziehen 
sich auf die Beschreibung des Planverfahrens, der Erschließungssituation, die Ausführun-
gen zur Ver- und Entsorgung (hier insbesondere das Thema der Grundstücksentwässe-
rung) sowie Erläuterungen zur Festlegung von Emissionskontingenten in Gewerbegebieten 
unter Bezug auf ein Urteil des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) vom 07.12.2017 (Az.: 
4 CN 7/16). Darüber hinaus wurden Hinweise zu den Themen Leitungen, Artenschutz und 
Grundwassermessstellen ergänzt. Aus Sicht der Stadt handelt es sich hierbei jedoch ledig-
lich um redaktionelle Anpassungen ohne die Planungsinhalte oder Planungsziele zu verän-
dern, sodass eine erneute öffentliche Auslegung nicht erforderlich war. Im Rahmen des 
Heilungsverfahrens wurden diese redaktionellen Anpassungen nun jedoch öffentlich ausge-
legt, um die Sachverhalte nochmals transparent der Öffentlichkeit zu präsentieren.  
 
zu 2.4.8: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen des Heilungsverfahrens erfolgte ei-
ne erneute öffentliche Auslegung der Planunterlagen.   
 
zu 2.4.9: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das genannte Vorhaben befindet sich nicht im 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 103, 3. Änderung. Das Thema der Entwässe-
rung für dieses Grundstück ist im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens dezidiert gere-
gelt. Bei dem genannten Fitnessstudio wurden von der Unteren Wasserbehörde und im 
Rahmen der satzungsgemäß zu beantragenden Grundstücksentwässerung eine Versicke-
rung des gesamten anfallenden Niederschlagswassers auf dem Grundstück genehmigt. 
 
Hinsichtlich der Schallemissionen sind die hier zulässigen Emissionskontingente (Bebau-
ungsplan Nr. 103, 2. Änderung, GE 7) einzuhalten. Diese Kontingente werden auch durch 
die schalltechnischen Untersuchungen bereits berücksichtigt. 
 
zu 2.4.10: 
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Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Bedenken werden nicht geteilt. Gerade auf-
grund der unmittelbaren Nachbarschaft zwischen Gewerbe und Wohnen wurden im Verfah-
ren umfangreiche schalltechnische Untersuchungen durchgeführt. Tatsächlich ist hierbei 
ein Fehler in der schalltechnischen Untersuchung unterlaufen, sodass die Lärmvorbelas-
tung im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung nicht vollständig korrekt ermittelt 
wurde. Deshalb wurde ein Heilungsverfahren zum Bebauungsplan mit einer neuen schall-
technischen Untersuchung durchgeführt. Im Ergebnis kann festgehalten werden, dass ge-
sunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse im Umfeld des Plangebietes (Grundstück der ein-
wendenden Person) gewahrt bleiben.  
 
Auch die Thematik der Entwässerung wurde bereits vertieft. Zwar wurde bereits vorher 
dargestellt, dass aufgrund der bekannten, hydraulischen Belastung des RW-Kanalnetzes 
das im Einzugsgebiet des Bebauungsplanes anfallende Niederschlagswasser auf den 
Grundstücken zurückgehalten und / oder versickert werden soll. Diese Forderung erfolgt al-
lein aus dem Grunde, dass vorhandene Kanalnetz zukünftig hydraulisch zu entlasten und 
die Abflusskapazitäten zu verbessern. Nun wurde zudem nachgewiesen, dass eine Versi-
ckerung des anfallenden Niederschlagswassers im Plangebiet grundsätzlich möglich ist. 
Auf Ebene des Bebauungsplanverfahrens kann somit davon ausgegangen werden, dass 
die Abwasserbeseitigung für das Plangebiet grundsätzlich gesichert ist. Die konkrete Ent-
wässerungsplanung ist jedoch im Rahmen von Baugenehmigungsverfahren zu erbringen. 
Hier ist u.a. ein Überflutungsnachweis bei Starkregenereignissen zu erbringen; hier werden 
Maßnahmen zur Regenrückhaltung, Versickerung oder Niederschlagswasserbehandlung 
festgelegt, um etwaige nachteilige Auswirkungen auf das Bestandsnetz und benachbarte 
Grundstücke zu vermeiden. 
 
zu 2.4.11: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die schalltechnische Untersuchung wurde 
im Zuge des Heilungsverfahrens zum Bebauungsplan erneuert und die Emissionskontin-
gente angepasst. Durch die Festsetzung von Emissionskontingenten wird sichergestellt, 
dass die Immissionsrichtwerte der TA Lärm an umliegenden Immissionsorten weitgehend 
eingehalten werden. Dabei wird berücksichtigt, dass aufgrund der Gemengelage an den 
Immissionsorten IO 8 (Forststraße 4 W 2. OG), IO 8a (Forststraße 4 O 2. OG), IO 8b 
(Forststraße 4 S 2. OG) und IO 9 (Porscheweg 12) um 3 dB(A) erhöhte Immissionsrichtwer-
te herangezogen werden. Auch diese erhöhten Immissionsrichtwerte liegen noch deutlich 
unterhalb der Immissionsrichtwerte für Mischgebiete. In Mischgebieten liegen die Immissi-
onsrichtwerte bei 60 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts. Bei diesen Werten wird noch von ge-
sunden Wohn- und Arbeitsverhältnissen ausgegangen. 
 
Eine Tiefgaragenzufahrt über die Forststraße ist nicht vorgesehen. Die Erschließung des 
Plangebietes soll über die Niedenstraße erfolgen. Schon alleine aufgrund der schalltechni-
schen Situation ist eine Erschließung über die Forststraße nicht möglich. Sofern jedoch 
einzelne, untergeordnete Fahrten über das bestehende Betriebsgelände erfolgen sollten, ist 
im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens der Nachweis zu erbringen, dass die im Be-
bauungsplan festgesetzten Emissionskontingente eingehalten werden. Aufgrund der fest-
gesetzten Emissionskontingente und der benachbarten Wohnbebauung ist bereits ersicht-
lich, dass eine Erschließung des Plangebietes über die Forststraße nur sehr untergeordnet 
und in Verbindung mit zusätzlichen Schallschutzmaßnahmen umzusetzen wäre. 
 
zu 2.4.12: 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Gemäß dem genannten Urteil sind Gewerbegebiete ohne 
Emissionskontingentierung nicht innerhalb des Geltungsbereichs der jeweiligen Bebau-
ungspläne nachzuweisen. Maßgeblich ist, dass im gesamten Stadtgebiet der plangebenden 
Kommune Flächen bestehen, die das Nutzungsspektrum gemäß § 8 BauNVO planungs-
rechtlich zulassen. Dies ist in Hilden der Fall; es bestehen ausreichende Gewerbe- und In-
dustriegebiete, in denen Gewerbebetriebe aller Art (gemäß § 8 Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 9 
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Abs. 1 und 2 BauNVO) zulässig sind. In der Stadtplanung Hildens wird das Instrument der 
Emissionskontingentierung insbesondere in sensiblen Lagen zwischen Wohnen und Ge-
werbe genutzt um Konflikte zwischen den unterschiedlichen Nutzungen zu vermeiden. 
Gleichwohl sind nur wenige Industrie- und Gewerbeflächen in Hilden mit Emissionskontin-
genten belegt. 
 
zu 2.4.13:  
Der Anregung wird teilweise gefolgt. An dieser Stelle möchte die Stadt nochmals darauf 
hinweisen, dass das auf den Grundstücken anfallende Regenwasser zurückgehalten und / 
oder versickert werden muss. Das städt. Regenwasserkanalnetz im Bereich der Düsseldor-
fer Str. / Forststraße / Niedenstraße mit Vorflutsammler „verrohrter Mönchengraben“ ist 
teilweise ausgelastet. Dies wurde auf Grundlage einer hydrodynamischen Kanalnetzbe-
rechnung im Rahmen der Aufstellung / Fortschreibung des Generalentwässerungsplans 
2010 festgestellt. 
Dies hat zur Folge, dass aus fachlicher Sicht seitdem zusätzliche Anschlüsse an die RW-
Kanäle zur Entlastung des Netzes nicht mehr zustimmungsfähig sind oder vorh. Anschlüs-
se abkoppelt und dort wo möglich Versickerungen oder Rückhaltungen gefordert werden 
müssen. Auch für das Plangebiet gilt somit der Grundsatz: Versickerung und Rückhaltung 
vor Einleitung. 
Aufgrund der vorhandenen Altlastenthematik wurde hierbei zunächst eine Rückhaltung und 
gedrosselte Einleitung favorisiert. Gemäß der Stellungnahme der Unteren Wasserbehörde 
vom 05.12.2017 sollte im vorliegenden Bebauungsplan die Dachflächenniederschlagswas-
serbeseitigung ursprünglich vorzugsweise per Einleitung in die öffentliche Kanalisation er-
folgen. Diese Stellungnahme wurde vor dem Hintergrund der möglichen Altlastenthematik 
abgegeben. Im Rahmen des weiteren Verfahrens wurde dies nun mittels chemischer Un-
tersuchungen an Bodenluft- und Bodenproben gutachterlich untersucht. Im Ergebnis wur-
den keine Auffüllungen mit anthropogenen Fremdbestandteilen bzw. sonstige organolepti-
sche Auffälligkeiten festgestellt. “Die chemisch- analytischen Untersuchungen an den Bo-
denluftproben sowie an der auf die Prüfwerte gemäß Wirkungspfad Boden - Grundwasser 
untersuchten Probe ergaben keine Auffälligkeiten.“ (F.G.M. Ingenieurgesellschaft Müller 
mbH; Gutachterliche Stellungnahme Chemische Untersuchungen an Bodenluft- und Bo-
denproben, Langenfeld 30.05.2023) Die Erkenntnisse aus den ergänzenden Untersuchun-
gen (Chemische Untersuchungen an Bodenluft- und Bodenproben sowie Hydrogeologie) 
führen dazu, dass nun eine ortsnahe (künstliche) Versickerung im Plangebiet grundsätzlich 
möglich ist. Im Zuge eines Baugenehmigungsverfahrens wird, vor dem Hintergrund einer 
konkreten Planung, die Altlastensituation in Abstimmung mit dem Kreis Mettmann - Untere 
Bodenbehörde - detailliert weiter untersucht. 
 
Auf Ebene des Bebauungsplanes wurde somit in Abstimmung mit dem Kreis Mettmann 
grundsätzlich nachgewiesen, dass auch eine Versickerung des Niederschlagswassers im 
Plangebiet möglich ist. Die genaue Dimensionierung und Planung der Entwässerungsanla-
gen erfolgt in Abhängigkeit des konkreten Bauvorhabens im Zuge eines Baugenehmi-
gungsverfahrens. Neben der Versickerung des Niederschlagswassers über Rigolen ist al-
ternativ auch eine Muldenversickerung möglich. Im Rahmen der hydrogeologischen Unter-
suchungen des Fachbüros wurden beide Varianten untersucht (vgl. F.G.M. Ingenieurge-
sellschaft Müller mbH; Hydrogeologisches Gutachten, Langenfeld 28.05.2023). Sofern eine 
Versickerung des Niederschlagswassers im Plangebiet nicht möglich ist, werden Maßnah-
men der Rückhaltung im Plangebiet umzusetzen sein. 
Auf Ebene des Bebauungsplanverfahrens kann davon ausgegangen werden, dass die Ab-
wasserbeseitigung für das Plangebiet grundsätzlich gesichert ist. Die konkrete Entwässe-
rungsplanung ist jedoch im Rahmen von Baugenehmigungsverfahren zu erbringen. Hier ist 
u.a. ein Überflutungsnachweis bei Starkregenereignissen zu erbringen; hier werden Maß-
nahmen zur Regenrückhaltung, Versickerung oder Niederschlagswasserbehandlung fest-
gelegt, um etwaige nachteilige Auswirkungen auf das Bestandsnetz zu vermeiden. Dies ist 
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schon damit zu begründen, dass erst bei einer konkreten Planung die tatsächliche Versie-
gelung und damit das Volumen der erforderlichen Rückhaltung berechnet werden kann.  
 
Der Unteren Wasserbehörde ist im Zuge eines Baugenehmigungsverfahrens nachzuwei-
sen, dass aus dem Bebauungsplangebiet keine weiteren negativen Auswirkungen auf das 
Gewässer entstehen bzw. die hydraulische Situation im Gewässer nicht verschärft wird.  
 
Eine Festsetzung der Regenwasserrückhaltung im Bebauungsplan ist nicht erforderlich, 
grundsätzlich konnte im Planverfahren aufgezeigt werden, dass eine Beseitigung des im 
Plangebiet anfallenden Niederschlagswassers möglich ist. Aus fachlicher Sicht kann eine 
verbindliche Festsetzung von Flächen für die Rückhaltung von Niederschlagswasser zwar 
grundsätzlich gemäß §9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB vorgenommen werden, da es sich im Vorlie-
genden jedoch um eine Angebotsplanung handelt und es noch kein konkretes Vorhaben 
gibt, erscheint die Festlegung von Flächen auf Ebene des Bebauungsplanes als nicht ziel-
führend. Es ist gängige Praxis der Stadt im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens zu kon-
kreten Vorhaben die Entwässerung detailliert zu klären und die entsprechenden Maßnah-
men auch im Hinblick auf die Größe des jeweiligen Vorhabens verbindlich zu regeln. Die 
Belange der Nachbarschaft werden dabei berücksichtigt.  
 
zu 2.4.14: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  Dieser vermeintliche Fehler wird seitens der 
Stadt nicht als solcher anerkannt. In der amtlichen Bekanntmachung wird explizit auf die 
erneute öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes Nr. 103, 3.Änderung sowie die Betei-
ligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen gem. § 4a Abs. 3 i.V.m. § 3 Abs. 2 bzw. § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) 
hingewiesen. Gleichwohl hat die Stadt Hilden bei der Bekanntmachung im Rahmen des 
Heilungsverfahrens die bisherige Formulierung nochmals geprüft und geringfügig ange-
passt.  
 
zu 2.4.15: 
Die Bedenken werden nicht geteilt. Die monierte unvollständige postalische Adresse sieht 
die Stadtverwaltung nicht als wesentlichen Mangel, da mit der Straße Am Rathaus 1 bereits 
die wesentliche Information enthalten ist. Zudem handelt es sich um ein Bebauungsplan-
verfahren der Stadt Hilden wodurch sich der Ort bereits ergibt. Im Zuge des Heilungsver-
fahrens wurde die Postleitzahl jedoch der Vollständigkeit halber ergänzt.   
 
zu 2.4.16: 
Der Anregung wird gefolgt. Im Zuge des Heilungsverfahrens erfolgte eine erneute Be-
kanntmachung. Bereits im Zuge der Abwägung wurde hierzu seitens der Stadt erklärt, dass 
es richtig ist, dass die sog. Präklusion mit der Novellierung der Verwaltungsgerichtsordnung 
(VwGO) vom Juni 2017 nicht mehr zulässig ist. Bei dem Bekanntmachungstext vom De-
zember 2018 handelte es sich um einen redaktionellen Fehler. Im Rahmen des in Rede 
stehenden Beteiligungsverfahrens sind keine Stellungnahmen nach Ablauf der Frist einge-
gangen, auch wird sonst kein Gebrauch von der Präklusion gemacht. Die Zulässigkeitsvo-
raussetzungen des Verwaltungsrechtsweges richten sich nicht nach dem Bekanntma-
chungstext, sondern gemäß § 47 Abs. 2 VwGO. Das Vorliegen eines Verfahrens- oder 
Formfehlers wird daher durch die Stadt nicht erkannt. Im Zuge des Heilungsverfahrens 
wurde jedoch die öffentliche Auslegung erneut bekanntgemacht und der Hinweis entspre-
chend der aktuellen rechtlichen Sachverhalte angepasst.  
 
zu 2.4.17: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Arten der umweltbezogenen Informationen 
wurden in der Bekanntmachung benannt. Seitens der Verwaltung wurde hier eine tabellari-
sche Auflistung vorgenommen. Im Zuge des Heilungsverfahrens wurde die Bekanntma-
chung überarbeitet und weitere Informationen ergänzt.  
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zu 2.4.18: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Zuge des Heilungsverfahrens wurde die Be-
kanntmachung überarbeitet und weitere Informationen ergänzt. Die Themen Menschen 
(einschließlich der menschlichen Gesundheit), Luft, Pflanzen, Kultur- und sonstige Sachgü-
ter (kulturelles Erbe) wurden aufgenommen. Das Thema Verkehr wurde allerdings weiterhin 
nicht als gesondertes Thema aufgenommen, sondern als Unterpunkt zu den Schutzgütern 
Mensch und Luft erwähnt. Für dieses Vorgehen spricht, dass so die Schutzgüter analog 
zum Umweltbericht in der Bekanntmachung abgebildet werden können.    
 
zu 2.4.19: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Planverfahren berücksichtigt. Im Zuge 
der erneuten Bekanntmachung im Zuge des Heilungsverfahrens wurde nochmals dezidiert 
geprüft, dass auch die Verweise zu den Fachgutachten wie dem landschaftspflegerischen 
Fachbeitrag (Stichworte: Luft & Durchlüftung, Klima) benannt sind.  
 
zu 2.4.20: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Landschaftspflegerische Fachbeitrag hat 
entgegen der Angaben der einwendenden Person öffentlich ausgelegen und konnte wäh-
rend der öffentlichen Auslegung entsprechend eingesehen werden.  
 
zu 2.4.21: 
Die Bedenken werden grundsätzlich nicht geteilt. Alle relevanten Gutachten konnten im Zu-
ge der öffentlichen Auslegung eingesehen werden. 
 
Lediglich die schalltechnische Untersuchung des Büros TAC aus dem Jahr 2006 sowie der 
Lärmbericht zum Thema „Ermittlung und Beurteilung der Geräuschimmissionen in der 
Wohnnachbarschaft aus dem Betrieb eines Abfallcontainers“ vom 07.03.2012 haben nicht 
öffentlich ausgelegen. Während das erste Gutachten aus heutiger, fachlicher Sicht sicher-
lich hätte mitausgelegt werden sollen, bleibt die Position zu dem Bericht bezüglich des Ab-
fallcontainers, dass es sich hierbei um Sekundärliteratur handelt, welche aus Sicht der 
Stadtverwaltung nicht ausgelegt werden muss. Das Gutachten aus 2006 wurde nun im Zu-
ge der öffentlichen Auslegung im Heilungsverfahren mit ausgelegt. 
 
Des Weiteren wurde auf ein Gutachten des Büros Grasy + Zanolli aus dem Jahr 2008 hin-
gewiesen, da dieses Gutachten im Umweltbericht benannt sei, hätte es ebenfalls ausgelegt 
werden müssen. Diese Ansicht wird seitens der Stadtverwaltung nicht geteilt.  
Im Umweltbericht heißt es auf Seite 22: „In der gesamtstädtischen Lärmkartierung (Lärm-
kartierung zur Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes der Stadt Hilden in Verbindung 
mit der Kartierung im Rahmen der EU Umgebungslärmrichtlinie – Straßenverkehrs-
lärmemissionen – April 2008, Grasy + Zanolli, Köln) der Stadt Hilden ist für das Plangebiet 
bereits durch die Geräuschimmissionen aus Straßenverkehrslärm sowie Gewerbelärm eine 
Lärmbelastung festgestellt worden.“ Im Weiteren werden die für das Plangebiet relevanten 
Erkenntnisse dieses Gutachtens im Umweltbericht benannt. Darüber hinaus wurde für das 
vorliegende Bauleitplanverfahren ein eigenes Lärmgutachten erstellt, welches im Detail das 
Plangebiet und dessen Umfeld betrachtet.  
 
zu 2.4.22:  
Die Kritik, dass aus der Bekanntmachung nicht ersichtlich werde, ob die umweltrelevanten 
Stellungnahmen und Gutachten im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung ausgelegen ha-
ben, wird zurückgewiesen. Gerade durch den Hinweis auf diese Stellungnahmen und Gut-
achten wird der Öffentlichkeit Kenntnis über diese Informationen gegeben. Im Zuge des 
Heilungsverfahrens wurde der Text der amtlichen Bekanntmachung hierzu jedoch noch-
mals auf den genauen Wortlaut geprüft.  
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In der Planurkunde ist ein Hinweis enthalten, dass die außerstaatlichen Regelungen (wie 
z.B. DIN-Normen oder sonstige Richtlinien), auf die in den textlichen Festsetzungen Bezug 
genommen wird, im Planungs- und Vermessungsamt der Stadt Hilden, Am Rathaus 1 in 
40721 Hilden, eingesehen werden können. Eine darüberhinausgehende rechtliche Not-
wendigkeit diesen Hinweis auch bereits in den Bekanntmachungstext aufzunehmen wird 
von der Stadtverwaltung nicht erkannt. 
 
zu 2.4.23: 
Die Bedenken werden nicht geteilt. Hier wird verkannt, dass gerade zum Schutz der be-
nachbarten Wohnnutzung diese Kontingentierung durchgeführt wurde. Die Schlussfolge-
rung, dass im Plangebiet überhaupt kein Gewerbegebiet hätte festgesetzt werden dürfen, 
wird aus fachlicher Sicht nicht geteilt. Durch die Festsetzung von Emissionskontingenten 
wird sichergestellt, dass die Immissionsrichtwerte der TA Lärm an umliegenden Immission-
sorten weitgehend eingehalten werden (vgl. Begründung Seite 19ff). 
 
zu 2.4.24: 
Die Bedenken werden nicht geteilt. In diesem Kontext ist bei der Festlegung von Emissi-
onskontingenten in Gewerbegebieten auf ein Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
(BVerwG) vom 07.12.2017 (Az.: 4 CN 7/16) hinzuweisen. Gemäß dem Urteil müssen im 
Stadtgebiet der plangebenden Kommune grundsätzlich Gewerbeflächen vorhanden sein, in 
denen das Nutzungsspektrum des § 8 BauNVO planungsrechtlich ausgeschöpft werden 
können. Dies ist in Hilden der Fall; es bestehen ausreichende Gewerbe- und Industriege-
biete, in denen Gewerbebetriebe aller Art (gemäß § 8 Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 9 Abs. 1 und 
2 BauNVO) planungsrechtlich zulässig sind. Der überwiegende Flächenanteil der Gewerbe- 
und Industriegebiete im Stadtgebiet Hilden ist nicht kontingentiert. 
 
Ausgehend von einer stadtweiten Begutachtung der Gewerbegebiete im Zusammenhang 
mit der Aufstellung des Flächennutzungsplanes der Stadt Hilden (Beschluss des FNP zum 
31.08.1993) wurde in der Folgezeit für große Teile der Gewerbe- und Industriegebiete so-
wie für die Sondergebiete jeweils aktuelleres Planungsrecht geschaffen.  
 
Ziel der Stadt Hilden war und ist es, im Rahmen einer geordneten städtebaulichen Entwick-
lung, einerseits dem Bedarf an Wohn-, Gewerbe- und Industrieflächen zu entsprechen. An-
dererseits ist die Stadt gemäß den Geboten der Konfliktbewältigung und der Konfliktver-
meidung verpflichtet, den unterschiedlichen Belangen entsprechend ihres jeweiligen 
Schutzbedürfnisses Rechnung zu tragen, aber auch Planungssicherheit zu gewährleisten.  
 
Seit Ende der 1990er Jahre bis heute (2023) wurden für die Hildener Gewerbe- und Indust-
riegebiete sowie für die Sondergebiete in zahlreichen Bebauungsplan-Verfahren die ver-
schiedenen planerischen Instrumente zur Konfliktvermeidung angewendet. Ob mit einer 
Geräuschkontingentierung gearbeitet wurde oder mit einer Abstandsregelung, ergab sich 
jeweils aus der konkreten Lage im Stadtgebiet und der plangebietseigenen Bebauungs- 
und Nutzungsstruktur.  
 
Diese Vorgehensweise hat sich für Hilden bewährt; in einer Stadt, die geprägt ist von einer 
deutlichen räumlichen Enge, einer allerorten feststellbaren Flächenkonkurrenz unterschied-
licher Nutzungen und einer hohen Bevölkerungsdichte in den bebauten Bereichen (bedingt 
durch das kleine Stadtgebiet), muss auch im gewerblichen und industriellen Bereich mit 
Kompromissen gelebt werden. Dies wurde und wird durch die beschriebene Vorgehens-
weise erreicht.  
 
Im Ergebnis kann die Stadt Hilden auch heute Gewerbe- und Industriegebiete sowie Son-
dergebiete vorhalten, die ohne Geräuschkontingentierung auskommen und sich in stadt-
räumlichen Lagen befinden, die sowohl aus Sicht der Stadtentwicklung als auch planungs-
rechtlich geeignet sind. Eine Kontingentierung wird insbesondere in Gewerbegebieten mit 
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unmittelbar angrenzender Wohnbebauung vorgesehen, dies ist auch im vorliegenden Plan-
verfahren der Fall.  
 
zu 2.4.25: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Hierzu ist aus Sicht der Stadtverwaltung zu 
erläutern, dass die schalltechnische Untersuchung durch ein Fachgutachter erstellt wurde. 
Erst durch nochmalige Prüfung stellte sich heraus, dass sich jedoch ein Fehler eingeschli-
chen hat, welcher nun durch ein neues Gutachten (schalltechnische Untersuchung) beho-
ben wurde. In diesem Zusammenhang wurde die Vorbelastung neu bewertet und alle erfor-
derlichen Berechnungen zu den Emissionskontingenten erneut durchgeführt. Aufgrund der 
neuen Ergebnisse der schalltechnischen Untersuchung im Jahr 2021 wurden daher auch 
die ermittelten Kontingente im Bebauungsplan auf Basis der aktuellen schalltechnischen 
Untersuchungen festgesetzt. Es wurde ein Heilungsverfahren mit öffentlicher Auslegung 
des Bebauungsplanes durchgeführt und die zulässigen Emissionskontingente entspre-
chend angepasst. Die Festsetzung der Emissionskontingente erfolgt insbesondere zum 
Schutz der angrenzenden Wohnbebauung vor Lärm. Die Belange der einwendenden Per-
son werden daher gerade durch die umfangreichen Untersuchungen und Aufnahme der 
Emissionskontingente in den Bebauungsplan berücksichtigt.   
 
zu 2.4.26:  
Der Anregung wird gefolgt. Hier hat die Stadtverwaltung einen redaktionellen Fehler des 
Fachgutachters festgestellt, der nun bei der Überarbeitung der schalltechnischen Untersu-
chung behoben wurde.  
 
zu 2.4.27: 
Der Anregung wird dahingehend gefolgt, dass die schalltechnische Untersuchung im Zuge 
des Heilungsverfahrens erneuert wurde. Es erfolgte zudem ein Austausch der Daten zwi-
schen dem Fachgutachter der Firma 3M und dem seitens der Stadtverwaltung beauftragten 
Schallgutachters. Die Vorbelastung ist somit in der schalltechnischen Untersuchung maß-
geblich überarbeitet und aktualisiert worden.  
 
zu 2.4.28: 
Die Bedenken werden nicht geteilt. Der Aussage, dass die errechneten Emissionskontin-
gente für die Flächen für Versorgungsanlagen nicht festgesetzt wurden und daher nicht der 
schalltechnischen Untersuchung entsprechen, wird von der Stadt ausdrücklich widerspro-
chen. Nachweislich wurde im Bebauungsplan für die Flächen für Versorgungsanlagen ein 
Emissionskontingent entsprechend der schalltechnischen Untersuchung festgesetzt. Ein 
Fehler wird hier nicht anerkannt. Die Kontingente wurden auf Basis der aktuellen schall-
technischen Untersuchung (21.11.2021) festgesetzt. 
 
Die Einteilung der Kontingente erfolgt analog zu den Angaben des Fachgutachtens. Im An-
hang B der schalltechnischen Untersuchung ist eine Aufteilung des Plangebietes in die un-
terschiedlichen Teilflächen enthalten. Die zulässigen Kontingente für die Teilfläche GE 2 
werden aus dem rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 103, 2. Änderung übernommen. Für 
die übrigen Teilgebiete wird analog zum Vorschlag des Fachgutachters auf Seite 27 der 
schalltechnischen Untersuchung das jeweilige Emissionskontingent festgesetzt.  
 
zu 2.4.29: 
Der Hinweis zur Erschließung wird zur Kenntnis genommen. Es wird darauf hingewiesen, 
dass auf Basis der nun vorliegenden neuen schalltechnischen Untersuchung der Sachver-
halt geprüft wurde. Die Erschließung des Plangebietes ist von der Niedenstraße aus vorge-
sehen, dies wird auch in der schalltechnischen Untersuchung berücksichtigt. Sofern jedoch 
einzelne, untergeordnete Fahrten über das bestehende Betriebsgelände erfolgen sollten, ist 
im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens der Nachweis zu erbringen, dass die im Be-
bauungsplan festgesetzten Emissionskontingente eingehalten werden. Alleine aufgrund der 
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festgesetzten Emissionskontingente und der benachbarten Wohnbebauung ist eine Er-
schließung des Plangebietes über die Forststraße nicht oder nur sehr untergeordnet und in 
Verbindung mit zusätzlichen Schallschutzmaßnahmen möglich. 
 
zu 2.4.30: 
Der Hinweis wird zu Kenntnis genommen. Aus fachlicher Sicht ist hierzu folgendes auszu-
führen: Die Lärmaktionspläne der Kommunen werden auf Grundlage der Umgebungslärm-
Richtlinie nach EU-Recht erstellt. Ziel von Lärmaktionsplänen ist es, innerhalb der Kommu-
ne Lärmschwerpunkte oberhalb der Schwelle zur Gesundheitsgefährdung aus Straßenver-
kehrslärm festzustellen und wenn möglich gesamtstädtische Minderungsmaßnahmen in 
Form von z.B. verkehrsrechtlichen Anordnungen (u.a. Geschwindigkeitsbeschränkungen) 
oder Anreizen zum Umweltverbund vorzuschlagen. Das in der Umgebungslärmrichtlinie 
genannte Ziel „Schutz von Ruhe“ bezieht sich auf sog. „ruhige Gebiete“, in denen im Be-
stand Pegel von unter 50 dB(A) festgestellt werden können. Für innerstädtisch integrierte 
Lagen sind ruhige Gebiete im Sinne der Umgebungslärmrichtlinie meist nicht anzutreffen. 
Die Lärmaktionsplanung ist ein mehrstufiger und kontinuierlicher Prozess, der mit den o.g. 
Maßnahmenpaketen langfristig das Ziel hat, großflächige Betroffenheiten auch unterhalb 
der Gesundheitsgefährdung vor Schalleintrag zu schützen. Dennoch werden die Grundzü-
ge des Lärmaktionsplanes („Schutz der Bevölkerung vor Lärm“) selbstverständlich berück-
sichtigt. Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind die allgemeinen Anforderungen an ge-
sunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB i.V.m. der Betrach-
tung der umweltbezogenen Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 
7 c BauGB zu berücksichtigen. Dazu gehört insbesondere der Immissionsschutz. Vornehm-
liches Ziel des Bebauungsplanes ist es jedoch nicht, wie beim Lärmaktionsplan, den Schutz 
der bestehenden Wohnbevölkerung vor vorhandenen Lärmquellen zu gewährleisten, son-
dern den Nachweis zu erbringen, dass durch die Planung keine wesentlichen negativen 
Auswirkungen auf das bestehende Wohnumfeld ausgelöst werden. Im Übrigen kann davon 
ausgegangen werden, dass mit Umsetzung des Bebauungsplanes ein positiver Effekt 
durch die schallabschirmende Wirkung der geplanten Bebauung hinsichtlich des Straßen-
verkehrslärms auf die bestehende Wohnbebauung einhergeht. 
 
Es ist zudem darauf hinzuweisen, dass die schalltechnische Untersuchung zum Plangebiet 
deutlich detaillierter ist, als das gesamtstädtische Gutachten.  
 
zu 2.4.31: 
Die Bedenken werden nicht geteilt. Bereits im Zuge der Abwägung hat die Stadt hierzu 
dargelegt, dass die dem Schallgutachten zugrundeliegenden Verkehrsmengen im Schall-
gutachten erläutert werden; die Zahlen basieren auf eigenen Verkehrszählungen der Stadt 
Hilden aus unterschiedlichen Jahren. Die Wahl der jeweils zugrunde gelegten Zahlen er-
folgte durch die Stadt Hilden, dabei wurden Zählstellen im Nahbereich des Plangebietes 
sowie jeweils die ungünstigeren Verkehrsstärken angesetzt. Zählstellen im Bereich der 
Hülsenstraße wurden nicht berücksichtigt (z.B. Grasy & Zanolli). Die vorliegenden Ver-
kehrsstärken wurden konservativ mit einer allgemeinen Verkehrssteigerung von 1 % pro 
Jahr hochgerechnet. Damit liegen die zugrunde gelegten Werte teils höher als aktuellere 
Verkehrszahlen, so haben Verkehrszählungen im Jahr 2021 zwar leicht niedrigere Ver-
kehrsmengen ergeben, eine Anpassung der Zahlen im Verkehrsgutachten ist jedoch nicht 
erforderlich. Die Verkehrszählungen im Jahr 2021 unterstreichen, dass die vormals zugrun-
de gelegten Verkehrsmengen eine Worst-Case-Betrachtung darstellen. 
 
Zu 2.4.32: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Bedenken wurden umfangreich geprüft 
und die Ausführungen zur Beseitigung des Niederschlagswassers wurden auf Basis weiter-
gehende Untersuchungen ergänzt. Aus fachlicher Sicht wird jedoch nochmals darauf hin-
gewiesen, dass bei der Beurteilung der Entwässerung im Plangebiet und dem Grundstück 
der einwendenden Person grundsätzlich auch die unterschiedliche Bodensituation (Altlas-
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ten im Plangebiet) zu berücksichtigen sind. Dies wurde im vorliegenden Bauleitplanverfah-
ren umfangreich gewürdigt. 
 
Schon im vormaligen Planstand wurde darauf hingewiesen, dass aufgrund der bekannten, 
hydraulischen Belastung des RW-Kanalnetzes generell das im Einzugsgebiet des Bebau-
ungsplanes anfallende Niederschlagswasser auf den Grundstücken zurückgehalten und / 
oder versickert werden soll. Diese Forderung erfolgt allein aus dem Grunde, dass vorhan-
dene Kanalnetz zukünftig hydraulisch zu entlasten und die Abflusskapazitäten zu verbes-
sern. 
 
Gemäß der Stellungnahme der Unteren Wasserbehörde vom 05.12.2017 sollte im vorlie-
genden Bebauungsplan die Dachflächenniederschlagswasserbeseitigung ursprünglich vor-
zugsweise per Einleitung in die öffentliche Kanalisation erfolgen. Diese Stellungnahme 
wurde vor dem Hintergrund der möglichen Altlastenthematik abgegeben. Im Rahmen des 
weiteren Verfahrens wurde dies nun mittels chemischer Untersuchungen an Bodenluft- und 
Bodenproben gutachterlich untersucht. Im Ergebnis wurden keine Auffüllungen mit anthro-
pogenen Fremdbestandteilen bzw. sonstige organoleptische Auffälligkeiten festgestellt. 
“Die chemisch- analytischen Untersuchungen an den Bodenluftproben sowie an der auf die 
Prüfwerte gemäß Wirkungspfad Boden - Grundwasser untersuchten Probe ergaben keine 
Auffälligkeiten.“ Die Erkenntnisse aus den ergänzenden Untersuchungen (Chemische Un-
tersuchungen an Bodenluft- und Bodenproben sowie Hydrogeologie) führen dazu, dass nun 
eine ortsnahe (künstliche) Versickerung im Plangebiet grundsätzlich möglich ist. Im Zuge 
eines Baugenehmigungsverfahrens wird, vor dem Hintergrund einer konkreten Planung, die 
Altlastensituation in Abstimmung mit dem Kreis Mettmann - Untere Bodenbehörde - detail-
liert weiter untersucht. 
 
Auf Ebene des Bebauungsplanes wurde im Zuge des Heilungsverfahrens in Abstimmung 
mit dem Kreis Mettmann grundsätzlich nachgewiesen, dass auch eine Versickerung des 
Niederschlagswassers im Plangebiet möglich ist. Die genaue Dimensionierung und Pla-
nung der Versickerungsanlage erfolgt in Abhängigkeit des konkreten Bauvorhabens im Zu-
ge eines Baugenehmigungsverfahrens. Neben der Versickerung des Niederschlagswas-
sers über Rigolen ist alternativ auch eine Muldenversickerung möglich. Im Rahmen der 
hydrogeologischen Untersuchungen des Fachbüros wurden beide Varianten untersucht. 
Sofern eine Versickerung des Niederschlagswassers im Plangebiet nicht möglich ist, wer-
den Maßnahmen der Rückhaltung im Plangebiet umzusetzen sein. 
 
Auf Ebene des Bebauungsplanverfahrens kann grundsätzlich davon ausgegangen werden, 
dass die Abwasserbeseitigung für das Plangebiet gesichert ist. Die konkrete Entwässe-
rungsplanung ist jedoch im Rahmen von Baugenehmigungsverfahren zu erbringen. Hier ist 
u.a. ein Überflutungsnachweis bei Starkregenereignissen zu erbringen; hier werden Maß-
nahmen zur Regenrückhaltung, Versickerung oder Niederschlagswasserbehandlung fest-
gelegt, um etwaige nachteilige Auswirkungen auf das Bestandsnetz zu vermeiden.  
 
Eine Festsetzung der Regenwasserrückhaltung im Bebauungsplan ist nicht erforderlich, 
grundsätzlich konnte im Planverfahren aufgezeigt werden, dass eine Beseitigung des im 
Plangebiet anfallenden Niederschlagswassers möglich ist. Aus fachlicher Sicht kann eine 
verbindliche Festsetzung von Flächen für die Rückhaltung von Niederschlagswasser zwar 
grundsätzlich gemäß §9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB vorgenommen werden, da es sich im Vorlie-
genden jedoch um eine Angebotsplanung handelt und es noch kein konkretes Vorhaben 
gibt, erscheint die Festlegung von Flächen auf Ebene des Bebauungsplanes als nicht ziel-
führend. Es ist gängige Praxis der Stadt im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens zu kon-
kreten Vorhaben die Entwässerung detailliert zu klären und die entsprechenden Maßnah-
men auch im Hinblick auf die Größe des jeweiligen Vorhabens verbindlich zu regeln. Die 
Belange der Nachbarschaft werden dabei berücksichtigt.  
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zu 2.4.33: 
Der Anregung wurde gefolgt. Bei der Ausarbeitung der Unterlagen für die öffentliche Ausle-
gung im Zuge des Heilungsverfahrens wurde darauf geachtet, dass die Erschließungssitua-
tion einheitlich beschrieben wird, sodass die Bedenken hierzu berücksichtigt werden konn-
ten. Die Erschließung des Plangebietes soll von der Niedenstraße aus erfolgen. Dies ist 
auch in der schalltechnischen Untersuchung so berücksichtigt worden. Schon alleine auf-
grund der schalltechnischen Situation ist eine Erschließung über die Forststraße nicht mög-
lich. Sofern jedoch einzelne, untergeordnete Fahrten über das bestehende Betriebsgelände 
erfolgen sollten, ist im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens der Nachweis zu erbrin-
gen, dass die im Bebauungsplan festgesetzten Emissionskontingente eingehalten werden. 
Aufgrund der festgesetzten Emissionskontingente und der benachbarten Wohnbebauung 
ist bereits ersichtlich, dass eine Erschließung des Plangebietes über die Forststraße nur 
sehr untergeordnet und in Verbindung mit zusätzlichen Schallschutzmaßnahmen umzuset-
zen wäre. Eine Zufahrt zu einer möglichen Tiefgarage müsste über die Niedenstraße erfol-
gen und ist entsprechend in der schalltechnischen Untersuchung berücksichtigt.  
 

 
3. die Abhandlung der während der vorangegangenen erneuten Beteiligungen der Öffent-
lichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB und der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
nach § 4 Abs. 2 BauGB i.V. mit §4a Abs. 3 BauGB im Zuge des ergänzenden Verfahrens 
nach §214 BauGB hiermit zu bestätigen, soweit sie nicht durch die Beschlüsse zu 1 oder 2 
geändert wird. 
 
4. den Bebauungsplan Nr. 103, 3.Änderung gemäß den §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung 
NW vom 14.07.1994 (GV NRW S.666) in der zurzeit gültigen Fassung und gemäß § 10 Abs. 1 
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 
(BGBl. I S. 3634) das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I 
Nr. 6) geändert worden ist als Satzung. 
 
Das Plangebiet befindet sich an der Düsseldorfer Straße im Westen des Stadtgebietes Hilden. Es 
umfasst Grundstücksflächen im Bereich der Düsseldorfer Straße und der Niedenstraße. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst in der Gemarkung Hilden Flur 1 die Flurstü-
cke 307, 308, 313 und 194 (teilweise). Die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist dem Bebau-
ungsplan zu entnehmen. Die Größe des Plangebietes beträgt rd. 7130m². 
 
Dem Satzungsbeschluss liegt die Begründung mit Umweltbericht mit Stand vom 27.06.2023 zu 
Grunde. 

 
Abstimmungsergebnis: 
Mehrheitlich beschlossen bei 12 Nein-Stimmen vom Bündnis 90/Die Grünen sowie 3 Nein-
Stimmen der BA. 

 
 

 9 Angelegenheiten des Ausschusses für Umwelt- und Klimaschutz  

 
 
 

 9.1 Tarifanwendung Deutschland-Ticket rückwirkend ab dem 
01.05.2023: 
Übetragung der Abwicklung der Finanzierung an den VRR 

WP 20-25 SV 
61/131 

 
Dieser Tagesordnungspunkt (ursprünglich TOP 11) wurde zu Beginn der Sitzung verschoben. 
 
S. Brandenburg/CDU beantragte für die CDU Fraktion, dass zum jetzigen Zeitpunkt keine automa-
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tische Verlängerung beschlossen werde und die Entscheidung hierüber erst erfolge, wenn die Fi-
nanzierung geklärt sei. 
 
Beigeordneter Stuhlträger erläuterte, dass es bei dem Beschluss nicht um die Finanzierung des 
Deutschland Tickets gehe, sondern lediglich darum, dass die Büroarbeiten und Verhandlungen zu 
den Abrechnungsmodalitäten durch den VRR übernommen werden. Es ergeben sich keine finan-
ziellen Belastungen für die Verwaltung. Weiter führte er aus, dass für das Deutschland Ticket - 
anders als für die Umwandlung der Schülertickets in das Deutschland Ticket - keine zusätzlichen 
Gelder an den VRR gezahlt werden.  
 
Aufgrund der Erläuterungen zog S. Brandenburg/CDU den Antrag zur Änderung des Beschlusses 
wieder zurück. 

  
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Hilden beschließt mit Wirkung zum 01. Mai 2023 die delegierende Übertragung 
folgender Aufgabe an den Zweckverband VRR: 
 

- Durchführung der Finanzierung zum Ausgleich der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen, 

die im Zusammenhang mit der Anwendung des DeutschlandTickets in der Stadt Hilden ste-

hen. 

 
Dieser Beschluss zur Durchführung der Finanzierung des DeutschlandTickets gilt zunächst bis 
zum 31.12.2023.  
 
Die Laufzeit verlängert sich darüber hinaus automatisch, ohne dass es weiterer Rechtshandlungen 
bedarf, wenn und solange 
 

- eine auskömmliche Finanzierung von Bund und/oder Land für das DeutschlandTicket be-

reitgestellt wird oder der Rat der Stadt Hilden einer anteiligen Mitfinanzierung zugestimmt 

hat 

und  
- das DeutschlandTicket im Gebiet des Verkehrsverbundes Rhein-Ruhr durch Beschluss des 

Verwaltungsrates der VRR AöR angewendet und anerkannt wird. 

 
 

 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig beschlossen. 

 
 

 9.2 Klimaschutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen der Stadt Hilden: 
Bericht 2023 

WP 20-25 SV 
IV/026 

 
Rm Hebestreit/SPD fragte zur Maßnahme „Veloroute durch Hilden“, die in Zusammenarbeit mit der 
Stadt Solingen erfolgt sei, ob die Stadt Hilden hierfür ebenfalls - wie die Stadt Solingen - Fördermit-
tel vom Land NRW und vom Bund beantragt habe. 
 
Beigeordneter Stuhlträger erläuterte, dass in Solingen neue Wege in der Grünanlage gebaut wur-
den. In Hilden wurden u.a. eine Fahrbahndecke erneuert und fehlende Schilder aufgehangen. Die-
se Maßnahmen der Stadt Hilden seien nicht investiv, sodass sie nicht vom Land gefördert werden.  
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat beschließt nach Vorberatung im Ausschuss für Umwelt- und Klimaschutz: 
 
Folgende 27 Klimaschutz- und -anpassungsmaßnahmen werden in 2023 und 2024 be- und erar-
beitet: 
 

 B.001 Anlage von Fahrradstraßen 

 B.003 Umstellung Fahrzeugpark auf möglichst emissionsarme Antriebstechniken 

 B.013 Veloroute durch Hilden 

 B.023 Beschaffung vollelektrischer Fahrzeuge bei Ersatzbeschaffungen der Abfallbeseiti-
gung 

 B.024 Klimazuschuss auf das DeutschlandTicket 

 C.001 Sicherung und Entwicklung Stadtwald 

 C.002 Pflanzung von zusätzlichen Straßenbäumen 

 C.013 Fassadenbegrünung des östlichen Giebels des Bürgerhauses 

 D.002 Anlage / Erweiterung landschaftsgerechter Regenrückhaltebecken 

 Teilmaßnahme: Regenrückhaltebecken Bruchhauser Kamp 

 Teilmaßnahme: Regenrückhaltebecken „Brucherhof“ /Westring 

 Teilmaßnahme: Regenrückhaltebecken Furtwänglerstr. 

 Teilmaßnahme: Regenrückhalte- und Versickerungsbecken Hochdahler Str./ 
Hoxbach 

 Teilmaßnahme: Regenrückhalte- und Versickerungsbecken Hofstr. 

 D.003 Versickerungsflächen im Straßenraum 

 D.009 Katalog mit kurzfristigen Maßnahmen zum Überflutungsschutz 

 E.018 Installation einer Photovoltaik-Anlage: Grundschule Im Kalstert (Außenstelle Walder 
Straße) 

 E.019 Überprüfung der Potentiale zur Installation von Photovoltaik-Anlagen auf städtischen 
Gebäuden 

 E.020 Neubau des Gärtnerhofes: Wärmeversorgung durch Installation einer Erdwärme-
pumpe und Stromversorgung durch Installation einer PV-Anlage inkl. Energiespeicher 

 E.021 Installation einer Photovoltaik-Anlage: Funktionsgebäude Weidenweg 

 E.022 Installation eines Energiespeichers und 2 Ladesäulen: Funktionsgebäude Weiden-
weg 

 E.023 Neubau KiTa Holterhöfchen: PV-Anlage und Luft-Wärmepumpe 

 E.024 Einführung Energiemanagementsystem 

 E.025 Fortführung Energiesparmaßnahmen aus 2022 

 F.016 Erarbeitung einer THG-Bilanz auf Basis der Erhebungen des Kreises Mettmann - 
Fortsetzung 

 F.019 Kommunale Klimapartnerschaft mit Nové Město nad Metují 

 F.020 Erstellung Hitzeaktionsplan Stadt Hilden 
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 G.005 Entwicklung und Durchführung von Veranstaltungen zur Stärkung der Wahrnehmung 
der Themen Klimaschutz und Klimafolgenanpassung in der Öffentlichkeit - Fortsetzung 

 G.006 Schaffung einer zentralen Informationsplattform zu Klimaschutz- und -
anpassungsthematiken in Hilden - Fortsetzung 

 G.007 Kampagne zur Information und Bewerbung zum Thema Dach-/Fassadenbegrünung, 
Entsiegelung, Begrünung 

 G.008 Solaroffensive im Stadtgebiet 

 H.001 Energieeffiziente Sanierung bzw. Austausch der Fenster: Bürgerhaus Mittelstraße 

 
Abstimmungsergebnis: 
Mehrheitlich beschlossen bei 3 Nein-Stimmen der AfD Fraktion (ohne Rm Haupt/AfD). 

 
 

 9.3 Konzeption einer Kommunalen Wärmeplanung WP 20-25 SV 
61/129 

 
Beigeordneter Stuhlträger berichtete über die Verhandlungsergebnisse mit der Stadtwerke Hilden 
GmbH (SWH). Es liege nun ein Angebot der SWH in Höhe von 180.000 € vor sowie die Zusage, 
dass sich die SWH bei Auftragserteilung mit rund 30.000 € an dem Projekt beteiligen werde. Der 
städtische Eigenanteil für die Umsetzung belaufe sich somit auf 150.000 €.   

  
Beschlussvorschlag für den Rat: 
 
1. Der Rat der Stadt Hilden beschließt die Erstellung einer kommunalen Wärmeplanung und er-

mächtigt die Stadtverwaltung, die Stadtwerke Hilden GmbH mit deren Entwicklung und Durch-
führung zu beauftragen. 
 

2. Der Rat der Stadt Hilden beschließt die überplanmäßige Mittelbereitstellung im Haushaltsjahr 
2023 für Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen in Höhe von 150.000 € im Produkt 
090101 „Stadtplanung“. Die Deckung erfolgt durch Mehrerträge bei der Gewerbesteuer im 
Produkt 160101 „Zahlungsströme der allg. Finanzwirtschaft“ 

 
 

Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig beschlossen. 

 
 

 10 Bedarfsbeschluss Neubau Sporthalle Schützenstraße WP 20-25 SV 
26/045/1 

 
Rm Joseph/FDP erkundigte sich nach einem Plan B, sofern die angestrebte Förderung ausbleibe.  
 
Bürgermeister Dr. Pommer erklärte, dass die Frage öffentlich nicht beantwortet werden könne, da 
sie interne Angelegenheiten der SHB betreffe. 
 
Rm Joseph/FDP erwiderte, dass die Stadt Hilden doch das Geld bereitstelle und die Fördergelder 
beantrage, damit die SHB in ihrem Auftrag die Sporthalle bauen könne.  
 
Beigeordneter Stuhlträger erläuterte, dass der Rat zunächst nur einen Bedarfsbeschluss gefasst 
habe und für die Finanzierungsfrage zu einem späteren Zeitpunkt noch eine Sitzungsvorlage er-
stellt werde. Der Rat entscheide bei Investitionen oberhalb von 500.000 €, was er haben möchte 
und der Aufsichtsrat und die Geschäftsführung der SHB treffen die Entscheidung über die Umset-
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zung. Wenn die Fördermittel nicht kommen, müssen der Aufsichtsrat SHB und die Geschäftsfüh-
rung einen Vorschlag für die weitere Vorgehensweise erarbeiten.  
 
Rm Beier/BA erklärte, dass sich der Rat das Instrument des Gesamtabschlusses und der daraus 
entstehenden Berichterstattung aus den Händen genommen lassen habe und so kein Controlling 
der Sportstätten möglich sei. 

  
Beschlussvorschlag: 
 
Nach Vorberatung durch den Schul- und Sportausschuss sowie den Ausschuss für Umwelt- und 
Klimaschutz beschließt der Rat der Stadt Hilden, dass die Stadt Hilden Beteiligungsgesellschaft 
mbH (SHB) den Rückbau der bestehenden Sporthalle an der Schützenstraße 16 zugunsten eines 
Neubaus mit erweitertem Raumkonzept weiter betreiben soll. 
Die Teilnahme am Projektaufruf des Bundes für eine finanzielle Förderung wird gebilligt. 

 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig beschlossen. 

 
 

 11 Mitteilungen und Beantwortungen von Anfragen  

 
Beigeordneter Eichner berichtete, dass der Verwaltung bislang keine ausreichenden Informationen 
von der SHB zu dem Bewegungskonzept und der Schwimmförderung vorliegen und die offenen 
Anfragen zu diesem Thema daher derzeit nicht beantwortet werden können. Er befinde sich wei-
terhin in Gesprächen und versuche die Fragen bald zufriedenstellend zu beantworten. 

  
 

 12 Entgegennahme von Anfragen und Anträgen  

 
 12.1 Antrag AfD Fraktion Sprachvorschriften in der Stadtverwaltung  

 
Rm Buchholz/AfD verlas folgenden Antrag: 
 

„ A Appell an den Bürgermeister  
1. Die Stadtverwaltung Hilden verwendet ab sofort in ihren Schriftstücken und Veröffentlichun-
gen keine Gender-Sprache mehr.  

2. Der Stadtrat Hilden stellt fest, dass Sprache eines der wichtigsten Ausdrucksmittel der Men-
schen ist und eine Beeinflussung der Verwaltungsmitarbeiter zum Beispiel mittels Gender-
Sprech-Leitfaden abzulehnen ist.  

3. Mitarbeiter der Stadtverwaltung, welche die amtliche deutsche Rechtschreibung nutzen, 
dürfen keine Nachteile erfahren.  
 
B Problem und aktuelle Lage  
Linke Gruppen versuchen seit einigen Jahren an deutschen Behörden, Schulen und anderen 
staatlichen Einrichtungen sowohl „gendergerechte“ Schreib- als auch Sprechweisen durchzu-
setzen. Andersdenkende werden in diesen Bereichen teilweise unter Druck gesetzt, die von 
oben verordnete ideologische Sprache zu übernehmen, da sonst Nachteile (z.B. schlechte 
Bewertungen bzw. Punktabzug) drohen: 
 
„Studenten schreiben aus Angst vor schlechten Noten widerstrebend in der Gender-Sprache; 
Forscher, die etwa Anträge bei der Deutschen Forschungsgemeinschaft DFG stellen, fürchten 
Schwierigkeiten, wenn sie nicht alle Texte durchgendern; selbst in Schulen kommt es immer 
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häufiger vor, dass Lehrer den Kindern mindestens nahelegen, zu gendern – trotz eines Be-
schlusses der Kultusministerkonferenz, dass die amtliche Rechtschreibung zu lehren ist.“ 
 

Eine Gleichberechtigung wird allerdings nicht durch die Erschaffung von Begriffen wie „zu-
Fuß-Gehende“, „Fahrrad-Fahrende“, „Studierende“, oder „Bürger*Innenmeister*in“ erreicht, 
sondern trennt die Menschen.  
 
Das grammatikalische Geschlecht eines Wortes steht in der deutschen Sprache nicht zwangs-
läufig in einem Zusammenhang mit dem biologischen Geschlecht oder der sexuellen Vorliebe. 
So kann „die Person“ und „die Führungskraft“ auch ein Mann sein und „die Teilnehmer“ kann 
eine Gruppe von Männern und Frauen umfassen.  
 
65 Prozent der Deutschen „lehnen etwa Formulierungen wie Zuhörende statt Zuhörer und die 
Nutzung des großen Binnen-Is (WählerInnen) in der Schriftsprache ebenso ab, wie eine 
Kunstpause vor der zweiten Worthälfte (Pendler_innen) in der gesprochenen Sprache.“ 

  

Eine repräsentative Umfrage der Forschungsgruppe Wahlen ergab, dass 71 Prozent der Bür-
ger Gendersprache in den Medien ablehnen. Selbst unter den Anhängern der Linkspartei und 
den Grünen lehnt jeweils eine Mehrheit die Gender-Sprache ab.  
 

Im privaten Raum kann jeder schreiben und sprechen, wie er möchte, eine Ideologisierung 
unserer Muttersprache durch staatliche Stellen ist jedoch einer Demokratie unwürdig und da-
her abzulehnen.  
 
Für die Fraktion der Alternative für Deutschland gilt, dass Sprache zusammenführen und einen 
soll und nicht von oben einer politischen Ideologie unterworfen werden darf.“ 

  
 

 12.2 Anfrage Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN: Situation der Geflüch-
teten in den städtischen Unterkünften 

 

 
Rm M. Münnich/ Bündnis 90/Die Grünen verlas folgende Anfrage:  

 
„In Hilden leben ca. 800 Geflüchtete in städtischen Unterkünften. Davon sind über 250 Kinder 
und Jugendliche - über 500 im Alter zwischen 18 und 59 Jahren. Wegen des in Hilden ange-
spannten Wohnungsmarktes – besonders im preisgünstigen Segment – ist es weit über 200 
Personen auch nach drei Jahren nicht gelungen eine Wohnung zu mieten. Ca. 90 Personen 
leben sogar schon über fünf Jahre in den Flüchtlingsunterkünften.  
 
Auch haben hohe Zuweisungszahlen dazu geführt, dass alle Unterkünfte wieder voll belegt 
sind. Viele Geflüchtete verbringen die meiste Zeit des Tages in den Unterkünften ohne feste 
Tagesstruktur. Dies alles trägt zu einem höheren Konfliktpotenzial bei.  
 
Wichtig ist es daher noch mehr Anstrengungen zu unternehmen, allen Geflüchteten ein adä-
quates Bildungs- und Freizeitangebot machen zu können. Beides sind zwingende Vorausset-
zungen für eine gelingende Integration.  
Um einen ersten Überblick über die Lebenssituation der Geflüchteten in den städtischen Un-
terkünften zu erhalten, bitten wir um die Beantwortung folgender Fragen:  
 
Fragen zum Angebot für Kinder:  
1. Wie viele der über Dreijährigen besuchen eine Kita?  

2. Wieviel Vorschulkinder besuchen keine Kita?  
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3. Gibt es in den Unterkünften ein Spielgruppenangebot für Kinder unter drei oder älter?  

4. Ist bekannt, ob Kinder einem Sportverein angehören?  

5. Gibt es sonstige Angebote für Kinder?  
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Angebote speziell für Frauen:  
1. Gibt es ein niederschwelliges Sprachangebot für Frauen - in den Unterkünften oder außer-

halb / mit und ohne Kinderbetreuung?  

2. Wieviel Frauen besuchen einen Sprachkurs (A1-C) bzw. haben diesen erfolgreich abge-
schlossen?  

3. Gibt es sonstige Angebote in den Unterkünften (z.B. Nähkurse)?  
 
Fragen zur Bildung und Freizeitgestaltung:  
1. Wie viele Alphabetisierungskurse bieten wir in Hilden an?  

2. Welche Weiterbildungsangebote (außer Angebote des Job-Centers) gibt es?  

3. Wieviel Personen sind Mitglied in einem Sportverein?  

4. Besuchen Kinder und Erwachsene Kultur- oder Bildungsangebote der Stadt?  

5. Wenn ja, welche?  

6. Gibt es Kenntnis über Hobbys und Fähigkeiten der geflüchteten (Musik, Kunst, Sport)?  

7. Werden die Geflüchteten auf das Kulturangebot der Stadt aufmerksam gemacht, wenn ja, 
auf welchem Wege?  

8. Welche ehrenamtlichen Angebote werden zurzeit den Geflüchteten gemacht?“ 
  
 

 12.3 Anfrage BA Fraktion: Nutzungsgebühren für öffentliche Grünanla-
gen 

 

 
Rm Reffgen/BA verlas folgende Anfrage: 
 
„Einer den Fraktionen zugegangenen Information zufolge soll die Stadtverwaltung einem Sportver-
ein die Nutzungserlaubnis für die teilweise Inanspruchnahme einer öffentlichen Grünanlage für 
eine Sportwerbe-Veranstaltung in Kooperation mit dem Kreissportbund unter Hinweis auf die vom 
Rat beschlossene Entgeltrichtlinie für die Nutzung von Sportstätten nur gegen Zahlung einer Nut-
zungsgebühr in Aussicht gestellt haben.  
 
Der Vorfall veranlasst die Bürgeraktion, folgende Fragen zu stellen:  
 

1. Trifft es zu, dass die Stadtverwaltung dem Hildener Judo Club für eine gemeinsam mit dem 
Kreissportbund im Hildener Stadtpark geplante Sport-Werbeveranstaltung auf der Grundla-
ge der Entgeltrichtlinie für Sportstätten die Erhebung von Nutzungsgebühren in Aussicht 
gestellt hat?  

2. Wenn ja, welche Entscheidung oder welcher Beschluss legitimiert die Verwaltung, die vom 
Rat beschlossene Entgeltrichtlinie für Sportstätten auf öffentliche Grünanlagen zu übertra-
gen?  

3. Seit wann erhebt die Verwaltung Gebühren für die Nutzung öffentlicher Grünanlagen – und 
nach welchem Gebührenmaßstab?  

4. Welche Grünanlagen sind von der Gebührenerhebung betroffen und welche Kriterien sind 
dabei für die Verwaltung entscheidungserheblich?  

5. Handelt es sich zum Beispiel auch um eine gebührenpflichtige Veranstaltung, wenn der 
Bürgermeister zum Boule-Spiel in den Stadtpark einlädt? 

6. Gedenkt die Stadt auch die Städtische Musikschule, Bürgervereine, Karnevalsgesellschaf-
ten oder vergleichbare Organisationen bei der Nutzung von öffentlichen Grünanlagen 
und/oder von Bolzplätzen zur Durchführung von Festen mit gastronomischem Angebot mit 
Nutzungsgebühren zu belegen, oder sind solche Gebühren bei entsprechenden Festivitä-
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ten in der Vergangenheit bereits angefallen?“  
  
 

 12.4 Anfrage BA Fraktion: Verkehrsfluss bei Baustellen-Umleitungen  

 
Rm Reffgen/BA verlas folgende Anfrage: 
 
„Baustellenbedingte Umleitungen erzeugen in der Regel viel Ärger. Leider überwiegend viel un-
vermeidbaren Ärger. Sowohl für den Verkehr als auch für die Anwohner bedeuten die Umleitungs-
strecken vor allem bei längeren Bauzeiten Stress durch Staubildungen und ungewohnt hohes Ver-
kehrsaufkommen auf den z. T. nur sehr bedingt geeigneten Ausweichrouten. Die seit Monaten 
währende Sperrung der Richrather Straße, zuerst durch die Baustelle am Gressard-Platz, dann 
wegen der Kanal- und Straßensanierung südlich des Hagelkreuzes, spannt die Geduld vieler Men-
schen in Hilden aktuell wieder einmal auf die Folter. Besonders in den Hauptverkehrszeiten ent-
steht bisweilen der Eindruck, dass die Stadt im Verkehr versinkt.  
 
Umso mehr erscheint es erforderlich, mit geeigneten Maßnahmen auf den zum Teil völlig überlas-
teten Umleitungsstrecken wenigstens den vermeidbaren Ärger zu reduzieren. Dazu könnte eine 
optimierte, den veränderten Verkehrsbeziehungen angepasste Ampelschaltung beitragen, die 
während der Bauphase die umgeleiteten Verkehrsströme berücksichtigt und den Verkehrsfluss 
verbessert.  
 
Ein Beispiel: Umleitungsbedingt kommt es aktuell auf der Strecke Kirchhofstraße/Baustraße zu 
einem hohen Verkehrsaufkommen, die Lichtsignalanlage an der Kreuzung Richrather Straße prio-
risiert jedoch unverändert den z. Zt. gesperrten, also nicht vorhandenen Durchgangsverkehr auf 
der L85 – mit dem Effekt, dass der vermehrte Verkehr auf der Baustraße nicht im notwendigen 
Maße in Richtung Süden abfließen kann.  
 
Ein anderes Problem sind wechselseitige Parkstände auf engen Innenstadtstraßen wie der Kol-
pingstraße, wo die erhöhte Verkehrsintensität in den Hauptzeiten den Verkehr mit dem Nichts-
gehtmehr-Effekt kollabieren lässt.  
 
Daran knüpft die Bürgeraktion zwei Fragen:  
1. Sieht die Verwaltung eine Möglichkeit, die Lichtsignalanlagen der Umleitungsstrecken – gege-
benenfalls mit dem Straßenbaulastträger – auf temporäre Optimierungsmöglichkeiten zu prüfen, 
mit dem Ziel, während baustellenbedingter Umleitungen einen verbesserten Verkehrsfluss zu er-
reichen?  
2. Wie beurteilt die Verwaltung die Möglichkeit, dem umleitungsbedingten Verkehrsstress auf en-
gen Innenstadtstraßen durch sensiblen Einfluss auf die Parkregelungen oder mittels Einbahnstra-
ßen Regelung zu begegnen?“ 

  
 

 12.5 Antrag FDP Fraktion: Einrichtung von Wohnmobilstellplätzen  

 
Rm Joseph/FDP verlas folgenden Antrag: 

 
„Der Rat der Stadt Hilden wird gebeten, nach Vorberatung in den Fachausschüssen, wie folgt 
zu beschließen:  
 
1. Die Einrichtung von mindestens zwei Wohnmobil-Stellplätzen ohne Ver- und Entsorgungs-
einrichtung im Hildener Stadtgebiet, gekennzeichnet durch entsprechende Straßenverkehrs-
zeichen (z.B. Nr.314, ergänzt durch das Straßenverkehrszusatzzeichen 1048/17).  
Alle Ortseingangsstraßen sind mit entsprechenden Hinweisschildern zu versehen.  
Weiterhin sollen die Stellplätze auf der Homepage der Stadt Hilden zu finden sein.  
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2. Die Verwaltung prüft, ob mögliche Fördermittel für die Einrichtung von Wohnmobil-
Stellplätzen zur Verfügung stehen.  
 
3. Die neu geschaffenen Wohnmobil-Stellplätze sind mit einer entsprechenden Infobeschilde-
rung zu den Ver- und Entsorgungseinrichtungen der Stadtwerke Haan zu versehen.  
 
4. Es gilt zu prüfen, ob in Zusammenarbeit mit den Stadtwerken Hilden die (kostenpflichtige) 
Bereitstellung von Stromentnahmestellen mit CCE-Steckverbindungen möglich ist.  
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Begründung  

Seit Jahren entwickelt sich das Reisen in autarken Wohnmobilen rasant.  
Besonders an bedeutenden Autobahnachsen (Nord-Süd = A3 / Ost-West = A46) suchen 
Wohnmobilisten oftmals nach einfachen Übernachtungsmöglichkeiten, welche sich ruhig, aber 
zentral in der Nähe einer Stadt befinden. Bei Wohnmobilen mit entsprechender Autarkie sind 
dabei Wanderparkplätze beliebt.  
 
Reisemobilstellplätze werden in erster Linie touristisch genutzt. Reisemobilfahrer schätzen die 
fußläufige Nähe zu touristischen Ereignissen, wie zum Beispiel das Stadtzentrum, Wanderge-
biete, Gaststätten, Thermen und Gewässer.  
 
Hilden ist an das Tourismusgebiet Neanderland angeschlossen und sollte eine entsprechen-
des Angebot für Wohnmobilreisende vorhalten.  
Es wird keine gesonderte Ver- bzw. Entsorgung benötigt, da in der Nähe eine entsprechende 
Station der Stadtwerke Haan bereits vorhanden ist.  
 
Durch eine zentrumsnahe Einrichtung von Wohnmobilstellplätzen werden touristische Mög-
lichkeiten in Hilden erschlossen. In den angrenzenden Städten sind solche Angebote bereits 
zahlreich vorhanden.“ 

  
 

 12.6 Anfrage FDP Fraktion: Termin für die Stadtkonferenz "Mobilitäts-
konzept" 

 

 
Rm Joseph/FDP erkundigte sich nach einem Nachholtermin für die ausgefallene Stadtkonferenz 
zu dem Thema „Mobilitätskonzept“. 
 
Beigeordneter Stuhlträger erklärte, dass noch kein konkreter Termin benannt wurde, da der Auf-
tragnehmer erkrankt sei und der Termin daher erst im 1. Quartal 2024 nachgeholt wird. Derzeit 
überlege die Verwaltung auch, zunächst einen internen Workshop im Stadtentwicklungsausschuss 
vorzuschalten, bevor eine öffentliche Diskussion stattfinde 

  
 

 
 
 
Ende der Sitzung:   19:30 Uhr 
 
 
 
 
Dr. Claus Pommer / 19.12.2023 Christina Schroeder / 19.12.2023 
Vorsitzender Schriftführerin 
 
Gesehen: 
 
 
 
Roland Becker / 19.12.2023 
Amtsleiter Bürgermeisterbüro 
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